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über die gu 17, November 1925 im Neuen DErEUSER- 
saal des Hathauses der Stadt Saarbrücken statt- 
gefundene Sitzung des Landesrates. 


Der stellv. Vorsitzende ‚Mit lied Scheue r (2)- 
St.Jngbert,eröffnet um 9 Uhr 30 Minuten vorm.die Sitzung. 


 Beitens der Regierungskommission ist äanwesend: 


Der stellv. Staatskommissar,Herr Oberregierungsrat Dr. Heim 
aus der Abteilung des Innem. 


Die eetale) lung der Anwesenheitsliste ergibt die An- 
wesenheit von 29 Mitglieder. 
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Entschuldist fehlt 


das Mitglied, Kommerzienrat Dr.h.c.Herm.Röchling (DSV)- 
Völklingen. 


il 


TAGESORDNUNG. 


—— u [ne 


Begutachtung der Verordnungsentwürfe betr.: 


— ALLER 


1) Abänderung des Zuwachssteuergesetzes vom 14.2. 1911 
in der Fassung des Gesetzes vom 3.7.1913 über Ande- 
rungen im Finanzwesen; 
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2) die religiöse Kindererziehung: 
3) Abänderung der Bestimmungen über das Wohnungswesen. 


Vorsitzender Scheuer: Meine Herren! Die Tagesordnung liegt 
| hnen vor. Es wird zweckmäßig sein, die Vorlage betr. 
die religiöse Kindererziehung in die Kommission zu 
verweisen und zwar in die 6. Kommission. Sind »ie da- 
mit einverstanden? Widerspruch erhebt sich nicht, der | 
Vorschlag ist somit einstimmig angenomnen. } 
Femer wird es sich empfehlen, die eigentliche > 
Wohnungsverordnung heute gleich in die Kommission Zu i-r 


verweisen. 





. Jahre auch. 


BZ 
verweisen. Ich schlage vor,wir verweisen diese Vorlage 
in die Wirtschafts-und Rechtskommission,wie im vorigen 


. ,. Niderspruch erhebt sich nicht. Ich stelle die 
einstimmige Annahme des Vorschlages fest. 


Wir kommen dann zu Punkt 1 der Tagesordnung betr. 


Abänderung des Zuwachssteuergesetzes vom 14.Fe- 
bruar 1911 in der Fassung des Uesetzes vom 3.Ju- 
lı 1913 über Änderungen im Finanzwesen. 


Ich erteile hierzu dem Berichterstatter,Herm 
Abgeordneten Gärtner das Wort! 


Abg. Gärtner (2): Meine Herren! Die I. Kommission hat sich in 


a 


Vorsitze 


Abe. Lev 


ihren Sitzungen am 27,0ktober und 4. November ds.Js.mit 
der Vorlage beschäftigt. Es wurde anerkannt, daß die 
Vorlage geeignet ist,gegenüber dem bestehenden Gesetz, 
die Härten zu vermeiden, Die Vertreter der Deutsch-Saar- 
ländischen Volkspartei und des Zentrums glaubten sich 
nicht für die Annahme der Vorlage aussprechen zu können. 
Die Schwierigkeiten durch das Schwanken der Währung, er- 
gäben sich dadurch, daß keine feste Berechnungsgrundlage 
gefunden werden könne. Die Deutsch-Saarländische Volks- 
artei sowie die Zentrumspartei beantragen die Aufhebung 
es Gesetzes. Die Sozialdemokratische Partei glaubte 
Sich diesem Standpunkt nicht anschließen zu können und 
err Hoffmann beantragte, die steuerfreie Grenze über 
150.000.-Franken hinaufzusetzen. Es ist in der Kommis- 
sion dagegen das Bedenken geltend gemacht worden, daß 
bei Annahme des noch höheren Satzes der Grundstückspeku- 


lation Tür und for. g0difnel werden könnte. Ginge man auf / 


150.000.-Franken mit der steuerfreien Grenze,so könnte 
bei Grundstücksveräußerungen durch Teilverkäufe die »teu- 
er sehr leicht umgangen werden. Außer dem Umstand der 
EEEmgaBeRgeN FHRFAnE 151 besonders durch die Kreditnot 
die EIOHRNUDE auf dem Grundstücksmarkt absolut nicht 
normal. 

Die Voraussetzungen für eine ordnungsmäßige 
zweckentsprechende Veranlagung zur Wertzuwachssteuer 
sind also nicht gegeben. | ee 

Daher entschied sich die Kommission für Ableh- 
nung der Vorlage. | 


nder Scheuer: Das Wort zur Vorlage hat der Herr Abgeord- 
nete Levacher ! 


acher (Z): Meine sehrverehrten Herren! Wir stehen an 
einem lage von historischer "ya Führen Rage heute sind 
die HRückwirkungen veröffentlicht worden,von denen die 
Reichsregierung die Annahme.des Vertrages von Locarno 
»ragriog l gemacht .hat. Da lenkt sich unser Geist 
zunächst zu unserer engeren Heimat der Rheinprovinz und 
der Pfalz, die in den letzten Jahren so viel für das 


Deutschtum 
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Deutschtum gelitten haben. Wir sprechen ihnen die aufrich- 
tigsten Grüße aus und beglückwünschen sie, daß die Dauer 
ihrer Leiden abgekürzt wird. Wir, die wir dieselben Leiden 
erdulden müssen, wissen, wie ein Volk gedrückt wird durch 
derartige Verträge und deren erg Von unserer 
engeren Heimat, der re A und Pfalz lenken wir un- 
seren Blick auf locamo. Mir an der Saar,haben alles In- 
teresse, daß der Vertrag von Locarno angenommen wird,denn 
es gibt-abgesehen vom Rheinäand- kein land,das derartig 
unter replibte gung und Haß der länder gelitten hat ‚wie 
das Saargebiet. Es ist Zeit, und höchste Zeit, daß die 

. Juft von der Atmosphäre dieses Hasses gereinigt wird. Wir 
erhoffen weiter das Recht auf nationale Freiheit, Wir be- 
grüßen in diesem Sinne den Vertrag von Locarno. Wir haben 
stets auf dem gi gestanden,daß das Heich unseret- 
wegen nichts tun soll, was ihm schaden kann. Nachdem der 
lag gekommen ist, an dem sich Deutschland entschlossen hat, 
in den Völkerbund einzutreten begrüßen wir ihn umsomehr, 
denn das eine ist klar,es geht durch das Saargebiet eine 
Sehnsucht nach_der deutschen Aejnet die jeden Tag stärker 
wird und wir als Vertreter der Bevölkerung haben dazu bei- 
zutragen,daß die Sehnsucht aralli wird. Wir sehen kein 
eil darin,daß man alle möglichen Pflästerchen auf unsere 
Wunde klebt. Wir wollen eine absolute Heilung,wir wollen 
die Rückkehr zu Deutschland, zu Preußen und Bayern, be- 
dingungslos und möglichst bald. “ 


( Bravo - Rufe .) 


Wir scheuen keine Volksabstimmung und wenn man eine Volks- 


abstimmung wünscht,so glaube ich,daß das wahr wird, was 
ich dem Reichskanzler gesagt habe: 


" Wir scheuen die eh nicht.Wir kön- 
nen mit ruhigem Gewissen für 99 Prozent der 
Bevölkerung bei der Abstimmung garantieren. 


Die Wurzel des Übels muß beseitigt werden. Ich sagte vorhin 
schon, es ht eine tiefe Sehnsucht nach Deutschland durch 
das Saargebiet. Mir fühlen uns hier nicht recht wghl. Unse- 
re eigene Heimat bietet uns nicht, was sie soll. Wenn man 
der Ursache nachgeht,so kommt man zu ganz eigenartigen Fol - 
gerungen. Sehen wir uns das Fundament an,auf dem das »aar- 


ebiet aufgebaut ist. Es ist die große Lüge von den 150.000. 


ranzosen im vaargebiet. Ein Statut, das auf einer der- 
artigen unsittlichen Grundlage aufgebaut ist,kann nicht 
sittlich sein. Nir haben ja nunmehr durch die in Elsaß- 
othringen erscheinende Zeitung " Die Zukunft" erfahren, 
wie man zu diesen 150.000 Saarfranzosen gekommen ist. Ich 
. darf es hier wiederholen. Man hat in Elsaß-lothringen an 

Orten, die mit der Bezeichnung "Saar" etwas zu tun_haben, 
wie Saargemünd ,‚Ssaralben ‚Saarunion,Saarwerdenusw. Listen. 
in Umlau gesetzt und hat die Leute dieselben unterschrei- 
ben lassen,sie möchten doch zu Frankreich kommen. Bei den 
mangelnden geographischen Kenntnissen haben die maßgeben- 
den Herren in Versailles das so ausgelegt,als ob diese leu- 
te zu Preußen oder der a und nun zu Frank- 
reich kommen wollten. So ist die große Lüge von den 150.000 
Saarfranzosen zustande gekommen. Ich hoffe, daß,wenn jetzt 


Herr 








in 
uw 
ıD 
R 
ay- 
T 
IQ. 
R 
ER 
9 
15 
io 
® 
3 
| © 
ar 
10 
; e- 
in 
KR, 
m 
nm 
Kl 
KK 
RM 
1% 
® 


WERE 


- 


> 
Rn 





114 


Herr Vigier, wie man hört, in diese Gegend versetzt wird, 
er dazu helfen wird ‚diesen Betrug aufzuklären. Ich 2 5 
das Fundament ist unsittlich,aber der ganze Bau ist ebenso 
unsittlich. In dieser Hesiehung war das geradezu eine 0Of- 
ern? für mich, was unser arteifreund,der bekannte 
Rechtslehrer Schnmidt,bei der Jahrtausendfeier des Zentrums 
ausgeführt hat. Er geht davon aus, daß man in neuerer Zeit 
Norte, wie Annexion vermeidet, daß man in der neueren Po- 
litik keine Völker mehr zwingt Gebietsteile ganz abzutre- 
ten, sondern daß man für alle diese Dinge ein viel schöner 
klingendes Wort sucht. Man sagt Besetzung. Schmidt führt | 
„ dann weiter,ganz kurz zusammengefaßt, aus: Wenn ein Volk 
ennektiert wird,dann bekommen auch die annektierten Dtaats- 
ürger dieselben Rechte wie die Staatsbürger des annektie- 
renden Stastes selber, Besetzt man aber ein Gebict bloß, 
so verliert der annektierte Staatsbürger jedes Hecht gegen- 
über dem Besetzunesstaat. Er prüft dann die Frage,ob Hegie- 
Zungen- er nennt auch die Sagarregierung- wie wir sie hier 
haben, etwas Unsittliches haben. Er sagt darüber folgendes: 
Internationale Kommissionen sind in einen Zeitalter,wie 
das unsrige, unvermeidlich,mitunter sogar nützlich. Es gibt 
Kommissionen, wie z.B. die berühmte "Buropäische Kommission 
zur Schiffbarmachung der Donau,die aus ezeichnet funktio- 
niert. Bei der Kommission,von der jetzt die hede ist liegt 
das rechtliche und moralische Uner rägliche darin,daß eine 
internationale Kommission als Trägerin von Gesetz und Recht 
für ein Volk von selbständigem nationalem Gepräge und in- 
dividueller Eigenart auftritt. Jedes europäische Volk von 
erai gem Nationalbewußtsein empört sich bei den Gedanken, 
von Fremdlingen regiert und beherrscht zu werden. 


(Zuruf des Herrn Abg. Reinhard: Der Völkerbund ist 
der Gerichtsvollzieher der Entente!) 


Nein, das sagt er nicht. Es kommt hinzu,daß wir lediglich 
diesen Zustand bekommen haben, weil angeblich die franzö- 
Sischen Gruben nicht in der lage waren, die für die Wirt- 
Schaft Frankreichs erforderlichen Kohlen zu lieferm. Auch 
dieses Fundament ist zusammengebrochen; Frankreich fördert 
mehr Kohlen wie früher. Man könnte nun auch die Gruben zu- 
Tückgeben. Ich hoffe, daß der Vertrag von locarno die nö- 
tigen Änderungen schaffen wird. Mir würde es widersinnig 
erscheinen, daß sich die großen Völker Frankreich und 
utschland über eine Grenze einigen, und in dieser Grenze 
als loch das Saargebiet lassen. Jede Macht ist daran in- 
teressiert, das Saargebiet auf seine Deite zu zienen. Des- 
gleichen ist jeder Staat darauf bedacht,die Abstimmung- 
wenn Sie kommt- auf seine Seite zu ziehen. Da sollte man 
der Meinung sein,daß man über das vaargebiet eine lösung 
finden kann, die uns die Rechte Bent nüch denen wir rufen. 
Es spielt keine Rolle daß bei En sgheidung dieser Frage 
der Völkerbund- zuständig ist. Die ache würde ‚wenn die 
beiden Interessenten ‚die beiden alleinigen Interessenten 
Frankreich und Deutschland, sich über diese Frage geeinigt 
haben,sicher die Zustimmung der übrigen Völkerbundsmi t- 
lieder erhalten. Wir und alle anderen Herren der Delega- 
1on Sınd bei unserem Aufenthalt in Genf so oft wie mög- 
lich daräuf aufmerksam gemacht worden,daß es an der Zeit 
wäre,die Saarfrage in einem gütlichen Sinne zu erledigen. 
ch glaube, daß beim Völkerbund irgendeine Schwierigkeit 
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diese Sache zu regeln,nicht besteht. Eines müßte man aber 
noch vorausschicken, diese Peer kung darf nicht, wie man 
verschiedentlich hört,auf Kosten der Bodenschätze unserer 
Heimat gefunden werden. Wir lassen unsere Gruben nicht 
zum Gegenstand der internationalen Spekulation machen, 
und wir lehnen es ab, diese Gruben internationalen Syn- 
dikaten zu übereignen. 


(Zurufe: Sehr richtig !) 


Es ist nötig, daß dieser Standpunkt hier einmal klipp 
und klar ausgesprochen wird,damit man auf der Gegenseite 
und auch in gewissen anderen Kreisen einmal sieht,wie wir 
über diese in ie Ich sagte, das Fundament und der 
Bau sind unsittlich. Ist es denn da nun ein Wunder,daß 
wir uns in diesem Bau nicht wohlfühlen und andererseits 
ist es da verwunderlich,daß aus unsittlichen Wurzeln auch 
nur Unsittliches wächst. Der Unsittlichkeit des ganzen 
aargebietes entspringen auch alle die »kandale,die wir 
neuerlich hier erleben und die man vermehren könnte ‚wenn 
man nur all das Material, das einem angeboten wird,ver- 
öffentlichen wollte. Man bekommt einen Schreck,wenn man 
in die Zeitung sieht und die Skandale findet,die von al- 
lem anderen Zeugnis ablegen,als von einer ordentlichen 


‚ Verwaltung im Völkerbundslande. Wer sind denn die leiten- 


den französischen Beamten,die wir hier haben. Es hat sie 
Bere geschickt und Clemenceau und das ist der Grund 
des Übels. Wenn man verständige Leute hätte ‚Leute ‚die ds 
Vertrauen der Bevölkerung genießen könnten ‚dann wäre uns 
schon viel geholfen. Aber während Frankreich den Foinca- 
rıismus iängst abgebaut hat,haben wir unseren »Saarp)oinca- 
rismus behalten und: Frankreich ist nicht imstande, hier 
abzubauen,was man in Frankreich längst nach Hause ge- 
schickt hat. | 

Ich berühre dıe eine Frage,wie steht es mit 
der französischen Garnison hier ? Der Völkerbund hat die 
nanfe gestellt; bisher ist eine Antwort der Saarregierung 
nicht erfolgt und wir haben das Militär genau wie im Juli 
hier. Es ist möglich, daß bis zum Dezember,wenn wieder 
eine Völkerbundsratssitzung stattfindet,etwas Militär 
zurückgezogen wird. Aber das ist nicht, was wir wollen. 
Wir wollen,daß wir kein französisches Militär hier haben. 
Nicht Locarno ,sondem der Vertra von Versailles ver- 
bietet es,daß hier Militär gehalten wird. Wenn nun Locarno 
hinzukomnt ‚dam dürfte die Frage spruchreif sein, daß die 
französischen Truppen verschwinden, Ich als saarlouiser 
habe besonderen Anlaß,darauf hinzuweisen. Wir sind auch 
mit einer Garnison behaf'et, die offenbar eine bestimmte 
Freude daran hat,ihrer Angriffslust zu folgen,die sie an 
mehr ge ten Fronten nicht austoben will. Wir erleben, 
daß alle 8 Tage etwas passiert, daß nach Laternen geschos- 
sen wird, daß in der Wirtschaft blank gezogen wird,nicht 
allein mit dem Säbel-. 


( Heiterkeit !) 


Ich habe den Posten vor unserer Dragonerkaserne bewundert. 
Der hat einen gänz besonderen Sport. Der Gehweg am Schil- 
derhaus ist sehr ne: Kommt nun ein unglückselger Bürger 
vorbei, so zwingt ihn der Posten,vom Bürgersteilg zu 

gehen. 
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gehen. Ich bin auch so einem Bajonettangriff entgangen 

und ich sah keinen Grund ein,warum ich mir den leg ver- 
sperren lassen sollte. Wir waren zu zweien. Während der 
erste hinter dem Posten herumging ‚Ging ich vorn herun. 

r Posten hat wohl nach mir gepickt,hat mich aber nicht 

Be Sorten, In dem Zeitalter der Entwaffnung sollte man 

. diesen Scherz lassen. Ich meine, die Leute können dafür 
nichts,denn diese haben die ausdrückliche Instruktion. 
Also Scheint es mir die höhere Kommandobehörde zu sein. 
Es wäre Be renn die Vasrregierung, die auch die Verant- 
wortung trägt,diesen Leuten klar macht, daß unsere Bür- 
gersteige keine Probe rungn&eDL ae sind. Es kommt noch et- 
was. Es ist kürzlich noch an die saarländische Gendarnerie 
der Befehl ergangen,die französischen Offizieren zu grüßen. 
Wenn die Leute hier nichts zu suchen haben, dann sind sie 
auch nicht zu grüßen. Ich habe im vorigen Jahre schon da- 


De hingewiesen und hoffe,daß es dieses Jahr Jahr nutzen 
wird. 


Ganz Schlimm ist die französische Fremdenlegien. 
on. Es vergeht kaum eine Woche, in der nicht irgend je- 
mand händeringend zu einem kommt und bittet, daß das’auf- 
hört. Wir haben # uns in dieser Frage des öfteren an die 
De pierungskonnission gewandt,daß Abhilfe geschaffen wird. 

Ich mıß der Saarregierung den Vorwurf mac en,daß sie an 
diese Dingenicht mit dem Ernst a a Fr die Bevölkerung 
berechtigt ist,von ihr zu verlangen. Es müßte möglich sein, 
das Los dieser Unglückseligen zu lindern. Wir sind doch 
nicht dazu da, den Franzosen das Kanonenfutter zu schicken. 


(Zuruf des Abg. Reinhard: Ihr müßt an den Völker- 
| bund appellieren!) 


bs läßt sich mehr aus dem Völkerbund machen,als er ist, 
Herr Reinhard. Ich sagte Ihnen vorhin schön, Sie sind zu 
ungeduldig. Nie schon gesagt, fühlen wir uns nicht wohl 
hier und ich habe wesentliche Momente angeführt, die dazu 
beitragen, nun kommen noch wirtschaftliche Momente von 
einer derartigen Schwere dazu,wie sie kaum irgendwo zutage 
Gerreten sind. &s ist ein furchtbares Unglück,wenn ein 
olk,das einen Krieg verloren hat,dann noch eine Infla- , 
tion durchmachen muß. Aber ich glaube,bis jetzt hat es 
in der Geschichte noch kein Vol ge eben, jas zweimal 
nacheinander eine Inflation zu erdulden hatte. Nur das 
Saargebiet muß auch in dieser Beziehung die trübsten Er- 
ahrungen machen, Deshalb sind wir ja Auch die Völker- 
bundskolonie. Wir haben uns, als der Franken eingeführt 
wurde,energisch dagegen gewendet weil wir an seine Stabi- 
lität nicht glaubten. Ich will nicht verkennen,daß es _ 
damals ein wesentlicher Vorteil war. Aber nun stehen wir 
zum zweiten Mal einer Inflation gegenüber. Es herrscht. 
eine ewige Wirtschaftskrise und eine entsetzliche Kredit- 


not im Saargebiet. Frankreich, das uns diese Währung auf- 


gezwungen hat,- die berühmten Briefe des Herm Labie be- 
weisen,daß es der französische Finanzminister gewünscht 

t- läßt uns ohne Kredit sitzen, Die Folgen sind lohn- 
auaule ‚Abachnürung des wirtschaftlichen Lebens, Arbeiter- 
entlassungen usw. Das alles hätte vermieden werden können, 
Es steht nichts davon im Versailler Vertrag,daß wir hier 
die französische Währung haben müssen. Es steht allerdings 


X \ 5 ” 
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allerdings darin, daß dem Umlauf des französischen Franken 
im jegsciet ein Hindernis nicht entgegengesetzt werden 
dürfe. Man wird vielleicht sagen, wenn man eine andere Wäh- 
rung verlangt ‚dann bringt man ein Unglück über das Saar- 
gebiet, Nachdem Frankreich die Befugnis hat,als Eigentümer 

er Gruben die Arbeiter und Beamten stets ın Franken zu 
entlohnen, ruft man durch die Wirkungen eines doppelten 
Geldumlaufs Nachteile, wie wir sie ja schon kennen lernten, 
wieder hervor. Das ist a Kirrde auch nur solange ‚als 
die französische Grube die Iö Dune in Franken gibt. »ie 
werden sich aber erinnern,daß es damals einer geraumen 

eit bedurft hat, bis Frankreich seine Bergleute in Fran- 
ken entlohnt hat. Ich sehe gamicht. ein,warum es nunmehr 
eine AI SUDE ablehnen soll,nachdem es damals seine Vortei- 
le darin fand. Ich wollte dieses Kapitel nicht anschneiden, 
weil ich fürchtete,zuviel Zeit zu brauchen,denn darüber 
könnte man stundenlang reden. 


| In komme zur Eisenbahn. Wir haben im Saargebiet 
immer noch Eisenbahnstrecken,die Frankreich als sein Eigen- 
tum in Anspruch nimmt,auf die es aber kein Anrecht hat. Es 
sind dies die Strecken Dillingen- Busendorf ‚Merzig-Hargar- 
ten-Betzdorf. Natürlich hat sich die Saarregierung nicht 
dagegen gewehrt und ist die Folge die, daß wir französi- 
Sche Sahnen im Saargebiet haben,auf die wir keinen ee pruch 
haben. Das Personal ist von seiner Verwaltung losgelös 

und die Pensionen sind in Frage gestellt. Ich wünsche, daß 
die Vaarregierung die I Son ischen Verhandlungen mi 
Frankreich eröffnet,damit dieser Zustand beseitigt wird. 

Es ist nicht gerade nett,daß man im Eisenbahnabteil lesen 
muß: de Sarrebruck_& Sasrehölzbach. Ich möchte fragen,wo- 
her die Leute das Recht nehmen und möchte wünschen,daß da- 
für gesorgt wird,daß deutsche Schilder angebracht werden. 
‚Wenn man auf die Eisenbahn kommt,dann kommt man unwillkür- 
lich auf eine Frage,die neulich in der Presse berührt wor- 
den ist. Bekanntlich geht unsere Eisenbahn nicht recht, - 


ich will nicht damit sagen,daß sie langsamer fährt,als an- 


dere Bahnen-, sondern sie bringt nicht ein,was man erwar- 


ten könnte. Im Völkerbund hat man die Formel gefunden,daß 
belgische und französische Sachverständige der Ansicht sind, 
ein derartig kleines Bahnnetz könne nicht rentabel betrie- 
ben werden. Es sei der große Vorzug der hHegierungskommis- 
sion, daß das Defizit gering sei. Nun ist es so, daß das 
französische Militär hier meistens nicht bezahlt. Eine 
Frage an die Regierungskommission, stimmt es oder stimmt 
es nicht-,daß die Militärtransporte immer noch nicht ab- 
erechnet sind ? Es handelt sich um einen Betrag von ca. 
O Millionen Franken. 


(Zuruf: Das Militär fährt zu einem Viertel des 
normalen Preises! 


‚Ich möchte wissen, ist etwas daran oder nicht,daß die fran- 


zösischen Nilitärtransporte immer noch nicht bezahlt sind 
und die Abrechnung sehr lässig betrieben wird. Die Finanz- 
kontrolle kann sich mit diesen Dingen nicht befassen,da 
sie keine Unterlagen bekommt. Wenn die Sache so kritisch 
ist, daß wir jährlich Millionen zusetzen,ist es Pflicht 
der Verwaltung dafür zu sorgen,daß die chuldner bezahlen. 


Ich 
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Ich weise darauf hin, daß wir Zinsverluste haben und daß 
der französische Franken damals wesentlich mehr wert war 


und man mit diesem Gelde gewissen Lohnforderungen hätte 


nachkommen können,wenn man die Gelder,statt in die fran- 
3 ll U Staatskasse, in die saarländische überführt hät- 
te. Ist es richtig,daß das Militär für elefon und Tele- 
eite ge- 
chnungen 
gedächt, 


sramme nichts bezahlt ? Mir ist dies von einer $ 
Sagt worden, die es wissen könnte. Sind die Abre 
fertiggestellt bezw. warum nicht ? Ich habe imer 
wir hätten eine Finanzkontrolle, die diese Tätigkeit 
‚überwachen soll. Nun ist es so,daß die Finanzkontrolle, 
die bei Post und Eisenbahn nichts überwachen kann, die 
anderen Verwaltungen Uberheup! nicht kontrolliert,daß 


also die anderen Zweige der taatsverwalt überhaupt 
keine Kontrolle Be u „? 


(Zuruf des Herrn Staatskommissars Dr.Hein: 


von der Generalfinanzkontrolle geprüf 


Wenn das so ist,dann finde ich das gerade zu ungeheuer- 
lich. Ich werde der Sache nachgehen. Ei 


Stimmt nicht ! Jede einzelne aan uude yir 


(Zuruf des Herrn Staatskommissars Dr.Hein: 


Jede einzelne Anweisu ‚wird Schon vor 
der Erledigung kontrolliert.) 


(Zuruf des Herrn Abe. Karius: Mit Ausnahme 
von Bollin ') 


Ich würde mich freuen,wenn das der Fall wäre. 


‚ Ich habe über die Eisenbam gesprochen. larum 
_ bekommen wir hier im Saargebiet keinen Risenbahnrat.Die 
deutschen Gesetze sind doch noch hier in Geltung,welche 
einen Eisenbahnrat und einen Betriebseisenbahnrat vor- 
sehen. Diese haben eine Eanze Reihe von wichtigen Auf- 
aben. Sie sind insbesondere zu hören. bei Fertigstellung 
er Tarife und Mahrnläne und dann sollen sie die Trans- 
er ebühren festsetzen Bestimmungen zur Anwendung der 
arıle ausarbeiten usw. Das sind alles Sachen, an denen 
die Saarbevölkerung genau so interessiert ist, wie die 
deutsche Bevölkerung. Äber bei der Eisenbahn nimmt man 
‚keine Rücksicht. Da werden die larife und Bestimmungen 
‚nach allen anderen Grundsätzen gemacht, als nach den 
Wünschen der Daarbevölkerung. Was ich rügen müßte, ist, 
daß das Saargebiet immer noch ein größer Güterbahnhof 
für die französischen Gruben ist, Prankreich bezahlt 
nichts dazu. Ich Lan mich, wo liegt der Grund,warum 
wır das bezahlen sollen. | 


Die Zustände hier haben, um zum Steuerwesen 

 überzugehen, eine Form angenommen, die einfach vielfach 
peruräglie ist. Aus den Kreisen der Handwerker,der 

eg schaft,der Arbeiter- und der Kaufmannschäft kon- 


men fortgesetzt Klagen über das Steuerwesen. Ich will 


Ben cht darauf hinweisen, daß einzelne Finanzänter 

Standpunkte einnehmen, die einfach lächerlich anmuten. 
Wir werden ja bestümt von allen Erwerbsgruppen dafür 
einzutreten, daß die Steuer endlich sozial und gerecht 


verteilt 
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verteilt wird, _ Ich möchte die ern dringend bitten, 
insbesondere bei der Versteuerung vorsichtig zu sein un 
die unteren Organe anzuweisen,nicht so rigoros vorzugehen. 
Ich hatte nämlich Gelegenheit ‚in einer Angelegenheit beim 
Steuersenat zu plädieren und habe gefunden,daß die saar- 
ländische Steuergesetzgebung sehr lückenhaft ist. 


(Zuruf des Herrn Abg. Reinhard: Sie haben sie ja 
eschlossen !) 


Wir haben sie aber nicht gemacht. Ein Jurist,welchem ich 
die Sache erzählte, sagte mir, das finden Sie bei den 
meisten saarländischen Gesetzen. 


Im Bergbau haben wir eine Instanz, das ist das 
Oberbergamt. Dieses soll die Bergpolizei ausüben und den 
Bergmann schützen,der im Dienst auf die bergpolizeilichen 
Vorschriften hingewiesen ist. Sie kennen die Beschwerden 
der Bergarbeiter, das Oberbergamt tut nichts. Nun ist_sehr 
interessant dem nachzugehen ,wer das Oberbergamt bezahlt 
und ich bin unterrichtet worden, daß es von der französı- 
schen Grubenverwaltung zum Teil bezahlt wird. 


(Zurufe: ganz !) 


Oder sogar ganz. Das ist ein Zustand,der so unmöglich ist, 
daß ich es nicht glauben wollte. Es ıst mir aber positiv 


versichert worden. Das ist eine Verwaltung,die ab angie ist, 
& 


so abhängig, daß der,der kontrolliert wird, der Brotee >? 
des Oberbergamtes ist. Ich möchte dringend hoffen,daß die- 
sem Zustand abgeholfen wird. Die Rücksicht gegenüber der 
Grubenverwaltung geht soweit,daß vom Straßenbauemt Straßen 
Be: werden auf deren Kosten. Und dann die Hauptsache! 

o sind die Steuern, die von dem französischen Gruben für 
das Saargebiet zu zahlen sind ? Im Vertrag von Versailles 
steht, daß die Gruben anteilig dazu beitragen sollen und 
die Finanzabteilung unter gütiger Mitwirkung des Herrn 
Labie hat es dazu geführt, daß die Gruben nur ein 
‚Siebtel zahlen. 


(Zuruf des Herrn Staatskommissars Dr.Heim: 
Nicht ganz ein Siebtel !) 


Das ist mehr wie dreimal zu wenig. Wir müssen verlangen, 
daß derjenige, der die Bodenschätze ausbeutet, auch die 
Steuern bezahlt, denn wir können nicht zugeben, daß der 
starke Arbeitgeber zu Ungunsten der schwächeren Schultern 
entlastet wird. Frankreich soll Steuern bezahlen und wenn 
es die Steuern nicht bezahlen kann,soll es die Gruben 
zurückgeben. Es ist so- und die Spatzen pfeifen es von 
den Dächern-daß Frankreich bei dem Kohlenverkauf ın Frank- 
reich selbst zusetzt. Was Frankreich an den Kohlen ver- 
dient, rührt vom Export nach Deutschland her. Ich komme 
darauf zu sprechen,daß die breitesten Kreise der saarbe- 
a a eine steuerliche Entlastung brauchen und komme 
auf die Resolution, die der Handwerkerbund gefaßt _hat,ın 
der er bittet, die Steuern. gerecht zu verteilen. Diese 
Forderung datiert von November 1925 und leitet mich über 
zu den Forderungen der Beamten. Es ist merkwürdig,daß es 
die deutsche Regierung fertiggebracht hat,daß die »aarre- 
BAR Tune der Regelung näher tritt. Es bedurfte des deut- 
schen Drängens, damit diese Frage überhaupt aufgerol_t 
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wurde und prompt ist sie nicht gelöst worden,denn sie 
ist wieder auf Dezember zurückgestellt worden, Dabei ha- 
ben diese Verhandlungen im Oktober stattgefunden und es 
war reichlich Zeit Be, 20 darauf vorzubereiten,die- 
se Sache in Ordnung zu bringen. In diesem Zusammenhang 
möchte ich nicht unterlassen festzustellen, daß wir ganz 
für diese Forderungen der Beamten eingetreten sind,wie 
wir es den Beanten Fer Progben haben. | 
_ Wir werden weiter auf die Forderungen der Kriegs- 
beschädigten aufmerkdam gemacht. Wenn das entıE SAR, 
was mir rnrreber worden ist, daß Deutschland die ent- 
sprechenden Anteile für die Kriegsbeschädigten in Mark 
an Begerong bezatl‘ und daß die Regierungskommission 
- dann die Bezüge in Franken ausbezahlt,- das scheint mir 
richtig zu sein-,möchte ich doch einmal gerne wissen,wie 
der Franken eigentlich umgerechnet wird. 


((Zuruf des Herrn Staatskommissars Dr.Heim: Ich 
ann Ihnen kurz sagen, daß die Kegierungskon- 
mission bis jetzt 3 Millionen minus gemacht 
hat,was sie drauflegen muß. Bei Herrn N 
nister Koßmann können Sie das einsehen. 


(Zaruf des Herrn Abg. Reinhard: Das scheinen tüch- 
tige leute zu sein! 


Das ist ja eine Sache, die man fast garnicht fassen kann. 
Ich habe’mir in meinem Untertanenverstand gesagt, wenn 
die Hegierung das Geld,vollwertiges Geld,bekommt und 
zahlt es in einem gewissen Zeitraum in einer Nährung aus, 
die sich dauernd verschlechtert,dann muß sie doch eigent- 
lich ein Geschäft machen. Wie gesagt, ich bin über diese 
Antwort ganz erstaunt. Ich nehme an, daß man die »ache 
ordentlich verrechnet hat, denn ich dachte. immer,es wur- 
de -bei dieser EORDanBE Für die Kriegsbeschädigten etwas 
herauskommen. Es ist hier wie so manches Mal,daß man 
sich fragen muß, wie sind die Dinge nur möglıch. 
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Ich will noch ganz kurz auf die Justiz über- 
ehen. Es soll einmal jemand gesagt haben:" Il y ä trop 
es juges en Sazre " - es gibt zuviel Kichter im vaarse- 

biet. Tatsache ist, daß die Justiz mit einem besonderen 
Wohlwollen behandelt wird,denn man hat in diesem Jahre 
3 Richter ernannt. Nan ist heute soweit,daß man ın 
Richterstellen referendare beschäftigt. Es ist nicht, 
verwunderlich,wenn kein hefemendar im Saargebiet bleibt. 
Die Leute Fa sich,wenn ich zwölf Jahre auf eine An- 
stellung warten muß ‚dann werde ich den taub von den 
Füßen schütteln. Der Effekt ist,daß wir im Saargebiet 
zu wenig Richter haben. Wir wissen wohl, daß so etwas 
unter preußischer Verwaltung niemals vorgekommen ist. 
Man sollte annehmen, daß sich die Kegierung So einrich- 
ten würde, daß ae die Kechtsprechung gewähr- 
leistet sei. Es wird damit so kommen,daß das,was man 
hier im Saargebiet nicht hat, importiert wird. Ich habe 
erfahren, daß wir wieder einen Richter aus Forbach er-_ 
halten haben. Er soll das Aufwertungsgesetz machen. Ich 
kann ihm nur mein Beileid dazu aussprechen. Nas in 
Deutschland Parlamente und Parteien nicht fertiggebracht 
'haben,das wird auch der neue Richter im Saargebiet nicht 
fertig bringen. 
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( Zuruf des Herrn Staatskommissars Dr.Hein: 


Die Sache liegt anders,der Herr ist in die Ver- 
waltung gekommen. 


Dann ist es noch schlimmer. Wir wünschen,daß unsere Verwal- 
FuRE wie auch die gBETAETE DER ARE von fremdländischen El - 
menten Beriss?t wird. Was dabei herauskommt,wenn man eine 
dünne Oberschicht von fremdländischen Beamten hat nit der 
waren BERRROR Unterschicht mittlerer und unterer Beamten, 
as sehen wir jeden lag. Diese arbeiten aneinander vorbei, 
eine Verfügung jagt die andere und dann gilt sie nicht und 
es kommt eine andere eg Das ist die ganz natürliche 
Folge des Systems. In diesen Inge muß ich der Saarregie- 
rung ein Kompliment machen, die »aarregierung hat deutsche 
Beamte angefordert und man kann sehen, daß der Geist von 
Locarno anfängt zu wachsen. Ich wünsche nur,daß er etwas 
deutlicher bläst. Es geht nicht,daß Leute, die von Tuten 
und Blasen keine Ahnung haben, die obersten Ämter inne- 
haben und alles in ein klägliches Durcheinander führen. 


Betr. VERBHEDE BAR, Die si Fe re 
wußte genau, daß am 1.Oktober das Gesetz abläuft.Es war 
ihr nicht möglich,vorher einen neuen Entwurf fertigzustel- 
len. Wir haben ein Interimsgesetz hekommen ‚wonach das \e- 
setz auf den 31.12.25 KenIRgeh wird. ©o kam es,daß wir 
einen Bee talosen Zustand hatten. Das neue Gesetz ist spä- 
ter gekommen,als das alte abgelaufen ist. Hätten die Niet- 
einigungsämter die Sache richtig gemacht,so hätten wir kein 
Gericht für Wohnungsschutz aan t. Dieser Zustand sollte 
nicht eintreten. Ich habe Ihnen eben die wichtigsten a 
des Ausgleichs vorgetragen, was in Baden-Baden verhandel 
worden ist. Es ist merkwürdig,daß in Baden-Baden Sachen 


behandelt wurdsn,von denen wir hier nichts wissen. Man soll- 


te doch dazu übergehen und erklären, was ist los gewesen 
und was hat man verhandelt. Man sollte uns auch darüber hö- 
ren und unser Gutachten einfordern. Es geht nicht an,daß 

. man autokratisch diese Sachen regelt. Es, entwickelt sich 
der Zustand,daß wir durch die deutschen Unterhändler mit 
der »aarregıerung verhandeln. 


| Betr.der Rentner möchte ich dringend bitten, 
daß man dem Gesuch der armen Leute endlich näachgeht und 
nicht dieselben vertröstet von heute auf morgen und sıe 
inzwischen des Hungers sterben läßt. 


nen über den * Etat denken. Ich möchte zusammenfassen: 

Re Ich wünsche, daß der Geist von Locarno nun end- 
lich einmal bei uns anfängt und daß man nicht mehr So auto- 
kratisch mit uns verfährt,wie man verfahren ist. Ich wün- 
sche keine Beruhigungspillen,sondern eine Radikalkur,- 


* 


eine möglichst baldige Rückkehr zu Deutschland. 
(Bravo- Rufe !) 





TUT re. Dr 


ieh habe Ihnen das gesagt ‚was wir im allgemei- 
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zender Scheuer: Das Wort hat der Herr Abereordnete Hoffmann ! 


ffmenn (S.P.): Meine Herren! Ich kann nieht umhin, an dem heuti- 
gen denkwürdigen Tage, an dem Jie Potschafterncte offiziell 
hekannt geworden ist, zu den Fragen Stellung zu nehmen, 
die ia in der nächsten Zeit sicher in &rsckeinung treten 
werden: Herr Reinhard wird wehrscheinlich die Presse nieh® 
verfnlgt haben, er möge heute nachmittag während der Mit- 
tsgspause Gelegenheit nehmen, die »ache durchzugehen, dann 
wird er ja sehen, was da in Erscheinung getreten ist.Eines 
freut besonders unsere Partei, daß die Politik, die diesa - 
be in der Nachkriegszeit im Gegensatz zu den Rechtspartei- 
en vertreten hat, sich nun auszuwirken beginnt und daß sie 
ersde ron den Leuten zur Auswirkung gebrächt wird und ge- 
racht worden ist, die früher eine gegenteilige lleinung 
vertreten haben. Ja, man kann sagen EB: man daran wieder 
ersehen kann, daß man in Deutschland mit dem Wasser kochen 
muß, das man hast. Das haben die Verhändlungsleute in 
locaärnc einsehen müssen und das haben auch die Leute von 
rechts, die sich heute wieder in den Schmollwinkel zurück- 
ziehen, einsehen müssen. 


Die Rückwirkungen und Auswirkungen von loceärno snd 
rach unserem Nafürhalten sicher zu erwarten. lan kann arer 
nicht s&egen, daß damit die Sache schon überhaupt perfekt 

eworden ist. Das liegt schon in den Worten Rückwirkungen, 
denn der Geist des Arschlusses des Vertrages von Lccearno 
macht sich erst bemerktar, wenn Slle in Frage kommenden 
Tänder dieses Abkommen ratifiziert und Snerkännt haben.Mir 
können ater heut& schon feststellen, daß die Kückwirkungen 
zum Neil eingetreten sind. 
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(Zuruf des Ätg. Reinhard !) | 


Jawchi Eerr Reinhard , wie Sie aus der Zeitung ersehen 
können,sind Schen folgende Rückwirkurngen zu verzeichnen: 
Erleichterungen im hesetzten Geriet,Akhau der Delegierten, 
Abtau der Besatzung ‚Räumung der Kölner Zone am 1.Dezember 
usw. usw, Das soll geschehen und es wäre schon längst ge- | 
Schehen,Herr Reinhard, wenn man die Folitik, die die vozRl- 3 
demokratie in den Jahren nech dem Krige vertreten wollte, 
offizieil vertreten hätte. Ich nehme An, daß, wenn man die 
Politik der Rechten. die js auch von den pelitischen Freun- 
den des Herm Reinhard stark unterstützt wird, weiter ver- 
treten hätte, noch der alte Zustand vorhanden wäre. Dann 
wären wir heute vor die Tetsache gestellt, daß diese Rück- 
wirkungen nicht tereits als Inrwirkungen eintreten. Also 
ich tetone, daß wir einen Schritt vorwärts gekommen sind. 
Ich betone such, daß, wenn der Seist von loearno wirklich 
leben bekcemt, diese Rückwirkungen auch für das Saargehiet 
unbedingt eintresen müssen, ganz einerlei wie. Ich bin der 
Auffassung, daß nach Lecarnc im Rheinland kein Tirard mehr 
hleihen kann. Ich bin aber Auch der Auffassung,daß auch im 
Suargebiet nach Locarno kein Reult mehr bleiben kann. Die 
leuse, die unter der Herrschaft Poincerös im Rheinland und 
im Saargebiet ihre Tätigkeit ausgeübt hapen,- für die ist 
nach Locarnı näch meinem Dafürhalten kein Platz mehr hier 
vorhanden, ganz einerlei, or die leute im Auftrage_ eines 
Höheren gehändelt haben oder nicht. Ich nehme vielleicht 
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zu ihren Gunsten letzteres an. Äber ich nehme femer an,daß 
eine Ande zung einzutreten hat, die in die Augen springen muß 
und zwar, daßb_ nicht nur ein System geändert wird, sondern 

daß auch die Personen, die dieses von uns so stark bekämpfte 
System unterstützt und vertreten haben, hier durch andere 


leute eb werden. Der Foincarismus muß an der Saar und 
im Rheinland nach locarno abgebaut werden. 


Meine Herren,>Sie wissen,daß mancher Fehler in der letz- 
ten Zeit im Neich a er locarno in Erscheinung getreten ist. 
Die wissen, daß die Hechtsradikalen von dem zweiten Verseil- 
les gesprochen haben ‚dasselbe haben sie ga auch bei den lon- 
doner Abmachungen getan. Nenn es wirklich so wäre, dann könn- 
ten sie höchstens von einem dritten Versailles sprechen. In- 
teressant ist auch die Arbeit der Kriegshetzer,die man in der 


Tagespresse verfolgen kann. Das Wolffbüro brachte am 16.ds. 
Mts. folgende Meldung: 





Vaterländische Protestkundgebung gegen Locarno! 


Die Deutschnationale Volkspartei veranstaltete am 
Sonntag Mittag in Gemeinschaft mit den Deutschvölki-. 
Schen und den vereinigten vaterländischen Verbänden im 
lustgarten eine Protestkundgebung gegen locamo.Der 
deutschnationale Reichstagsabgeordnete Dr. Kauffmann 

und der Vertreter der vaterländischen Verbände,von Nord- 
stein, hielten Ansprachen, in denen sie u.a. ausführ- 
ten,daß keine internationalen Abmachungen,sondern nur 


die eigene Kraft des Deutschen Volkes uns wieder frei 
machen können. " 


Ich möchte einmal die eigene Kraft des deutschen Volkes se- 
hen, die heute gegen die Technik der Siegerstaaten von frü- 
her mit ihrem großen Mund etwas unternehmen könne. Ich bin 
der Meinung, die leute riskieren den Mund und wollen nach- | 
her wieder Andere vorschicken, wie sie es ja auch während | 
des großen Weltkrieges getan haben. Interessant ist auch die | 
weitere Wolff’sche Meldung, die die internationale kommu- 
nistische Kundgebung in Brüssel bringt.Da heißt es:Die Ver- 
treter der Kommunisten Deutschlands, Großbrittaniens, Frank- 
reichs, der »chweiz, Polens, Belgiens und Hollands haben ın 
' Brüssel vom 11.bis 3. November eine Tagung abgehalten, in 
deren Verlaufe sie sich auch mit den Verträgen von Locarno 
beschäftigten. Es wurde eine Entschließung angenommen,in der | 
es heißt: "Durch die Annahme des Vertrages von locamo haben 
die Vertreter der deutschen Bourgeoisie mit den englischen 
und amerikanischen Royalisten einschließlich der früheren 
nationalistischen Elemente in starkem Naße die wirtschaft- 
lichen Interessen der BrDe Se rbex SL se rung ERAEhTOe N. Durch 
das Eintreten in den Völkerbund liefere die deutsche Bour- 
eoisie Deutschland als Änmarsch-und MARDIEA EN" für einen 
rieg gegen Rußland aus. Der Aufruf nennt sodann den Völker- 
bund ein Instrument der Bedrückung und der Not und Beie! auf 
die Haltung desselben zum Saargebiet Danzig Und Oberschle- 
DC 


sien hin."Das eine muß man anerkennen, an luß hat der Auf- u 


. FF . , 'W 
ruf recht, aber eines müssen die Herren Kommunisten einsehen, 


daß der Völkerbund ein anderes Bild bekommt,wenn die abseits- 
stehenden Länder hineingehen und darauf hinwirken, daß eine 


Änderung eintritt. Solange der jetzige Völkerbund besteht, 
haben wir keine große 
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Hoffnung von ihm, aber ich nehme an, daß es nach und nach 
elingen wird, d&eß dieser Völkerbund wirklich zu einem Bund 
er \Olker gemacht wird. Dieses wird viel eher geschehen 

können, wenn die besiegten Länder auch in diesen Bund gehen 

und wenn die demokratisch eingestellten länder 


(Zurufe: Auch die Kommunisten ?) 


ja, auch die Kommunisten sich in den Völkerbund begeben ınd 
ort im Sinne der Arbeiterbewegung gute Arbeit leisten. 


( Zurufe: Sehr gut !) 


Das wird der Arbeiterschaft Rußlands, Deutschlands und der 
Arkceiterschaft der ganzen Welt von großem Nutzen sein. Es 
ist interessant, daß die Zeute von links und rechts in das- 
selbe Horn blasen und dadurch der Reaktion eine Treppe nach 
der anderen gewinnen helfen. Das glaube ich betonen zu sol- 
len, liegt nicht im Interesse der Arbeiterbewegung und nicht 
im Interesse Europas, das nur durch eine europäische Ver- 
ständigung gesunden und wieder vorwärts kommen kann. Ichlese 
in der heutigen Fresse, daß der deutschnationale Farteitag 
der leitung der Partei wegen ihrer Haltung zu den locarno- 
fragen ein einstimmiges Vertrauen ausgesprochen hat. Daraus 
ist zu ersehen, daß der zweite Umfall bei den Deutschnatic- 
nalen nicht in Erscheinung treten wird. Es mag sein, daß man 
verschiedene leute abkonmendiert wie man es beim Londoner 
Abkommen gemacht hatte. Aber wir sehen, daß die Fartei den 
Umfall nicht so macht wie damals. Ich kin der Auffassung,es 
ist eben die letzte und tiefste Auswirkung des Vertrages von 
Loearno,die neue Mittel gibt, Sanktionen zu vermeiden. 
Iocarno nimmt den Alliierten die Auslegung des Vertrages von 
Versailles aus der Hand und die Auslegung des Vertrages von 
locamo selkst. Statt der Alliierten entscheidet eine unpar- 
teiische Instanz und die Zauberkraft des neuen Völkerrechtes. 
Deutschland wird nach und nach die Gleichberechtigung mit 
anderen Ländern erhalten. Noch für a Jahre werden wir 
erleben, daß Deutschland nicht in der lage ist, die Allier- 
ten zu etwas zu zwingen, wenn es nicht zu einer bh hr 
ommt. »ie sind jedoch In der Inge, Deutschland ihren Willen 
aufzuzwingen. Noch auf Jahre wird es so kommen, wenn eine 
Verständigung unmöglich sein würde, daß_ man mit Gewalt sei- 
nen Druck ausübt. Das haben wir in den letzten zwei Jahren 
erlebt. Ich erinnere an die »anktionen an der Ruhr. ir kön- 
nen hier sagen, daß durch die Ahmachungen von locamo ein 
Wendepunkt ın der Geschichte Europas und besonders in der 
Geschichte Deutschlands eintritt. Und wenn Briand in einer 
Aussprache mit Th. Wolff erklärt 
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" Der Vertrag von locamo würde nichts bedeuten, 
wenn er nicht bedeute, daß die deutsche und die 
französische Nation absolut entschlossen sind, 
ihre besonderen und engen Pesichtgpunkte aufzu- 
Bene, um sich auf einen höheren Standpunkt, den 

er europäischen Solidarität, zu stellen. Die Un- 
terzeichnung des Sicherheitspaktes, der zwischen 
den hauptsächlichsten Nationen Europas abgeschlos- 
sen wurde, muß der Ausgangspunkt einer engen und 
sofortigen Zusammenarbeit zwischen Frankreich und 
Deutschland werden. 
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Nenn der belgische Betschafter zuf dem Botschafter- 
abend zu Ehren des Londoner Pressekluhs folgendes erklärte: 
r sehe dem Il. Dezember als einem der bedeutensten Tage 
selnes iandes entgegen, wir haben einen Wendepunkt in der 
Geschichte erreicht, wir dürfen hoffen, daß der Rhein, der 
solange eine Grenze der politischen Gefahren war, künftig 
der friedliche Weg sein wird, der den Verkehr mit den Nsti o- 
nen des Nestens vermittelt, der Geist, der den Vertrag von 
Locarno hervorbrachte, müßte sich ausbreiten in der Verfol- 
- gung dieses Zieles;, wenn man diese Erklärungen sieht, die 
von maßgebenden Staatsmännern unserer Feinde während des 
Krieges, die zum größten Teil nicht durch die Waffe, sondem 
durch sonstige Momente als Sieger hervorgegangen sind, so 
kann man erwarten, daß bei den westlichen Siegerstaaten der 
gute Wille auch vorhanden ist und so kann man erwarten, daß 
auch Eurora in einem Wendepunkt der Geschichte eintritt. 
Wenn man weiß, wie Frankreich bei Atschließung des Versail- 
ler Vertrages auf den RORRRENE SE SIcherheitspekt hinzielte, 
der ja in den Artikeln 16 und 19 zum Teil auch garantiert 
18t, wenn man weiß, daß Frankreich nicht ganz tefriediet 
. wurde, als es in ÖOAännes und in Genf weitere Sicherheiten zu 
erlangen trachtete, wenn man nun weiß, daß dieser Sicher- 
heitspakt in Locarno zustande gekommen ist unter Einschluß 
Deutschlsnds, und wenn man nun weiß, daßdie Marantien, die 
Frankreich früher nur für sich selbst gesucht hat, nun auch 
für Deutschland gegeben sind, dann. muß auch in Frankreich 
eine Anderung eintreten und diese Anderung muß für ganz Üu- 
ropa von Vorteil sein. ich habe bereits darauf hingewiesen, 
was wir durch die Äbmachungen erreichen können. Wir betonen, 
daß Locarno und Rußland für uns so auszulegen ist und so 
susgelegt werden muß, daß die Abmächungen von Locarno mit 
Rußiand garnichts zu tun haben und Auch keine Anderung in 
der deutschen Folitik mit Rußland bedeuten können, besonders 
da, als gerade die Abmachungen in locamo abgeschlossen wur- 
den, Emicnmeitie Atmachungen mit Rußland atgeschlossen wur- 
den, Abmächungen, die Rußland einen Äredit von 100 Milli- 
onen Mark gebracht haben. Deshalb kann ich betonen und ich 
muß annehmen, daß die Vereinbarungen in locamo das gute 
Einvernehmen mit Rußland nicht stören können. Ich gläube, 
deß dieses auch, wenn ich mich recht entsinne, von einem 
höheren russischen Staatsmanne erklärt worden ist. 
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‚Zuruf Eifler: Die Tatsachen spreehen eine Andere 
Sprache ) 
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Ich bin sogar der Auffassung, daß in zwei Jahren Rußland 
in innigem Einvernehmen mit Deutschland im Völkertund 
sitzen wird. Das ist meine Auffassung, ich bin zwar kein 
Hellseher, aber ich glaube, wie sich schon soviel in der 
russischen Politik und sich schon soviel 
in der kommunistischen Farteı geändert hat, so wird sich 
auch die Einstellung Rußlands zum Völkerbund ändern. Diese 
Anderung wird besonders dann in ein =kutes Stadium eintre- 
ten,: wenn Deutschland im Völkerbunde ist. Also, ich glaube 
betonen zu sollen, daß die Iocamoer Abmäachungen keinen 
Einfiuß auf das gute Einvernehmen zwischen Deutschland und 
Rußland haben können. lLabei erklären wir: Hände weg von 
Rußland. Wir mischen uns nicht in innere Angelegenheiten 
Rußlands ein. Wir haben deutsche Politik zu mächen und 
besonders 
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besonders darauf zu Achten, daß die deutsche Arbeiterschaft 
einigermaßen ein ertragbares Leben erhält. »o haben wir 
auch keine Ursache aus dem Völkerbund draußen zu bleiben. 


(Zuruf des Abg. Eifler: Leon Blum sagt was änderes) 


Ich bin der Auffassung, daß keine Änderung eintreten kann, 
und unsere Partei wird das Auge offen halten. 


(Zuruf des Abg. Eifler: Hoffentlich nicht das Auge 
von Kautzki 


Ich bin der Auffassung, daß Kautzki eine ungeheuere Arbeit 
für die Arbeiterklasse getätigt hat. 


(Zurufe unverständlich) 
(Glocke des Vorsitzenden) 


orsitzender: Ich darf wohl bitten, den Redner nicht zu unter- 
brechen. 


tg. Hoffmann: fortfahrend: Weine Herren! Ich habe dieser Tage eine 
Gelegenheit gehabt mit Farlamentariern zu reden, die die 
Reise nach Amerika angetreten hatten und ein Abgeordneter 
hat mir seinen Eindruck geschildert. Er weist darauf hin, 
daß es für Deutschland und Europa garnichts anderes geben 
kann, wie Verständigung und Vereinbarung und er; einer 
Zellunion von Europa, Über diese Frags seien sich alle in 
Amerika vertretenen Parteien einig gewesen, daß Buropa in 
seiner Wirtschafts-Kultur zugrunde gehen muß, wenn kein 
vereinigtes Europa zustande ee Br wies auf Chigako hn, 
das früher 388 000 Einwohner und heute 2 Millionen Binwoh- 
ner zählt, und daß die Lebenslage des amerikanischen Arbei- 
ters sich um 100 Prozent besserstellt, wie des Arbeiters 
in Europa durch den Ausbau der Technik. Und wenn le 
aus diessm Dilemma nicht herauskonnen würde, sei der Unter- 
gang Europas sicher nahe. Schon aus diesen Gründen heraus 
sei eine Verständigung Europas unbedingt notwendig, damıt 
die europäische Wirtschaft wieder vorwärts komme und da- 
durch die Lebenslage der Arbeiterschaft gebessert wird. 
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(Zuruf: Hat er nicht gesagt, wieviel Arbeitslose 
* N Pr N 
in Ämerika herumläaufen 
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Das hat er nicht gesagt. Es sind nicht so viel wie in Euro- 
pa, Jeder denkende Volkswirtschaftler und Politiker muß ein- 
sehen, daß es so in Europa nicht weitergehen kann. 


'Zuruf: Sehr richtig, der Kapitalist muß gestürzt 
werden, 


Überall macht sich der Drang bemerkbar in ein wirtschaft- 
liches Verhältnis zu anderen Ländern Europas zu Kkonren. 


(Zuruf: Oder umgekehrt :) 


Darın kann ich nicht verstehen, weshalt England nach Deutz h- 
land kommt und hält an,Handelsverträge abzuschließen. 


-- 


A Lesgleichen 
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Desgleichen Mussolini. Weshalb läuft Rußland zu Hindenhur 
um Handelsbeziehungen anzuknürfen? Also muß klar anerkannt 
werden, daß_ es ein Ding der Unmöglichkeit ist, daß ein land 
in Europa allein auf sich selbst angewiesen tleibt. Die 
europäische lage ist einmal so, daß ein land auf das andere 
angewiesen ist. Wir haben uns heute also über sehr wichtige 
Fragen zu unterhalten. Ich kann nicht umhin, etwas zu dem 
Haushalt zu sagen, um dann auch die Auffassung unserer Par- 
„281 zu diesen ee hervorzuheben. Ich betone, daß 
es nach unserem Dafürhalten endlich notwendig erscheint ,deß 
die Regierungskommission uns nicht nur diese schönen Bücher 
mit den hohen Fhantasiezahlen vorlegt, sondern, daß man uns 
auch das Budgetrecht gibt, wonach wir einen Einfluß auf 
diese Zehlen ausüben können. Sc hat man uns aber besonders 
wieder nicht die tatsächlichen Isteinnahnmen mitgeteilt. ir 
haben erlebt in all den Jahren, in denen wir hier stehen, 
daß man uns die Zahlen mitgeteilt hat, die voraussichtlich 
eingehen sollen. Man hat nie zur Kenntnis erhalten, was 
wirklich gekommen ist, wie die wirkliche Verteilung ge- 
Schehen ist, wss übrig geblieben ist usw. Ich halte es für eir 
Unding, daß man dem ländesrat ein solches Buch vorlegt, Ane 
ihm nachher auch Rechenschaft darüber zu geben, was tat- 
sächlich eingegangen und wie diese eingegangenen Beträge 
verwendet worden sind. Aus dem Buch kann man ersehen daß 
sich die Einnahmen ungeheuer erhöht haben und daß dasselbe 
für die Ausgaben zutrifft. daß aber überwiegend die Ausga- 
ben für BFeamtentresoldung usw. verwendet worden sind. Ich 
stehe nicht an, zu erklären, daß wir als Partei immer für 
eine gerechte Jezahlung der Beamten,besonders der unteren 
Gruppen derselben,sowie der Angestellten und Arbeiter,ein- 
getreten sind. ch muß hetonen, daß nach meinem Dafürhalten 
im Saargebiet viel zu viel Beamte vorhanden sind,besonders 
viel zu viel höhere und ausländische Beamte, und daß gerade 
durch die hohen Bezüge, die diese Herrschaften erhalten ‚die 
Belastung für das Saargetiet ins Ungeheuerliche gestiegen 
ist. £2s Spinnt sich wie ein roter Faden durch den Etat,daß 
serade die Gehaältserhöhungen nur ausgiebig für die oberen 
Desmten Platz gegriffen haten. Ich Tante darauf hinweisen | 
zu sollen, Jaß man wenigstens nach Locarno uns ein Hecht 
auf den Haushalt gewährt, daß man aber wenigstens die tat- 
sächlichsten Einnahmen und dis Verwendung dieser Einnahmen 
zur Kenntnis gibt. 
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Za den Sinzelposten des Etats will ich keine Stellung 
nehmen. Ich will nur einiges herausholen. Da muß ich beson- 
ders zu dem Posten Polizeiverwaltung einiges sagen. Wir sehen 
da, daß das Landjägerkorps einen Betrag von etwa 9 Millionen 
Kranken benötigt, gegenüber 10,6 Millionen im Vorjahre. 
Irotzdem das Korps ausgebaut worden ist, sind die Ausgaben 
für Besoldungen usw. Zeringer geworden. Daraus kann man 
bereits ersehen, daß für die unteren Grupren bei der Ge- 
haltserhöhung er ee oder fast garnichts herausgesprungen 
ist, denn die landjäger sind, wie bekannt ist, in einer. 
der untersten Grupren, ich glaube in 4 oder 5. Hieraus ist 
zu ersenen, wie sich die sehaltserhöhung rusgewirkt hat. 
Alsu in diesem Jahre sind 1,4 Millionen Franken weniger 
eingesetzt, trotz Erhöhung der Truppe, wie im vorigen Jahre. 
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Zu dem Etat hate ich aber zu betonen, daß uns_ die | 
vermischten Ausgaben von 2,3 Millionen gegen 1,06 Millionen iD 
Am Vorjahre sehr viel Kopfschmerzen gemacht haben. n 
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Wir können uns garnicht vorstellen,wie das kemmt,daß_ diese 
vermischten Ausgaben so hoch sind und schließlich 1,3 Mil- 
lionen mehr ausmachen wie im vorigen Jahre. Diese vermischten 
Ausgaben haten, - ich weiß nicht, wie ich mich ausdrücken 
Soll- unser Befremden erregt, besonders da darin auch die 
Vigilanzgelder und sonstige Ausgaben enthalten sind. Ich 
glaube, die Frage stellen zu müssen, ob man nicht unter die- 
sen yermischten Ausgaben dieses oder jenes verschleiert hat, 
vielleicht auch die Ausgaben für gewisse Spitzelzwecke dor- 
ten hineingeträacht hat, und ob vielleicht Auch die -apeeel- 
der und sonstigen Aufwendungen für diese Spitzel und Agenten 
darin enthalten sind, die wie uns versichert wird, nach dem 
Ende der Jers Kollin, Ädler,Dörffert usw. im Ante verblieben 
sind. Es ist sehr au/fällig, daß die Hydra, nachdem ihr 3 
Köpfe abgeschlagen sind, ruhig weiter leht. Warum hat man, 
nachdem mit der Obersten erg Aprhig aufgeräumt worden 
18t, nicht mit allem aufgeräumt. Es ändert sehr wenig oder 
garnichts an der latsache, wenn man diejenigen leute, die 
alle a ringe dunklen Zuhälterdienste leisteten, einfach in 
andere Büros gesteckt hat, als die Oberste Polizeiverwaltung 
aufgelöst worden ist. Ich betone, daß wir hier im Daargebiet 
keine Spitzel brauchen, ich betone, daß wir auch keine ÄAgen- 
ten, die Provokationen ins leben rufen, benötigen. Ich Re- 
vone, daß das Saargebiet so friedliebend ist, daß . überm upt 
der Tolizeiapparat und der landjägerapparat endlich sehr 
stark abgebaut werden könnte, wenigstens, daßeine Vermehrung 
nicht notwendig ist. 


(Zuruf d.Abg. Reinhard: Ihr hatt sie ja gefordert!) 


Wir haten sie nicht gefordert, wir haben die Abschaffung 
oder die Zurückziehung des Militärs verlangt. \enn Herr 
Reinhard sich für die Reitehaltun desselten einsetzt ‚dann 
kann er das ja tun. Äter wir als Sozialdemokraten sin he- 
kenntlich er Auffassung. Wir wollen haben, daß das Mi- 
litär schön ruhig nach Hause gehen soll und daß überhaupt 
kein Militär mehr notwendig ist. Wir sind der Auffassung, 
daß man durch Polizeitruppen, die sehr minimal gehalten sein 
können, die öffentliche She und Ordnung muhig aulrechter- 
halten kann. Also, das ist unsere Auffassung und diese Auf- 
Faaanne haben wir auch in Genf und bei allen anderen Gele- 
genheiten vertreten. 


Ich habe dann eins aus dem Etat der Sozialversiche- 
rung herauszuziehen. Da stelle ich fest, daß der staat oder 
das Saargebiet, das ja wohl keinen Staat darstellt, einen 
Staatszuschuß Auszahlt zur Wochenhilfe und zur Imvaliden-und 
Hinterbliebenenversicherung. Da sind 2 Millionen Franken ein- 

esetzt zur \\ochenhilfe er 3,3 Millionen Franken zur Hinter- 

ljiebenen- und Invalidenversicherung. Der Zuschuß zur Wocher- 
hilfe betrug im vorigen Jahre 2 Millionen Franken; der Re- 
trag zur Invaliden-und Hinterbliebenenversicherung betrug in 
Vorvorjahre 1,2 Millionen Franken. Also wir sehen hier,daß 
der »täatszuschuß bei der Nochenhilfe sich gamicht erhcht 
hat, und daß er bei der Invaliden- und Hinterbliebenenver- 
Sicherung sich wohl erhöht, aber nicht ausreichend erhöht 
hat. lenn man besieht, daß das Wochengeld an der Saar 1,50 
Kranken pro Tag beträgt und im heich 50 Pfennig, jetzt 3 
Franken; das Still eid an der »aar 75 Centimes und im Heich 
20 Pfennig, das ist 1,50 Franken, die Entbindungsteihilfe 
an der Saar 25 Franken und im Reich 25 Mark, das u - 

Franken 
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Franken, so können wir daraus ersehen, daß diese Feträge an 
der Saar unbedingt zu erhöhen sind. An Forderungen hat es__ 
bis jetzt noch nicht gefehlt. Es _ist überhaupt notwendig,daß 
die Hegierungskommissien in den Fragen der Sozialpolitik des 
Saargebietes eine andere Haltung einnimmt. Nein Herr Vorred- 
ner hat auf. die Verhandlungen ın Raden-Baden verwiesen und 
ich habe auch festgestellt, daß ein Vertreter der Reichsre- 
Bıerung offiziell nach Eaden- Baden gereist ist, um auch 

ühlung mit den saarländischen Herren zu nehmen. Wie mitge- 
#eilt ist, ist die Regierungskommission bereit, in Verhand- 
lungen betr, sozialversicherung einzutreten, jedoch soll die 
Selbständigr.keit der Versicherungsträger an der Saar unange- 
tastet hleiben. Was bei den Verhandlungen herausspringt weiß 
ich nicht. Es ist zu bedauern, daß man dies erst über den 
Weg des Reiches in Erfahrung bringen muß, wo wir hier im 
Sasargebiet eine Regierung sitzen haben. ich habe versucht, 
mit dem saarländischen Minister zu sprechen,saber leider habe 
ich das von ihm nicht erfahren können, was ıch in Berlin er-. 
fahren habe. Das nur nekentei. Ich bin der Auffassung,daß es 
unbedingt notwendig ist, daß das Hegierungssystenm an der 
Saar ein anderes Gesicht bekommt und daß auch für die Arbei- 
terschaft und für die Orfer der Arbeit, der Zustand durchge- 
führt wird, wie er im Neich in den letzten Jahren Flatz ge- 
eriffen hat. 


Ieh will noch kurz darauf hinweisen, daß das »aar- 
etiet hohe Beträge für den Kultus aufzubringen hat. Die 
lerren katholischen Geistlichen erfordern an Gehalt den Fe- 
trag von 4 Millionen Franken, die evangelischen Geistlichen 
1,5 Millionen, die israelitischen 2000 Franken. Es sind 

Ausgaben von 5,5 Millionen Franken, Jie für. diese Herren 
sufgebracht werden müssen, während man für die Invaliden 
nur 3,8 Millionen aufbringt. Ich habe zu betonen, daß wir 
die Auffassung vertreten, daß der Staat überhaupt die Dezah- 
lung dieser Herrschaften nicht zu tätigen hat und daß das 
Aufgabe der religiösen Gemeinden sein würde. Da nun einmel 
dieser Zustand vorhanden ist, muß ich betonen, daß diese 
Herrschaften nicht ihre Tätigkeit dazu benutzen dürfen, Aan- 
dere Leute, die nicht immer mit ihnen gemeinsame »ache machen, 
anzugreifen, wie das verschiedentlich vorgekommen ist. Ich 
erinnere an Vorfälle, wo man sich gegen die freien Gewerk- 
schaften und gegen die sozialdemokratische Partei alle Mit- 
tel erlaukt, die möglich sind. Dadurch kann man der deut- 
schen Gesinnung an der Saar nicht Rechnung tragen. Der lan- 
desrat wird ja voraussichtlich nicht in der lage sein kön- 
nen, hier etwas zu ändern. Es ist jedoch notwendig, daß 

die Herrschaften, auch die Leute, die mit zu diesem Geld 
beitragen urd dazu das 1/11 der fohnsteuer zahlen müssen, 
such Anständig behandeln. 


Meine Herren! Es ist uns sehr auffällig, daß mein 
Herr Vorredner den ganzen Faden, wie er in den Hegierungs- 
eschäften an der naar in Brache nung tritt, So_gut kennt. 
as ist ein Reweis dafür, daß seine Partei ziemlich tiel 
in den Regierungsstellen drin steckt. Unsere Fartei unter- 
stützt selbstverständlich all dasjenige, was gegen die 
Tätigkeit der französischen Beamten herauszuholen ist. 
Aker ich habe den Eindruck, daß auch deutsche Berater der 


Regierungskommission 
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Regierungskommission nicht immer das machen, wäs im Inte- 
resse der SaaxBerölkerung zu tun notwendig wäre. Das haben 
Sie bei jeder Gelegenheit sehen können. Ich erinnere an 
Iand, ein Parteifreund von Ihnen. 


(Zuruf aus dem Zentrum: Er ist kein Parteifreund 
von uns 


Veine Herren! Ich war im Kreisausschuß Saarlouis, wo Herr 
Iand kein unbekannter Mann war. 


(Zuruf aus dem Zentrum: Aber Herr Hoffmann! ) 


Erzählen Sie mir nichts. Ich erinnere an Hector, der Auch 
ein Zentrumsmann war, ferner Nctton, das sind alles Leute, 
die aus Ihrer Partei BETT OERSREREEN sind und die dasselbe 
machen, wie Labie, vielleicht noch schlimmer. Also, wenn 
sufgeräumt werden soll und darin gehe ich mit Ihnen voll- 
ständig einig, daß das Material, En, durch Feincare erzeugt 
worden ist, erledigt wird, dann muß bei Allem aufgeräumt 
werden. Ein großer Stahlbesen müßte eingerichtet werden, 
der Wust und Unrat beseitigt und ein neues Schild in Er- 
scheinung bringt. 


Meine Herren, nun zur Steuerfrage. Sie wissen, daß 
wir seit langem darauf dringen, daß eine steuerliche Ent- 
Jee rung eintritt. Sie wissen auch, daß wir diese steuerliche 
Entlastung bei den steuerlichen Beratungen _ vor allen 
Dingen vertreten haben. Es ist unverantwortlich, wenn man 
besieht, daß die Iohnsteusrpflichtigen bis jetzt noch fast 
alle lasten getragen haben. Ich nehme gänz gern an,daß die 
Herren der freien Berufe steuerlich stark in Änspruch genon- 
men sind. 


rm ATTERSEE ZELTE 


(Zuruf des Abg. Levacher: Ich habe in dissenm Jahre 
sogar zuviel bezahlt. 


Ich gebe das zu. Aber man känn ein Mikroskop nehmen und man 
wird sehr wenige finden, die zuviel bezahlt haben. Das eine 
muß geändert werden, daß man nur die lohn- und Gehalts. 
empfänger heranzieht. Wenn nun cinma! diese lesten aufge- 
bracht werden müssen, soll man sie auch gerecht verteilen. 
Wr haben nicht das Kecht dazu, zu beschließen, daß in die- 
ser Beziehung eine Änderung eintritt, das macht unsere von 
Völkerbundsgnaden eingesetzte Kegierung. Die nimmt,wäas Sıe 
braucht. Aber gerade, weil sie nımmt, was sıe braucht ,,ha- 
ben wir doch die Aufgabe, ihr Vorschläge zu mächen,damit 
die Verteilung der Steuerlasten einigermaßen BErScR! vor- 
genommen wird. Bisher war die Vertei ung der lasten sehr 
ungerecht. Diese ungerechte Verteilung der Steuerlasten 

hat sich noch zu Gunsten der bessergestellten Kreise der 
Bevölkerung ausgewirkt. Sie sehen ja, daß die „teuerbeträ- 
ee dieser Kreise noch nicht ganz für die Jahre 1923_und 

924 a sind, währenddem die Lohn-und Gehaltsem- 
Danger Schon bis Oktober 1925 bezahlt haben. Ich mache den 
etreffenden deswegen keinen Vorwurf, ich mache den Vor- 
wurf der Regierung, die die Mrasragnng und die ganze Tech- 
nik des Steuerwesens nicht.so tätigt, wie es unbedingt not- 
wendig wäre. Für das Jahr 1924 ist festgestellt, daß in den 
letzten Tagen noch Leute Steuererklärungen zugeschickt 

| bekommen 
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haben, die überhaupt nach den gesetzlichen Bestimmungen gar 
keine zu bezahlen haben für das Jahr 1924. Also man Feschäf- 
tigt den ganzen Apparat ganz unzweckmäßig.. Würde man doch 
die Leute dort er assen, wo Sie wirklich zu erfassen sind 
und nach den gesetzlichen Bestimmungen erfaßt werden können. 
nd würde die Regierung die leute sofort erfassen und die 
eranlagung oder die Steuerbescheide sobald wie möglich er- 
lassen, dann käme dieser Durcheinander nicht vor, wie er 
„aier in Erscheinung getreten ist. Also ich hoffe, daß auch 
ın der steuerlichen Erfassung Gleichmäßigkeit eintritt und | 
daß die’ Veranlagung schneller vorgenommen wird. ) 


| ‚Da habe ich einen interessanten Artikel in der 
lendeszeitung verfolgt; er ist gezeichnet von einen Dr.H 
uch da kann man ersehen, daß der Herr sehr gute Verkin- 
ungen mıt den maßgebenden Stellen hat. Er rechnet da die 
aus aus, die Errechnung, wie sie getätigt worden ist 
für den französischen Staat als Arbeitgeber an der Saar 
und kommt zu dem Schlußergehnis, daß die steuerliche Relast- 


ung an der Saar 127 G.M. pro Kopf der Bevölkerung beträ L,, 
wär h 18 : ? d : 


enddem sie im Reic Ö.-GM.beträgt. Er kommt dann zu 
er Auffassung, wenn man die 1 % Entwertung des Franken 
zugrunde legen würde, die auch noch 31.50 G.,M. pro Kopf der 
Bevölkerung ausmachen würde, dann sei die steuerliche Re- 
lastung an der Saar 158,50 ,währenddem sie im heich nur 150. 
G.M. beträgt. 


\Zuruf des Abg. Keinhard: Und da_ ruft Ihr immer noch, 
hoch lebe der Völkerbund ?) 


Meine Herren, ich betone, daß wir ja gerade dieses Instru- 
ment Völkertund ändem wollen. Wenn wir nicht hineingehen, 
‚wird das nie geändert. Ich bin der Auffassung, daß man such 
hier eine steuerliche Entlastung eintreten lassen muß und 
zwar bei den lohn- und Gehaltsempfängern in erster Linie. 
Das Existenzminimum, welches an 4er Saar 12C.-Franken monat- 
sich beträgt, das teträgt im heich je,zt 80.-Mark und eh 
l.Januar IUC.-Merk, das sind 600.-Franken. Meine Herren! 

enn Sie diesen Unterschied besehen, wenn Sie betrachten, wie 
der Unterschied sich auswirkt, dann werden Sie garnicht umhin 

Önnen, mit mir darin übereinzustimmen, deß da eine Änderung 

latz greifen muß, wie wir sie seit lengem gefordert haten. 
Wir haben diesbezügliche Anträge bei der Beratung der Ver- 
ordnung Bekelıt di alle abgelehnt wurden. Dann haben wir 
das Gesetz abgelehnt, weil,unsere Anträge .nicht durchge- 
drungen sind. Wir erwarten nun, daß eine Anderung des Ein- 
kommensteuergesetzes bald vorgenommen wird. Wir fordern ,dsß 
uns die Vorläge in der allerkürzesten Frist zugeht. Trotzdem 
die Regierungskommission selbst bereits im Frühjahr erklärt 
hat, daß eine Änderung vorgenommen wird, hat sich bis jetzt, 
-und jetzt haben wir schon Winter- nichts BSSnUS NE, 

Meine Herren! Es muß nach meinem 'afürhalten unbe- 
zn eine steuerliche Entlastung eintreten. Ich habe dann 
noch zu betonen,daß auch wirtschaftlicher mit dem Geld um- 
Seeangen werden muß. Mein Herr Vorredner hat die Einrich- 
sung der Post- und Verkehrsverwaltung kritisiert, Ich schlie- 
Ge mich diesen Ausführungen an. Ich vetone, da3 man volks- 
wirtschaftlich und kaufmännisch EPIRBSNRL an der Saar 
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Sparmaßnahmen ergreifen und soviel wie möglich an den Aus- 
gaben sparen muß. Es kann so nicht weitergehen, daß das klei- 
ne vaarvolk so Schwer mitgenommen wird,wie das in den letz- 
ten Jahren geschehen ist, Wenn Sie die Erhöhung der Steuer- 
leistungen berücksichtigen, die im Haushalt für dieses Jahr 
in Erscheinung BE aa En ist, so ersehen Sie, wie stark die 
Belastung ist. Insgesamt beträgt die Mehraufwendung des 
Saargebietes für Beamte und Angestellte. 96,4 Millionen 
er 64,8 Millionen Franken im Vorjahre. Das ist ein 
„Mehr von 31,6 Millionen Franken, das allein für Beamte und 
Angestellte aufgebracht werden muß. Die Regelung der Gehäl- 
ter der unteren Beamten ist sehr reformbedürftig. Sie wissen, 
daß dieselben seit längerer Zeit auf ar uunıe der Bezüge | 
warten und so ist es auch bei den Arbeitern der Fall, Die 
gesamten Einnahmen des Haushaltes sind 224 Millionen Franken, 
und ich habe errechnet, daß ungefähr 43 % der gesamten Ein- 
nahmen für Aufwendungen an Beamte und Arbeiter in Erschei- 
nung treten gegenüber 35,5 % des Vorjahres. Die Regierungs- 
kommission hat bekanntlich erklären lassen, daß 60 % für 
diesen Zweck aufgebracht werden muß. Ich nehme an, daß da 
auch die Löhne der Arbeiter mit einkalkuliert gewesen sind. 
Die Ausgaben für Arbeiter einschließlich Materiel betragen 
81,2 Millionen gegenüber 25,8 Millionen im Vorjahre. Das 
macht ein Mehr von 4,3 Millionen, währenddem das Mehr für 
Beamte 31 Millionen ausmacht. Das ist mehr wie das Zehnfache 
für Beamte als für Arbeiter. 


Meine Herren! Ich betone, daß die Steuern gerecht 
verteilt werden müssen, d&8alle infragekommenden Kreise et- 
was davon erhalten können und dazu erkläre ich, daß unbedingt 
eine Verbesserung der lage der Arbeiter, Angestellten und 
unteren Beamten notwendig ist. Wir sind der Auffassung, daß 
die oberen Beamten eine zeitlang sehr gut zufrieden sein 
können. Ich bin des weiteren der Auffassung, daß man die 
Polizeiorgane so bezahlen soll, daß sie leben können, Das 
trifft für sämtliche Polizeibeamte und auch für die land- 
jager zu, die mit ihrem Iohn wirklich nicht auskommen kön- _ 
nen. Man soll keine Stellen schaffen, wenn das Geld dazu 
fehlt. Es mß noch kritisiert werden, wie man mit den leuten 
vorgeht, Mir ist gesagt worden, daß die landjäger einen He- 
vers unterschreiben müssen, daß sie keiner politischen Par- 
tei angehören und ja nur hübsch fein politisch neutral tlei- 
ben. Auch ist mir gesagt worden,daß das Denunziantentum. 
sehr stark herrscht, daß,wenn ein Schreiben über irgend je- 
mand eingeht, der Mann entlassen wird. Ein Mann hat mir 
mitgeteilt, daß er aufgrund eines Briefes, in dem man ihn 
als Kommunisten hingestellt hat, entlassen worden ist. 

Der Mann ist nicht einmal vernommen worden, sondern von der 
Drang des Innern wird verfügt, daß er bie 81.12,85 beur- 
laubt und dann entlassen ist. So kann es in einem Völker- 
bundsgebiet nicht gehen, denn die freie Meinungsäußerung 

muß jedem gegeben sein. 
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Ich betone, daß wir als Vertreter der Bevölkerung 
darauf sehen müssen, daß das System, das im vaargebiet vor- 
herrschend ist ‚geän ert wird und die Steuern, die ja.vom |, 
Volk aufgebracht werden müssen, gerecht verteilt werden. Mir 
haben als Sozialdemokraten immer die Auffassung vertreten, 
daß die minderbemitteite Borölke rue steusrlich sehr vornehn 

behandelt 
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behandelt werden soll. Dies muß im Saargebiet geschehen ‚und 
daß.die Steuern, die einmal aufgebracht werden müssen, über- 
wiegend von den Kreisen zu tragen sind, die sich dazu in der 

| ne befinden. Daher vertreten wir zu der Zuwachssteuer eine 
andere Auffassung, nämlich die, daß diese Steuer eine gerech- 
te Steuer ist, :wenn der wirklich unverdiente Wertzuwächs 
versteuert wird. Wir sind der EUETSSRURE, daß diese Steuer 
baibehalten werden soll. Ich gehe deshalb im Auftrag unserer. 
rraktion nachfolgendes Gutachten sb: 
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der Sozialdemokratischen Fraktion des landesrates 
über den Verordnungsentwurf betr. 


Abänderung des Zuwachssteuergesetzes vom 14.2.1911 
in'der Fassung des Gesetzes vom 3.7.1913 über Ande- 
rungen im Finanzwesen. 


‚ Die Sozialdemckratische Fraktion des landesrates | 
spricht sich fürdie Beibehaltung der Zuwachssteuer aus. Die 
Aufhebung bezw. Einstellung derselben, würde für die Kommu- 
nen einen großen Steuerausfall bedeuten, der sicher wieder 
überwiegend von den Lohn-und Mehaltsempfängern eingebracht 
werden müßte. Dieselben sind aber steuerlich so stark be- 
lastet, daß unbedingt eine 


wesentliche Entlastung 


eintreten muß. Nach der Auffassung der Sozialdemokratischen 
Prektion ist die steuerliche Erfassung des unverdienten Wert- 
zuwächses gerecht. Die jetzige Besteuerung, welche ungeheuere 
Härten aufweist, ist naturlsch ungerecht und muß den Ver- 
hältnissen entsprechend, abgeändert werden. Bei der Beratung 
derselben hatte die Sozialdemokratische Fraktion und der 
gesamte landesrat bereits angemessene Vorschläge gemächt.Tie 
Be erlag versucht bereits die bestehenden Härten zu 
jeseitigen, welches ihr jedoch nicht ganz gelungen ist. Die- 
selben können nur dann heseitigt werden, wenn der Erwerbs- 
und Veräußerungspreis, sowie die Hinzurechnungen auf der | 
Goldbasis festgestellt werden. Zur Beseitigung der bestehen- 
den Härten sch aet die Sozialdemokratische Fraktion folgen- 
de Abänderungen der Vorlage vor: 
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‚ In Artikel I Abs. 1 werden die Worte " deren Erwerb 
usw. bis einschl. hat " gestrichen. | | 


In Abs. 2 sollen an Stelle 100 000 und 25 000 Frs. 
-150 000 und 30 600 Frs gesetzt werden. | 


tikel 3 soll folgenden Abs. 1 erhalten: 


- 


il erhält folgende Fassung: 
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»" Als steuerpflichtiger Wertzuwachs gilt der Unter- 
schied zwischen dem auf der Goldbasis er Erwerbs- 
preis und dem auf der Goldbasis festgestellten Veräusserungs- 
preise." 


| In dem Artikel 4 wird der Abs. 2 gestrichen und in 
letzten Absatz soll die letzte Zeile lauten: 


EZ 


" Frankenbeträge auf der Goldbasis vorzunehnen." 


; In dem Artikel 6 soll der letzte Satz gestrichen wer- 
en. 


Art. 9 Abs. 1 soll.lauten: 


" Die Steuer ermäßigt sich für jedes vollendete Jahr 
des für die Steuerbemessung maßgebenden Zeitraunes um 2 v.H. 
ihres Betrages." 


In Art. 10 soll hinter dem Wort " Gemeinden" ein Punkt 
gesetzt und die Norte "und deren bis einschließlich ist" 
gestrichen werden. 


| Dem Artikel 18 soll hinter dem Wort " Innern" einge- 
fügt werden: | 


" Nach Anhörung der Steuerbehörde. " 
Dem Artikel 18 sall folgender Abs.2 hinzugefügt werden: 


| " Wider die Entscheidung ist die Beschwerde an den 
Verwaltungsausschuß zulässig, welcher endgültig entscheidet." 


‚ Im Artikel 19 soll hinter " erlassen" der Punkt wegfal- 
len und folgendes hinzugesetzt werden: 


. " Bowie die im Ärt.1l und Art. 9 festgesetzten Geldbe- 
träge zu ändern." 


In Art.20 soll an Stelle der Worte " 1.April 1925 " 
die Norte " 1.0ktober 1925 " treten. | 


| Durch die vorgeschlagene Abänderung der Vorlage würde 
nach Art. 1 Abs, 1 jeder Übergang des Eigentuns .an inlän- 
dischen Grundstücken der Zuwachssteuer unterliegen, auch wenn 
deren Erwerb vor dem 1.1.1919 stattgefunden hat, Es wäre damit 
Gleichheit in allen Fällen geschaffen und ee unverdiente 
Wertzuwachs würde der uBer- unterliegen. Durch die Abände- 
rungsvorschläge in Abs. 2 Art. 1 würde die steuerfreie Grenze 
erheblich erhöht und Ber dem jetzigen Rechtszustand 
auch die bestehenden Härten beseitigt. Die steuerfreiheit, 
würde auch eintreten ohne von einer Einkommenshöhe athängig 
zu sein,währenddem dieselbe in der Vorkriegszeit nur dann 
eintrat, wenn der Veräußerer und sein Ehegatte im letzten Jah- 
re vor dem Rechtsvorgang ein Einkommen von nicht mehr als 
2 000 Mk. gehabt haben, noch einer von ihnen den Grundstück- 
handel gewerbsmäßig betrieben hatte. Diese Beschränkung ist 
auch im jetzigen Gesetz noch vorhanden mit der Naßgare, daß 
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daß anstelle 2 000 Mark - 2 000 Fres. treten. Durch den Ab- 
änderungsvorschlag würde die minderbemittelte Bevelkerung 
steuerfrei ausgehen. Durch den Abänderungsvorschlag zu Art.4 
würden die Hinzurechnungen auf der Goldbasis vorgencmmen. 
Der Zweck der Abänderung des Abs. 2 der Vorlage ist nicht zu 
ersehen. Auf Grund dessen beantragen wir die Streichung des- 
selben. Das in der Kennung angeführte, daß die Erhöhung 
der Zinsrate diese Anderung notwendig mache, trifft nicht zu, 
da nach Guno Wertzuwachssteuergesetz vom 14.2.1911 dieser 
„Zuschlag nichts mit ee rmpaune investierten Kapitals 
zu tun hat, sondern lediglich die Abgeltung der geleisteten 
eigenen Arbeit darstellt. Eine Krhöhung dieser Sätze läßt 
sich jedoch nur dann vertreten,wenn dieselben den vom Gesetz- 


geber gewollten Zweck nicht erreichen; letzteres muß aber 
verneint werden. 


Die Streichung des letzten Satzes in Artikel 6 
1st deshalb vorgenommen, damit dem Art. 1 Rechnung getrs- 
gen und jeder unverdiente Wertzuwachs besteuert wird. 


.. . Dureh den Abänderungsvorschlag in Ayt.2 Abs. sell 1 
der Überteuerung Nechnung getragen werden. Durch die Un- 
stellung des Erwerbs-und EERREFIBERE ei Be® auf die Gold- 


basis,ist die in der Vorlage enthaltene Fassung überflüssig 
geworden. 


Durch die aderohe des Art.14 würde die Stundungs- 
gewährung der veranlagten Steuerbeträge den Zuwachssteuer- 
amtern belassen, die auch im früheren $ 46 Abs.2 bestand. 

Es wäre jedoch die Beschwerdemöglichkeit gegen deren Ent- 
scheidung geschaffen. 


Durch die Abänderung des Art.18 wäre eine Nieder- 
BR aune nur nach Anhörung der Steuerbehörde möglich und 
dieselbe hätte das Recht ‚gegen die de. Entscheidung 
Beschwerde einzulegen. Die Beschwerde wäre natürlich auch 
dem Steuerpflichtigen ermöglicht. 
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. „„urch die Abänderung des Art. 19 wäre ermöglicht, 
daß im Falle einer weiteren Entwertung der llährung die fest- 
gesetzten Geldbeträge ohne langwierige Verhandlungen abge- 
ändert werden könnten. 


ne 


| _ ‚Durch die Abänderung des Art. 20 würde das Gesetz 
ab 1.Oktober 1925 in Kraft treten, da die Inkrafttretung 
ab l.April 1925 praktisch undurchführbar sein wird. 


Zum Schluß ihres Gutachtens gestattet sich die 
Doz. Fraktion darauf hinzuweisen, daß es überaus bedenklich 
aroene Int, die Zuwachssteuer nicht mehr zu erheben. Sollte 
die Hegierungskommission dem Antrage der Mehrheit des lan- 4 
desrates entsprechen,dann müßte dieselbe unbedingt den An- 4 
teil der Kommunen an der Umsatz-oder Einkommensteuer wesent - j 
lich erhöhen,da sonst der Steuerausfall durch Erhöhung der 4 
Umlagen wieder wett gemacht würde. Die Kommunen würden | | 
Aurchschnittlich über 150 % Umlagen festsetzen,wodurch eine 
acherhebung bei den Iohn-und Gehaltsempfängern, bezw. deren 
hnsteuer unvermeidlich wäre. Dasselbe würde sich im __ 
anzen ersuin! katastrophal auswirken, da die steuerliche 
ıntlastung ey Diese Entlastung ist von 
Seiten der Soz.Fraktion längst g 


4 


efordert und auch bereits 


von der Regierungskomni esagt,jedoch noch nicht 
0 gierungskommission zugesagt, jedoc Bacı ZN 
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durchgeführt. Es wird deshalb erwartet,daß dem landesrat 
alsbald eine Vorlage zugeht, welche die Abänderung der 
Verordnung betr. die Einkommenbesteuerung vorsieht. Dies 
ist unbedingt notwendig,insbesondere ist notwendig,daß 
das Existenzminimum wesentlich erhöht wird. Dasselbe be- 
trägt sch im Reich monatlich 80.-Nark und wird ab 1.Ja- 
 nuer 1926 100.-Mark monatlich = 600.-I'res.betragen. Das- 
selbe beträgt jedoch im Saargebiet nur 130.-Franken. Auch 
Sonstige Bestimmungen der Einkommenbesteuerung bedürfen 
dringend der Abänderung. 


i . Die sozialdemokratische Fraktion erwartet, daß 
die Ban. Fangekemm, ssion den in diesem Gutachten angezo- 

enen Forderungen Rechnung trägt und stimmt der Vor- 

age ,wenn ihre Abänderungsvorschläge anerkannt werden Zu. 

Meine Herren! Ich bedauere,sie so lange aufhalten 

zu müssen wegen der Abänderungsvorschläge. Aber Sie wis- 
sen, wir hatten in der Kommission verabredet, daß weiter 
keine Sitzung mehr stattfinden soll und wir diese Vorschlä- 
ge im Plenum vorschlagen sollen. 


Ich betone zum Schluß, daß im Saargebiet, beson- 
ders _nach Locarno,ein anderer Geist Platz greifen muß,daß 
die Hechte der Saarbevölkerung ‘erweitert werden müssen, 
daß aber auch insgesamt eine steuerliche Entlastung der 
Bevölkerung eintreten muß. Und ich erwarte, daß der Geist 
von Locarno sich so auswirken wird, wie wir es alle hof- 
fen,wie es besonders von unseren Farteifreunden vertreta 
wird. Ich hoffe, daß für die Zukunft durch dieses Aus- 
wirken auch einmal in Europa, in den Vereinigten Staaten 
von Europa, in Erscheinung tritt. 


Vorsitzender 
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(rsitzender Scheuer : Das Wort hat der Herr Abgeordnete Reinhard! 


fg. Reinhard (K.P.) Meine Herren! Die beiden Herren Vorredner haben 
bei Einleitung ihrer Reden betont,daß der heutige historische 
Tag es notwendig machen würde, sich einmal über die kommen- 
.den und vergangenen Dinge auszusprechen. Die Kommunistische 
Fraktion stellt einmal die Frage,was ist denn heute für ein 
historischer Tag? Was ist denn heute veröffentlicht was gibt 
man denn heute der deutschen Arbeiterklasse eigentlich und 
der Arbeiterklasse des Saargebietes ? Sind es nicht banale 
„Redensarten, die heute in der Presse veröffentlicht sind ” 
Sind es nicht Selbstverständlichkeiten,die schon lange auf 
Grund des Versailler Vertrages erfüllt sein müßten _? Was be- 
deutet das, die Räumung der Kölner Zone als einen Erfolg von 

carno in das Haus hinein zu posaunen ? Meine Herren,die 


Räumung der Kölner Zone ist eine vache,die schon lange, lange 
erledigt sein müßte. 


Was bedeutet locarno Si ? Die sagen,Locarno 
bedeutet der Bnzane des freien Europas. Sie sagen, Locarno 


bedeutet einen Bund zur Schaffung der Vereinigten Staaten 
von Zuropa. 


(Zuruf der Sozialdemokraten: Ist es auch !) 


Ich sage Innen,meine Herren, Locarno bedeutet die freiwillige 
Anerkennung des Versailler Vertrages von Seiten Deutsch- 
lands, und die freiwillige Anerkennung locarnos bedeutet den 
Eintritt Deutschlands in den Ententeimperislismus. locarno 
bedeutet die Unterstützung des Ententeimperialismus zu dem 
Zwecke,die europäische Arbeiterklasse niederzuschlagen. 


(Zurufe der Kommunisten: Sehr gut !) 
Locarno bedeutet folgendes: Stellen Sie sich einen großen 
Wagen vor. In diesem Wagen sitzen Militärs der Ententestaa- 
ten. Es sitzen in diesem Wagen die Imperialisten. Und vor 
diesen Wagen soll die deutsche Arbeiterklasse ee wer- 
den. Die deutsche Arbeiterklasse soll verwendet werden als 
Henkersknechte gegen die russische Arbeiterklasse. locarno 
bedeutet ein Bündnis des westlichen Imperialismus ,‚Ürgani- 
sierung des Kampfes gegen die um ihre nationale Freiheit 
Baur enden Oststasten, gegen die um ihre nationale Frei- 
heit kämpfenden Kolonien. Sie reden hier von einem Bund der 
Völker, in dem sich die Völker wohl fühlen sellen. Ist es 
nicht der Bund der Völker in Genf,der kein Wort darüber 
apricht ‚daß man in Damaskus eine um ihre Freiheit ringende 
net erschießt und sie dann öffentlieh durch die 
Straßen schleppt und eine Stadt wie Damaskus zu einem 
Trümmerhaufen Schießt. Sind es nicht die deutschen Parteien 
rechts _von uns, die es wagen, der Arbeiterklasse anzubieten, 
einen Bund zu Schließen mit dem Wolf,der das Schaf fressen 
will, um die deutsche Arbeiterklasse dazu zu gewinnen,um 
einen Staat,der es gewagt hat, den Versailler Vertrag nicht 
anzuerkennen,anzugreifen und einen erbitterten Kampf gegen 
ihn zu führen. Ich meine den Sowjetstaat Rußland, den »tast 
der Arbeiter und Bauem. Meine Herren,wagen Sie es das Ce- 
genteil zu beweisen? Hat nicht die englische Fresse offi- 
ziell erklärt, daß die Anerkennung des Vertrages von 
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Iocarno den Eintritt Deutschlands in den Völkerbund, in die En- 
tente bedeutet? Ist das nicht eine freiwillige Anerkennung des 
Vertrages von Versailles ? Wo steht in dem Vertrag von locamo. 
geschrieben, daß Änderungen des Vertrages von Versailles herbei- 

eführt werden ? Steht nicht im Vertrag von Locarno,daß der Ver- 

rag von Versailles unberührt bleibt,daß unberührt bleibt _der 
Dawesplan,auf Grund dessen die deutsche Arbeiterschaft Milliar- 
den bezahlen muß, für die amerikanischen Bankiers und Industri- 
ellen.Und da wagt es die Sozialdemokratie hierher zu kommen und 
zu sagen,daß in Amerika ein Paradies besteht. Die amerikanischen 
Imperialisten,die amerikanischen Kapitalisten, die amerikanischen 
Finanzherren,die den Mitkrieg finanziert haben,haben ein Inte- 
resse daran, die Arbeiterschaft in Westeuropa in ein Joch zu 
spannen. Nicht nur die Arbeiter der Staaten, die den Krieg_ver- 
lören haben, sondern auch die Arbeiter der Siegerstaaten. Das 
ist der Zweck des Abkommens von Locarno. Nicht nur den Krieg 
sollen sie bezahlen, sondern sie sollen einen neuen Krieg sank- 
tionieren. Sie (zu den Sozialdemokraten) wagen es zu sagen,die- 
se papiemen Verträge zwischen den kapitalistischen Vertretern 
Europas würden eine neue Friedensaera bringen. Hatten wir nicht 
1914 Abkommen und Verträge ? Haben nicht die Imperialisten auf 
diese Verträge gepfiffen und als einen Fetzen Papier behandelt” 
Sie sagen, das wird eine neue Aera bringen. 


i Die Frage, die uns als deutsche Arbeiter interessiert 
ist folgende: 


‚Können wir durch den Fakt von Locarno die Lebenslage 
der Arbeiterschsaft verbessern ? Können wir annehmen, daß durch 
den Vertrag von Locamo die Verhältnisse so werden, daß es kein 
Krieg mehr gibt ? Das steht nicht im Vertrag von locarno.steht 
nicht im Vertrag von locarno, daß der Vertrag erst definitiv 
wird in dem Moment, in welchem Deutschland bedingungslos seinen 
Eintritt in den Völkerbund erklärt. Sagt nicht Artikel 16 des 
Völkerbundsstatuts, daß die angeschlossenen Staaten des Völker- 
bundes im gegebenen Moment sich dazu hergeben müssen,als Auf- 
marschgebiet zu gelten gegen ein anderes land ? 


(Zurufe: Bei einem Angriff !) 


Was heißt das ? Die Franzosen sagen, die Narokkaner sind Hebel- 
en, die sind zum Angriff übergegangen, So sagt such England, 
wenn seine Kolonien um ihre nationale Freiheit kämpfen werden, 

sie sind Rebellen. Nun sagt man, die gehören vor ein Schieds- 
rat Warum stellt man nicht Frankreich und England vor ein 

chiedsgericht, welche in China das schaffende Volk derartig 
bedrücken,daß Kinder von 10 bis 12 Jahren 13 bis 14 Stunden 
arbeiten müssen. Der Völkerbund von Genf ist nicht ein Bund von 
Völkern,sondern nichts anderes, als ein Bund von imperialisti- 
schen Räubern,geboren durch den Vertrag von Versailles. Und 
heute in dieser historischen Stunde wagen Sie es, diesen Ver- 
hältnissen zu lobhuldigen. 


Zu der Frage, wie geht es der Arbeiterklasse des Fhein- 
landes ‚wie geht es der Arbeiterklasse des Sasrgebietes,will ich 
noch ganiae Worte sagen. Waren es nicht Ihre Zeitungen, die wäh- 
rend der Verhandlungen in Locarno geschrieben haben: 

Wir bekommen im Saargebiet ein Parlament.Waren es nicht Ihre 


| Zeitungen 
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Bkluneen die einen Berg von Versprechungen gemacht haben? 
Wo sind diese Dinge ? Man hat versucht, der Arbeiterschaft hier 
klar zu machen, daß wir ein Farlament bekämen an der Saar.Dann 
wäre die .Frage gelöst. Wir als Kömmünisten beträchten diese 
geratische Frage, von einem anderen Standpunkt aus. Wir wollen 
ein farlament an der vaar, sondern wir wollen den sofortigen 
Anschluß an Deutschland. Wir wollen brechen den Vertrag von 
Versailles mit allen seinen Auswirkungen. Wir wollen brechen 
mit diesen Verträgen, die sie erneut abschließen wollen, die 
die Ketten sind, an die man die Arbeiterschaft anbinden will. 
Wenn Sie es ehrlich meinen mit der Befreiung der Ärbeiterklas- 
se, mit der nationalen Befreiung der Arbeiterklasse, warum re- 
den Die dann kein Wort über die Vorgänge in Elsaß-lothringen? 
Haben Sie nicht gelesen, daß in Elsaß-lothringen ein Kongreß 
von über ZOO Delegierten einstimmig beschlossen hat,das »elbst- 
bestimmungsrecht der Völker in Elsaß-lothringen er 
zu lassen ? Haben Sie nicht gelesen, daß die Elsaß-lothringer 
eine Abstimmung erstreben für Abtrennung von Frankreich ? War 
es nicht die Kommunistische Intemationale, die diesen Schritt 
unterstützte ? Waren es nicht die Sozialdemokraten, ‚die diesen 
chritt mit allen Mitteln zu unterdrücken suchten ” Liegt es 
nicht klar auf der Hand, wie dieser Bund der Völker von Genf 
aussieht und wie der fakt von Locarno aussehen wird ? Meine 
Herren, diese Fragen, die wir hier anschneiden, die klar und 
offiziell festges ellt sind, die suchen Sie uns dahin umzubie- 
en, indem der Vertreter der Sanbe SRuger teten sagt, wir würden 
ie politischen Geschäfte der Kechtsparteien erledigen. Meine 
Herren,wer die politischen Geschäfte der Rechtsparteien bisher 
erledigt hat, wer sich dazu herabgewürdigt hat, Verrat_an der 
deutschen Arbeiterklasse zu üben, das hat doch der Dolchstoß- 
rozeß bewiesen. Kein anderer wie General Gröner hat unter 
id ausgesagt, daß er am 9., 10. und 11. November 1918 ein 
"Bündnis mit Ebert geschlossen hat. Sie wagen es uns heute vor- 
zuwerfen, wir würden die Seschäfte der Rechtsparteien erledigen. 
Sind wir schuld, daß heute in Deutschland eine Monarchisten- 
Republik ist ? Sind wir schuld, daß heute in Deutschland ein 
Monarchist die Republik führt ? Meine Herren, diese eidliche 
Aussage in dem Dolchstoßprozeß, die beweist auch, wer der 
Schuldige ist. Sie werden uns die Frage stellen, wie gedenkt, 
jar in Europa die Verhältnisse zu bessern. Wie gedenkt Ihr die 
efriedigung der Arbeiterklasse herbeizuführen. Das kann ich 
Ihnen sagen: Nicht durch einen Abschluß eines derartigen Pak- 
tes von Locarno, wie Ihr ihn begrüßt. 


Wie gedenken Sie die Befriedigung der Arbeiterklas- 
se herbeizuführen ohne Abschluß eines Vertrages von Locarno. 

Meine Herren, wir erklären Ihnen wir verlangen und wollen her- 
beiführen, dıe Einigung der Arbeiterklasse, ein wahrer Bund der 
Völker und diese Dinge können nur herbeigeführt werden auf dem 
Boden des Klassenkampfes. Sitzen nicht in der heutigen histor-+ 
Schen Stunde in Deutschland ‚Tausende von Arbeitern in wefäng- 
nissen, die nichts gemacht, als sich zur Wehr gesetzt haben ? 
Gehen heute in Deutschland nicht die Faszisten frei umher ? 
Unterhält man sich nicht in Bayern darüber, kurz über lang die 
‚ Monarchie auszurufen ? Wir wissen, daß die sozialistischen Ar- 
beiter anders denken als ihre Leitung. Wir wissen, daß sich, 
die Arbeiter nicht dazu hergeben, gegen die russischen Arbei- 
ter zu marschieren. 


g ( Unruhe- Lachen- Zurufe ) Ihre 
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Ihre demagogischen Zurufe und Redensarten werden es nicht weg- 
leugnen können, daß die russische Wirtschaft mit Riesenschritten 
vorwärts geht, während sich auf der anderen Seite die Verhält- 
nisse schwieriger gestalten. Die Zahl der Erwerbslosen wird 
Br größer und die Verelendung der breiten Volksschichten 
Schreitet immer mehr voran, Die Sozialdemokraten Maier sich 
dazu berufen, das in eine Krise hineingeratene Sc itf des Ka- 
Paetzsnne wieder in ruhigeres Wasser zu lenken, Sie, die Sie 
ie Lehre von Karl Marx angeblich vertreten. Wenn wir den An- 
schluß proklamieren, so_ist es nicht der Anschluß an den Ver- 
. trag von_locarno oder Eintritt in die Entente, sondern Bünd- 
nis mit Sowjetrußland. Fin wirtschaftliches und politisches 
Bündnis. Das ist ein Bündnis mit einem Staat, der mit Riesen- 
schritten vorwärts schreitet und einen Machtfaktor darstellt. 


..»0_ stellen wir die Frage auf die, die man uns gestellt 
hat, wir wollten die deutsche Reaktion unterstützen,. Was tut 
in dieser Frage die Deutsch- Saarländische- Volkspartei _? Sie 
tut dasselbe, was sie getan hat in der Frage des Dawesplanes. 


( Iachen bei den Sozialdemokraten !) 


Ihr auch. Ihr braucht Euch nicht zu freuen. Wir sind der Auffas- 
Bung, daß die Jeutschnationalen dasselbe tun werden wie beim 
ren und Sie werden ans jepigen sein; die die Arbeiter- 
schaft vor den Karren der Reaktion spannen, 


De . Ne ipe Herren, nun zu der Frage des Dawesplanes.Sehen 
wir nicht in Deutschland die Fabriken stillgelegt und die Ar- 
beitslosigkeit ige werden ? Das werden Sie sehen müssen, vie 
werden feststellen müssen, daß Sie wieder einmal die deutsche 

Arbeiterklasse beschwindelt haben. Nun zu der Frage des Saarge- 
bietes selbst. Es wird von den Vorrednern soviel geschimpft 
über die Bevorzugung der fremden Beamten im Saargebiet, Mir 
sind der Auffassung, daß man damit die Taten der eigenen Bean- 
ten verdecken will, die auch dort in der Regierung zahllos ver- 
treten sind. Man wırd uns nicht vorwerfen können, daß wir als 

artei daran schuld seien, daß heute das Saargebıet eine Kolo- 
nie des Entente-Imperialismus ist. Aber wir haben deshalb in 
erster Linie das Recht, einmal zu untersuchen, wie sieht es 
mit den Beamten von deutscher Seite im Saargebiet aus. Der 
Prozeß des Bürgermeisters von Saarbrücken und des Schuldirek- 
tors Notton,beleuchtet der uns nicht blitzartig die lage ? Wir 
fragen hier als Vertreter der Arbeiterschaft, ist es nicht 
sonderbar, daß diese Beamten, die seinerzeit,getragen von dem 
Vertrauen der bürgerlichen Parteien, in diese hohen Stellungen 
elangt sind, sich heute gegenseitig Separatismus vorwerfen: 
ir fragen weiter, wie war es möglich, daß in dieser Zeit man 
von Seiten dieser hohen Beamten sich über die Frage des kirch- 
lichen Separatismus mit christlichen Gewerkschaftlern unter- 
hielt und zwar in dem, Jahre 1919,und daß diese Herren diese_ 
Dinge erst jetzt der Öffentlichkeit Ben Ist es Zufall, 
daß im Jahre 1919 der Bürgermeister von Vaarbrücken nach dem 
Saargebiet gekommen ist, daß das durch eine Vereinbarung mit 
dem Dr. Mouth geschah? Wir fragen Sie, ist es Zufall, daß in 
diesem historischen Jahre 1919, wo die Bergarbeiter gekämpft 
haben, um ihre Sklavenketten zu zerreißen, diesen deutschen 
amten das Ministerium des Saargebietes angeboten wurden.Die 


Arbeiterschaft 


y ia ln TH . F ’ R biswz; j - alle aaa 


yo ayasıyd wbousrs UaYDnıg 400° 47 


m LM a, 


N pwog 


u HL un 
4 ® 





7Vv 









=. 80; 


Arbeiterschaft an der Saar will auch hier über diese Dinge 
Klarheit und Wehrheit wissen. Wir sind der Auffassung, daß 
noch nicht die nötige Klarheit geschaffen wurde, Wir müssen 
ferner bei dieser Frage anschneiden, waren es die französi- 
Schen Beämten, die dem Saarvolk den heutigen wunderbaren 
Steuersätz geschaffen haben? Oder waren es nicht die deutschen 
Beamten,die die re Art | hohen Beamten in der Regie- 
rungskommission sind ? Wir sind 0% r Aufinssuhe ‚dan diese 
französischen Beamten ins Saargebiet zum größten Teil auf 

d der Vetterwirtschaft gekommen sind und in den meisten 
Fällen keine abnppe haben, von den Sage re die zu verwalten 
sind. Wir sind weiter der Auffassung, daß sie das Steuerge- 
setz aus dem Grunde den deutschen Ze emaen, (oe ben haben, um 
die Be sigen Steuersätze auszuarbeiten,womit sie dann der Ar- 
beiterschaft an der Saar das Fell über die Ohren gezogen ha- 

en. Bei dieser Gelegenheit fragen wir Sie noch, 

war es Zufall ,  , daß ein Äufsichtsratsbeanter der 
Dillinger Hütte mit dem Stummkonzern nach Locarno gefahren 
ist ? Nar es Zufall, daß der frühere Staatssekretär Deutsch- 
lands ersetzt wurde durch den Herrn von Schubert,der heute 
Stastsekretär des Außern und Aktionär der Dillinger Hütte 
ist ? Meine Herren, wir gauben diesen Herren anklagen zu 
müssen, wegen seines Systens unter der Tricolore. lir ver- 
langen Antwort auf diese Frage. Wir verlangen Antwort darüber, 
war es nicht der interparteiliche Ausschuß, der kurz näch 
Locarno eine „a Läuse in die Presse gebracht hat, dessen 
Schlußsatz heißt:" Man ist in hiesigen Kreisen der Auffassung, 
daß der Anschluß en des Feich nicht eher vollzogen werden 
kann,bis das Besetzungsregime verschwindet. Haben Sie nicht 
offiziell eine Erklärung abgegeben, wir wollen nicht zu 
Deutschland zurück, bis die Besetzung erledigt ist? Steckt u 
nicht die deutsche Großindustrie dahinter? Müßte hier nicht 
dıe Breähreng eingeführt werden oder glauben die Herren 
der Hechten dadurch ihre Aufträge bei der Regierungskomis- 
sion und der Bergwerksdirektion einzubüßen ? Wir fragen »ie, 
haben diese Vertreter das #echt hierher zu kommen und immer 
wieder zu schimpfen über Frankreich ? Sind nicht welche da- 
runter, die den Standpunkt vertreten, weß’Brot ich eß’ ‚deß’ 
Lied ich sing? Wir verlangen Aufklärung. Im Saargebiet liegen 
die Dinge heute so, daß die Bevölkerung und zwar die breiten 
Schichten, die Arbeiterklasse und der kleine Bauer ausgeplün- 
dert wird bis auf’s Hemd. Schöne Heden werden gehalten und 
über das Steuersystem geklagt. Ich frage Sie, wären es nicht 
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omas ig) gearbeitet. Haben Sie nicht im Auftrage 

von Röch | | | 
sen Zustand ar is cr gegen die Stimmen der Kommunisten. 
Wir müssen uns heu 
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ee werden. Dieser Steuerbetrag ist _ein realer zen 
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damals recht hatten. Der Purerteeiane? von Völklingen hat 
bei Aufstellung des Budgets feststellen müssen, daB das 
stimmt, was wir immer betont haben. Er hat ausgerechnet ,daß 
die Lohn- und Gehaltssteuerpflichtigen heute mehr wie doppelt 
soviel Steuern zahlen wie vor dem Kriege, während die übrigen 
kaum ein Drittel bezahlen. Diese Zahlen sprechen Bände un 
dies _ist eine ee gegen Sie. Die Tatsache besteht, daß 
die Bergwerksverwaltung im Frieden 154.362.-Mark an die Ge- 
meinde entrichtet hat und heute zahlt sie 80.830.- Mark nach 
einem Kurs von 4.50 = 363.736.- Franken. Würden diese ihre 
Steuern richtig bezahlen, dann würden die Gemeindefinanzen 
saniert Sein. 


Der Herr Bürgermeister meint hier, daß er einen beson- 
deren Äpell an den Herm a Besitzer der Völklinger 
Hütte gerichtet und ihn gebeten habe, doch auch einigermaßen 
antejlmäßig Steuern zu zählen wie vor dem Kriege,wenn auch 
das \esetz das nicht vorsehen würde. Er betont, daß dieser 
Apell an die Steuermoral des Herrn nor Zendet erfolglos 
Bersenen ist. Ich könnte Ihnen hier auch die Verrechnung der 

teuer der Völklinger Hütte vortragen; es ist so, daß sie heu- 
te nur noch auf etwas mehr wie ein Drittel lautet wie vor 
dem Kriege. Also wir sehen hier, daß Herr Schmelzer ein Inte- 
resse daran hatte, das Steuergesetz zu schaffen. Wir sehen, 
daß er es verstanden hat, die Interessen der Großindustrie 
wahrzunehmen. Und deshalb müssen Sie nicht hierher kommen und 
dem Hause etwas vorjammern über die Verhältnisse in Steuer- 
Fragen sondern denken Sie daran, daß Sie diese Verhältnisse 
selbst geschaffen haben. 


Meine Herren! Über die wirtschaftlichen Dinge, so wie 
sie z.4t. im Saargebiet liegen, werden wir heute nachmitta 
in anderen Ausführungen zu Eprechen. Bügmen. Nur eines möchte 
ich noch feststellen. Wir betonen die Bezahlung der Arbeiter, 
Angestellten und Beamten im Saargebiet ist heute derartig, _ 
daß man sagen kann, sie ist noch schlimmer,wie in einer afri- 
kanischen Kolonie. Nun, wir sind ja hier an der »aar die Völ- 
kerbundskolonie. Nicht wahr,Herr Hoffmann! Herr Hoffmann_hat 
uns ja in anerkennenswerter Weise ausgerechnet, daß.die lasen 
in steuerlicher Hinsicht hier noch viel höher sind wie im 

ich drüben,trotz der Reparationsleistungen dort. Wir sehen, 
daß die Dinge an der Saar so gela ert sind,daß heute oder, 
morgen hier er Explosior entstehen wird. Täuscht Euch nicht, 
meine Herren, Sie werden erfahren,daß Sie uns, die Arbeiter- 
klasse, nicht unter das Existenzniveau drücken können,ohne 
daß die Arbeiterklasse aufstehen wird. Die Klagen derjenigen, 
die im Elend schmachten, werden von +ag zu lag größer,und es. 
wird die Stunde kommen,wo sie die Einigung finden. Es wird die 

tunde kommen,wo sie einsehen werden,daß alle diese Formeln 
und #edensarten von dem liebenswürdigen Engel des Völkerbundes 
uns ins Elend gebracht haben. Und es wird die ©tunde kommen, 
daß sie alle auf die Seite der Kommunistischen Fartei treten 
und mit uns arsen werden um die Freiheit. Das wird ein wah- 
rer Bund der Völker werden, der kämpfen wird um die Freiheit, 


um den Fortbestand des Kommunismus und um die Einigung Aller 
Schaffenden. 


| Ich gebe nun im Namen der Kommunistischen Fraktion 
zu dem Pakt von locarno fo 
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gende Erklärung ab: 
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Erklärung 


der kommunistischen landesratsfraktion zum Vertrag 
| von locamo. 


| Der sogenannte Friedenspakt von locamo ist in Wirk- 
lichkeit eine neue Etappe in der immer klarer hervortreten- 
den Umgruppierung der imperialistischen Mächte. | 


Die in den Vereinigten Staaten von Amerikas herr- 
schende imperialistische Sruppe arbeitet suf: eine gewisse, 
Konsolidierung der kapitalistischen Staaten Westeuropas hin, 
um die Dawesierung und die Ausbeutung der arbeitenden Nas- 
sen in den verschiedenen europäischen ländern auch poli- 
tisch sicherzustellen und besonders das. nach der Annahme 
des Londoner Paktes in Deutschland angelegte Kapital zu 
Sichern. nie wollen die Vereinigten Staaten sich 

arantien gegen die kommunistische Gefahr und gegen Sowjet- 
rußland schaffen. 


Für die britische Bourgeoisie ist Locarno ein Mittel 
zur Zuarückdrängung der Vormachtstellung Frank 
reichs in iuropa und zur Vorbereitung ihrer eigenen Hege- 
monie. Durch Ausnutzung der inneren und äußeren Schwierig- 
keiten der französischen Bourgeoisie ist es dem britischen 
Imperialismus in Locamo gelungen, die Re Folgen 
des Dawesplanes zu vervollständigen und Frankreich zur | 
Aufgabe seiner bisherigen selbstständigen Poli- 
tik gegen Deutschland zu zwingen und Deutschland selbst 
in den von ihm seit lange vorbereiteten 


Block gegen Sowjetrußland 


einzugliedern.Der britische Imperislismus arbeitet unver- 
kennbar darauf hin, die Sowjetmacht durch einen wirtschaft- 
lichen und politischen Kamp! niederzuringen. Er will un- 
ter allen Umständen in Sowjetrußland das Kraftzentrum für 
den Kampf der Kolonialvölker gegen die Unterdrückung 

durch den Imperialismus vemichten. 


2 Die französische Bourgeoisie stimmt unter dem l’ruck 
' ihrer englischen und amerikanischen Gläubiger dem locarno 
Fakt zu, ungeachtet ihres Wunsches, ihre alte militärische 
Bündnispolitik mit Polen, der Tschechoslowakei usw. fort- 
setzen. Die Finanzkrise, der Aufstand des marokanischen 
und des syrischen Volkes, sowie die soziale Krise ‚die 
Frankreich zurzeit erlebt, erschüttern die Grundlagen des 
französischen Imperialismus und stellen seine europäische 
Vormachtspolitik in Frage. Ohne auf ihre weitgehenden 1im- 
perislistischen Pläne zu verzichten, aber unfähig,sie zur- 
zeit zu verwirklichen, muß die französische Bourgeoisie 
AR Pech, wie sich ihre Militärbündnisse mehr und mehr 
ockern. | 


Die im imperisalistischen Weltkriege besiegte deut- 
Sche BesBrolsle setzt gegenüber den herrschenden kapi- 
talistischen Ländern ihre durch den Dawes Pakt vorgezeich- 


nete Unterwerfungspolitik fort. Der Fakt von a 
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für sie auf dem Wege der Auslegung des Versailler Vertrages 
eine ‚gewisse lockerung durch den ENEaHaof-Bme Ei anigchen 
Imperialismus dar. Er bewirkt, daß die werktätigen Nassen 
in Deutschland,deren lebensinteresse in einem Bündnis nit 
Sowjetrußland liegt, im Auftrage des britisch- amerikani- 
Schen Kapitals noch stärker gefesselt und geknebelt werden. 


| Durch die Annahme des Faktes von locarnc ‚durch die 
verstärkte Bindung der deutschen Bourgeoisie an den briti- 
„schen und amerikanischen Kapitalismus, durch die Anerken- 
nung des Vertrages von Versäilles verraten die bürgerlichen 
Elemente einschließlich der Deutschnationalen und der sozi- 
eldemokratischen Führer weit schlimmer als je zuvor die 
nationalen und wirtschaftlichen Interessen der werktätigen 
Massen in Deutschland. 


Durch ihren Eintritt in den Völkerbund bestimmt die 
deutsche Bourgeoisie 


Deutschland im Voraus zum Aufmsrschgebiet und zum 
Bcehlachtfeld für den Krie eren Sr etrußland. 
Darüber hinaus verpflichtet sie sich, die arbeitenden Nas- 


sen Deutschlands zum Kanonenfutter gegen Sowjetrußland zu 
mißbrauchen. 


.. Bedeutet_so auf der einen Seite der Pakt von locar- 
no &ine gewisse Entspannung zwischen den kapitalistischen 
Staaten in Europa, so bedeutet er andererseits keineswegs 
eine Abschwächung der tiefgehenden Gegensätze, die zwischen 
den kapitalistischen Ländern im allgemeinen vorhanden sind. 
Wenn der amerikanische und der britische Imperialismus für 
das Zustandekommen des Faktes von locamo zusammengewirkt 
haben, so schließt dies nicht die Weiterentwicklung der 
Gegensätze zwischen diesen beiden imperi&listischen Gruppen 
aus. 
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Gegenüber dieser ie der kapitalistischen 
Mächte im Nesten befestigt sich die Macht der Arbeiter-und 
menieTung Sowjetrußlands immer mehr. Der gewaltige 
wirtschaftliche Aufschwung, den Rußland genommen hat,zeigt, 
daß die Arbeiter und Bauernrepublik sich auf dem richtigen 

ege befindet. Aber I: mehr sich die proletarische Nacht 
Sowjetrußlands befestigt, desto schärfer tritt auch der Wil- 
le der westeuropäischen Bourgeoisie und namentlich Englands 
hervor, die proletarische Herrschaft in Sowjetrußland nie- 
derzuschlagen. 


| In Afrika und Asien rebellieren die durch den euro- 
päischen aan Re Arbeiter- und Bauern- 
assen und treten in nationa -revoutinnere - ein. 
China, Britisch- Indien, syrien, Marokko ‚Agypten usw. er 
emehr die seit Jahrhunderten durch den ri ran unter- 
rückten Kolcnialvölker erwachen und den Kampf für ihre Be- 
freiung vom imperialistischen Joch aufnehmen,desto mehr 
zittert der Imperialismus um den Besitz seiner kolonialen 
Erwerbungen. Deshalb gelingt es auch England, der an dieser 
Unterjochungspolitik am meisten interessierten Macht, die 
‚westlichen Bourgeoisien für ihre Einkreisungs- und Angriffs- 
politik gegen Sowjetrußland zu gewinnen. De; 
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... Da andererseits die erasjelischen Gegensätze 
zwiSchen den einzelnen kapitalistischen Staaten sich immer 
mehr verschärfen und alle militärischen Großmächte ihre 
Rüstungen zur Führung eines neuen großen Krieges fortgesetzt 
steigern, 
dient locarno keineswegs der Vorbereitung des Friedens, 
sondern im Gegenteil der Vorbereitung des Krieges. 
„Es ist klar, daß, sobald der nächste größere imperi- 
alistische Konflikt zum Ausbruch kommt, der Vertrag von lo- 
carno bedenkenlos zerrissen werden wird. Auch nicht einmal 
durch seinen formellen Wortlaut bildet dieser Pakt eine Ge- 
rantie gegen die Entfesselung eines neuen Kriegskonfliktes. 
In einem falle, wie im Jahre 19]4 würde er z.B. kein Hinder- 
nis für die Kriegserklärung gewesen sein. i | 
ß Der Völkerbund ist_ein Rn mit dem die kapitalist- 
ischen Mächte unter dem Deckmantel einer pazifistischen __ 
Phraseologie ihre alte imperialistische Unterdrückungspoli- 
tik fortsetzen. Die Haltung des Völkerbundes in den »treit- 
fällen über das Saargebiet,über Oberschlesien,Memel,Danzig, 
Österreich und »yrien, sowie Femere des italienisch 
er des englisch-ägyptischen Konfliktes und zu- 
etzt anläßlich der Vorkommnisse.in Marokko und China be- 


weist, daß 
der Völkerbund in erster Linie ein Nerkzeu der 
herrschenden kapıtalistischen Großmächte 
darstellt, 


Vorsitzender Scheuer: Nir treten jetzt in eine Nittagpause ein 
und beginnen punkt 2 Uhr 15 Minuten. 
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Schluß der Sitzung 12 Uhr 30 Minuten. 
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NACHMITTAGS-SITZUNG 
sm 17. Nevember 19286. 


ellv. Vorsitzender Scheuer: Meine Herren! Wir fahren in der Dera- 
tung fort ı2 Uhr 30 Minuten). Das Wort "at der Herr Abge- 
ordnete Schmelzer 


bg. Schmelzer (DSV): Meine Äerren! Die Herren Vorredner haben heute 
vormittag auf den heutigen lag als einen historischen hin- 
ewiesen. Im Zusammenhang damit sind sıe eingeezngen auf den 
Pakt von Locamo und auf den zu erwartenden Bintritt Deutsch- 
lands in den Völkerbund. Die Stellungnahme der einzelnen 
Redner war je nach ihrer Farteisugenngleket eine verschie- 
dene. Wir häben eine hoffnungsvolle Begrüßung des Paktes | 
von Locarno gehört, wir haben die Ansicht genört, daß Deutsch- 
land schon früher in den Völkerbund hätte eintreten müssen | 
und wir haben eine völlige Verdammung des Paktes und des 
Völkerbundes gehört. Aber in einem waren sich die hedner 
einig, das die Verhältnisse unerfreuliche sind und daß ver- 
sucht werden muß,eine Verbesserung der Verhältnisse zu er- 
zielen. Nie dieseVurbssserungen erzielt werden sollen,darüber 
ehen die Meinungen auseinander. #s ist gesagt worden daß 
Ser Völkerbund nicht das ist, was er sein sollte. Der Völ- 
kertund hat zweifellos Mängel und hat uns in der Vergangen- 
heit nur zu oft enttäuscht. Wenn wir daran denken, wie der 
Völkerbundsrat entschieden hat in den Angelegenheiten von 
Oberschlesien und Memel und wie er uns im Saargebiet ent- 
täuscht hat, kann man dem beipflichten, daß der Völkerbund 
nicht das Ideal ist.das er sein soll nach dem Willen seiner 
Gründer. Er ist das ganz gewiß nicht. Er ist noch kein Ideal» 
Aber es will mir nicht recht logisch erscheinen, wenn man 
den Ärieg bekämpft, daß men dann auch die Verständigungs- 
einrichtung der Völker ebenfalls verdammt. Was der Völker- 
bund nicht ist,kann er noch werden, wenn er such jetzt nur 
ein bescheidener Anfang ist. Er ist eine Verständigungseiln- 
| richtung. Es ist aie Frage auigeworfen worden, weshalb man 
| Frankreich und England nicht vor cas Schiedsgericht gestellt 
| hat und es ist auch richtig gesagt worden, daß mancherlei 
Veranlassung dazu vorlag. Ich möchte mich den Worten des 
Herım Levecher anschließen:" Nan muß Geduld haben!" Es ist 
immerhin ein Fortschritt, daß Schiedsgerichte eingerichtet 
worden sind. Wenn die Schiedsgerichte noch nicht auf alle 
angewandt werden, ist das zu bedauern, Aber immerhin keın 
Anlaß, sie zu verdannen. 
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Zu der Frage ‚warum Deutschland nicht schon früher 
in den Völkerbund eingetreten ist, möchte ich sagen :Vor _ 
5 Jahren noch wäre Deutschland nur durch eine Fintertür ın | 
den Völkerbund hineingelonmen und hätte aller Voraussicht i 
nach am Katzertisch Platz nehmen müssen. Noch früher war es 7% 
unmöglich. Sie erinnem sicn,daß vor noch nicht allzulanger 
Zei+ Frankreich erklärt hat:" Deutschland ist nicht würdıg, 
in den Völkerbund aufgenommen zu werden." 38 hat später er- 
klärt,man könne dem Gedanken, Deutschland in den Völkerbin d 
aufzunehmen, nähertreten. Daß man aber daran gedacht hatte, 
Deutschland ais gleichberechtigt aufzunehmen, davon wär keil- 
ne hHede. Die Dinge haben sich jetzt 50 entwickelt, 
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daß es nicht durch die Hintertür,sondern durch das Hauptpor- 
tal seinen Einzug hält und am Retstische Flatz nimmt, Aus 
der Abwehr Frankreichs gegen den Eintritt Deutschlands ın 
den Völkerbund ist ein leidenschaftliches Begehren geworden, 
Deutschland im Ratssaale zu sehen. Die Dinge haben sich um- 
gekehrt entwickelt, heute seagt man, Dertschland ist nicht 
nur nicht ei sondern, wenn Deutsc..land nicht in den 
Völkerbund einzieht, zeigt es die Verwerflichkeit seiner 
Gesinnung. Es gibt Leute, die sich 018% noch gegen den Fakt 
. von Locarno und den Eintritt Deutschlands in den Völkerbund 
stemmen, die jetzt_noch hoffen- sie sind keine grundsätz- 
lichen Gegner des Eintritts in den Völkerbund-,durch ein 
weiteres Ätwarten mehr herauszuschlagen. Man kann darüber 

eteilter Meinung sein. Wir sind der Meinung, daß es einen. 

gibt, an dem eine Sache spruchreil wird und_daß es 

dann unzweckmäßie ist, noch länger zu zögern, weil dann das 
Gegenteil eintritt. Wir sind der Meinung, daß der psycholo- 

ische Moment gekommen ist und wir freuen uns vorbehaltlos 
arüber, daß uns das die Zeit gebracht hat. Wir verzichten 
darauf hinzuweisen, daß sich unsere Auffassung als die bes- 
sere herausgestellt hat. Der größte Teil der Bevölkerung 
Deutschlands und des Saargebietes ist damit einverstanden, 
daß Deutschland diesen Schritt unternimmt. Wir erhoffen 
mancherlei, nicht nur für das Saargebiet, daß nicht nur die 
kleinen Interessen des Saargebietes ausschlaggebend sind, 
sondern die des großen Deutschlands. Wir haben Immer erklärt, 
wenn die Politik des Deutschen Reiches den Zeitpunkt als 
richtig erscheinen läßt,dann soll Deutschland eintreten. 
Aber wenn es seine Politik erfordert, daß man noch zkwar- 
tet, dann sind wir auch damit einverstanden, daß unsere In- 
teressen hinter die Interessen des gesamten Vaterlandes 
zurückgestellt werden. 
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Es ist auch die Frage aufgeworfen worden: Kann man 
durch den Vertrag von locamco eine VerBeBaR Tune der lege der 
Arbeiterschaft in Deutschland erwarten? Meine Herren! Nenn 
der Vertrag von Locarno nicht nur Papier ist, wenn er, wirk- 
lich von einem Geiste beseelt ist, der Taten nach sich zieht, 
dann wird diese Rückwirkung mit Bestimmtheit eintreten, Die 
Dinge liegen doch so, daß, wenn der Geist wirklich in Euro- 

a einzieht, der in locamo beschworen wurde, sich zweifel- 

08 die ganze Wirtschaft, nicht mur in Europa, sondern auch 
in Amerika und in der ganzen Nelt bessert. Und bessert 
sich die Wirtschaft in Deutschland und in Europa, dann bes- 
sert sich auch automatisch die lage der Arbeiterschaft und 
der RRenN en Bevölkerung in Deutschland. Das ist sc seltst- 
verständlich wie irgend etwas. Es muß jedoch vorausgesetzt 
werden, daß der Pakt nicht mur das ütück Fapier ist,das un- 
terzeichnet worden ist. Daß Rickwirkungen eintreten werden, 
wenn dem so ist, davon sind wir überzeugt. Dis Erklärungen 
Briands und anderer, die heute morgen hier zitiert wurden, 
die scheinen uns nicht so schwerwiegend, daß wir darauf un- 
sere Hoffnungen aufbauen. Den Worten eines Briands stehen 
wir skeptisc gegenüber; denn wir wissen, daß Brisnd Schon 
sehr oft Erklärungen abgegeben hat, die sich ganz Anders 
ausgewirkt haben, als das in seinen Norten en An wir 
sind der DE HDRnE daß die Gegenseite auch Rüc rirkungen von 
Locarno erwartet und daß diese erst dann eintre,en, wenn die 
Rickwirkungen für das Saargebiet und das Heich bestimmt er- 
folgt sind. Nicht weil Herr Briand ass in Aussicht en 

sondern 
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sondern weil wir sehen, daß die Erkenntnis in den Sieger- 
staaten Platz greift, daß die Dinge so nicht weitergehen 
können, weil letztere selbst in dem Falle den größten Nach- 
teil davon haben, nur deshalt hoffen wir auf Rückwirkungen. 
Das ist das Wesentliche. Man sieht dort. daß man so nicht 
weiterkommt. Man weiß, daß Europa ganz ud gar verschuldet 
ist, und man sieht, daß das so Elölben wird, wenn man mit 
dem garen Verfahren weiterarbeiten wird. Des ist der 
Grund, weshalb wir darauf vertrauen, daß der Pakt von lo- 
camo nicht nur ein leeres Stück Papier bleibt, sondem 
daß er den Geist nach sich zieht, den wir von inm erhoffen. 
Wir begrüßen den Fakt ,wenn er den Geist in die Welt bringt, 
den man von ihm erhofft. Wir ne!men ganz bestimmt und se_lbst- 
verständlich an, daß dieser Geist einzieht, weil die heuti- 
gen Verhältnisse diese Folgeerscheinüngen unbedingt nach 
sich ziehen müssen. | 


Die Rückwirkungen im Saargebiet. 


Es ist vor dem Abschluß in Locarno Schon darüber ge- 
sprochen worden, daß besonders uns im »aargebiet gewisse 
Rückwirkungen in Aussicht stehen. Män hat es nachher in der 
französischen Presse bestritten. Man hat französischerseits 
gesaßt davon könne keine Hede sein. Im interparteilichen 

usschuß haben sich Zentrum und Deutsch-»aariöndische Volks- 
partei mit diesen Dingen befaßt. Es ist zitiert worden,daß 
wir erklärt hätten, eine Rückkehr zu Deutschland könne nicht 
in Frage kommen, bis die Rheinlandfrage geregelt sei.Das ist 
uns als eine Art Seperatismus ausgelegt worden. Meine Herren! 
Gewiß, wir haben das erklärt, weil wir der Meinung sind, daß 
es jemand, der es mit seiner Verantwortung ernst nimmt,un- 
möglich vertreten kann, daß die Kevölkerung des Saargebietes 
aus dem Völkerkundsregen in die Rheinlandstreufe kommt, Und 
wenn Sie sich umsehen in der Bevölkerung, denn werden »ie, 

in allen »chichten, auch in denen(zu den Linksparteien) die 
Die vertreten, diese Meinung vorfinden. Solange nicht _Alar- 
heit darüber herrscht, ob im Rheinland eines schönen lages 
die französischen Generale das Heft wieder in die Hand bekon- 
men, heißt es für uns abwarten. Wie stellen Sie sich das vor, 
daß,bevor alle diese Dinge sicher sind, bevor man eine | 
Sicherheit hat, daß aus ..% Daargebiet nicht besetztes Gebiet 
wird. Nie wollen Sie es denn verantworten, daß man auf den 
wenn auch xleinen,geringen Schutz des Völkerbundes,der ater 
doch immerhin ein »chutz ist, verzichtet. Daß wir selbstrer- 


ständlich diese Einstellung, wie es hier zum Ausdruck gekommen ° 


ist,nicht aus geschäftlichen Motiven vorgenommen haben,geht 
daraus hervor, daß die Rücksicht auf die Wirtschaft einen 
sofortigen Rückanschluß an Deutschland gebieterisch erfordert. 
enn allein die Gründe der Wirtschaft sprechen dürften, dürfte 
kein einziger lag und keine Stunde versäumt werden, um dies 

zu erreichen. Denn nicht nur das Gefühl treibt uns zu Deutsch- 
land, sondern auch die Erfordemisse der Wirtschaft. 


( Zurufe des Atg. Reinhard !) 


Für ein Wort bin ich Herrn Reinhard danktar, er hat ausge- 


führt: Wir wollen den Anschluß an Deutschland und sonst nichts, 


Das ist für uns wertvoll. Denn damit wird der Ruf von Möch- 
ling bis Reinhard erhoben: " Zurück zu Deutschland. Er 
nehme 
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nehme an, daß dieser Ruf auch sonstwo gehört wird, denn es 
gehört viel dazu, wenn ein Vertreter der Partei, die inter- 
national eingestellt ist, diese Worte segt. 


Herr Ievacher hat in seinem Referat die großen Dinge 
sc aufgezeigt, daß dem ei entlich nichts mehr hinzuzufügen 
ist. Er hat gezeigt, wie brüchig dss Fundament des Saarge- 
hietes ist und das Gebäude, das auf diesem Fundament aulge- 
baut ist, und wie unsittlich die Teten sind, die darin voll- 
bracht werden. Seine Forderung ist äuch unsere Forderung. 
Wenn grundsätzlich verbessert werden soll, dann kenn es mur 
in der Weise geschehen, daß wir wieder zum deutschen Vater- 
Jand zurückkehren. Es ıst in dieser Hinsicht dies alles 
schen gesast worden und es erübrigt sich, die Angelegenheit 
nochmals zu wiederholen. Bevor ster dieses große Endziel 
erreicht wird, müssen wir uns mit kleinen Dingen des Alltags 
befassen und diese kleinen Dinge gestätte ich mir in einigen 
Worten zu tehandeln. 


Vor uns liegt die Vorlage zu einem neuen Steuerge- 

setz und wie immer, wenn man steuerliche Dinge zu beraten 
hat, drängt sich dıe Frage auf, wie sieht es im Saargebiet 
sus, welche Einnahmen werden ‚emacht ? Von wem werden sıe 
sufgebracht und in welchem Umfange und zu welchen Dingen 
werden sie wieder verausgabt ? Da bietet der Haushaltplan 

des Saargebietes, der uns zur Kenntnisnahme vorgelegt ist 

(wie es heißt Jdie Gelegenheit, uns mit dieser Angele enheit 
zu befassen. Jeder Haushaltplar, der irgendwo aufgestellt 
oder teschlossen wird, ist eine Wahrscheinlichkeitsberechnung 
jener, was man hofft einnehmen und susgeben zu können. 

ter der Haushaltrlan des_seaargebietes unterscheidet sich von 
enderen außerordentlich. Das Wesentliche liegt darin, daß man 
diese Wahrscheinlichkeitsrerechnung später vergleicht mit dem, 
was geworden ist, denn nur dadurch gewinnt ein Haushaitrisn 
eine sen Wenn er lediglich vorher in Zahlen ee 
wird, dann ist eine derartige Aufstellung verlorene Zeit un 
Mihe. Der Esushaltrlan des Saargebietes Ist in der Weise auf- 
gestellt, deß er zeigt, wie män sich die HABE vorstellt ‚aber 

ieht wie sie später werden. Es ist mit Recht bemängelt worden, 
daß wir wohl die Voranschläge bekommen über kein Ist-Ergebnis. 
Überhaupt zeigt es sich, wie außerordentlich klein die Leute 
sind, die diese Dinge zusemmenstellen. Man sollte meinen,däß, 
wenn “uch die Sritzen der Verwaltung nicht dazu gezwungen 
werden können, Rechenschaft epzulegen, diese aus Anstandsge- 
fühl heraus uns zeigen, wie unser beld verausgart wird. Wir 
sehen ter. wie main sich ängstlich bemüht, dies zu verschleil- 
ern durch Zahlen und Überschriften, d®b willkürlich Zahlen 
zusammengestellt werden und zwär SO, a:ß möglichst kein klüares 
Dr darirer gewonnen werden kann, wie die Dinge vor sich 
gehen. 
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: Wir müssen schon daran verzügen, daß es hei der | 
jetzigen Zusammensetzung der hegierungskommission möglich seın 
wird, jemals mit ihr suf dem Roden einer klaren Verständigung 9% 
zu verhandeln. Das ist wohl sussichtslos. -Die heutige Regierung? 
wird sich von der hlödesten Autokrütie, wie sie jetzt ausübt | 
wohl kaum je frei mächen können. Es rüßten schon andere leute 
hierher kommen. Andere leute mit einer anderen Kinstellung;_ 
die jetzigen stammen noch aus einer Zeit her, «ls die Verhält- 
nisse die umgekehrten wıren, wie die, die wir jetzt erwarten. 7 
AR Vergleichsmöglichkeiten > 
nn 
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Vergleichsmöglichkeiten haben wir in dem Haushalt»lane des 
Saargebietes nicht. Aber auf eines möchte ich doch hinwei- 
sen, was mir in dem Haushaltplane des Sasrgebietes beson- 
ders aufgefallen ist, des at die Aufstellung der Gehälter 
bei den verschiedenen Ressorts der Reg’erungskommission, 

aus der hervorgeht, daß die Gehälter i. diesem Jahre eine 
100 % ige Erhöhung erfahren haben. Es ist ja bekannt, daß 
die Beamten nicht etwa 100 % Gehält mehr bekommen haben. Die 
100 % ige Erhöhung wird wohl zustande gekommen sein in der 
Absicht, den Beamtenkörper noch weiter zu vermehren. Wir 
sehen auch die Tatsache ‚daß (entgegen den Versprechungen 
der fHegierung, die sie Schon früher gegeben hat,keine fremd- 
ländischen Beamten mehr inauate an) ie Versprechungen 
fortdauernd durchbrochen werden. Und wir sehen weiter,daß, 
obwohl es auch im Jahre 1922 versprochen worden ist, daß 
nur noch deutsche Beamte hier eingestellt werden sollen 

und daß nur die Zentralverwaltung französische Beamte behal- 
ten soll, wie so vieles andere, wis die HKegierung ver- 
sprochen hat, Auch dieses Versprechen durchaus richt gehäl- 
ten worden ist. 


Wenn ich nun zu den Einzeletats übergehen derf,so 
finde ich, daß bei dem Haushalte der Kegierungskomnission 
immer noch der Schönheitsfehler besteht, daß nur in leris 
ein Sekretariat unterhalten wird. Für dieses Sekretariat 
wird in diesem Haushaltsjähre die Summe von 31.000.-Franken 
Ermert, gegenüber 21.000.-im Vorjahre. Nun kam man der 
k sense sein ( und die HeıE rang wird das 2uch wohl so 
begründen), daß bei den vielen Beziehungen zu Frankreich 
und besonders bei dem Einiluß Frankreichs auf die Wirtschaft 
des Saargebietes ein Sekreteriat der Regieruneskomissien 
in Paris von einiger Bedeutung sein kann, vielleicht sogar 


in Berlin ein solches einrichten würde. Denn die wirtschift- 
lichen Beziehungen zu Deutschland sind trotz der Zollab- 
Ber ung doch mindestens so stark wie die zu Fränkreich. 
Eine Zeitlang war es so, daß man jemand, der in Deutschland 
verkehrte, der besonders in Berlin verkehrte, als durchaus 
verdächtig ansah. Und wer sich nicht fügte, der stand ja 
immer schon mit einem Fuß über dem Rhein; viele sind mit den 
anderen Fuß auch noch nächgefolgt. Wir heben uns nicht davon 
abhalten lassen, diese Bezichungen mit Berlin zu pflegen. 
Wenn die Regierungskommission gerecht sein wollte, dann müß- 
te sie zugestehen, daß diese Verbindung mit Deutschland im 
Interesse des Saargebietes notwendig war. "ätten wir nicht 
die Beziehungen zwischen Saargebiet und Berlin gepflogen, 
dann wäre längst der vollständige wirtschaftliche Zusammen- 
bruch im Saargebiet erfolgt und die Hegierungskommission 
wäre garnicht in der Lage gewesen, etwas zu unternehnen,wa 
für die Erhaltung des näckten Daseins der Bevölkerung not- 
wendig gewesen wäre. Mittlerweile hat män auch eingesehen, 
daß man außerordentlich auf dem Holzwege wer, als man diese 
Verbindung zu unterbinden. suchte. Jetzt ist man der Meinung, 
daß es nützlich sei, sich von Deutschiand nicht abzuschlie- 
Ben, selbst von der Regierung aus. Wenn men ein Sekretari- 
at ın Paris unterhält, sollte mun sich überlegen,ob nicht 
ein Solches auch in Berlin errichtet werden soll,denn die 
wirtschäftlichen Beziehungen zu Deutschland sind ie 
er 
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der Zollaäbschnürung mindestens so stürk wie die mit 


Hr: ın Ri; 
reich. 


Die Gehälter sind wie ich vorhin sagte, um 100 Pro- 
zent höher eingesetzt, als im Vorjahre, noch höher tei der 
Generulfinenzkontrolle. Dort sind’dia Gehälter von 380.000. - 
Franken auf 800.000 hinaufgesetzt. Es ı .re interessant zu 
erfahren, ob der Peagtenapperat derurt gestiegen ıst, daß 
er diese Ausgaben erfordert. Über die General inanzkontrolle 
herrschen verschiedene Meinungen und meine Meinung ist die, 
daß das Instrument sehr schlecht funktioniert,weil die \ 

"Leitung, die die Arbeiten zu überwachen hat, ihrer Aufenı-- 
nicht gewachsen ist. 


Es wird einem ja Materiel in Hülle und Fülle angebo- 
ven, gerade in letzter Zeit. Man weiß euch, auf was das zu- 
rückzuführen ist. Es besteht die Wehrscheinlichkeit ‚daß der 

nSschluß an Deutschland früher erfolgt und aus dieser Ein 
stellung heraus bekommt men Material, das verwandt werden 
soll. Vielleicht unterhalten wir uns be; anderer Gelegenheit 
über die Generalfinanzkontrolle. 


Beim Etat Wohnungsbaurerband möchte ich auf das Woh- 
DungSgesetz hinweisen. Be wurde heute.schon erwähnt und sus- 
geführt, daß eine gewisse Zeit ein gesetzloser Zustand be- 
standen hat und wahrscheinlich können wir den Zustand wie- 
er bekommen. Die Zwischenverordnung läuft am 31.12.25 ab 

und die neue Vorlage ist uns noch nicht zugegangen. Wenn 
man die Weihnachtsfeiertage äbzieht an dieser Frist, ge- 
stalten sich die Dinge so, daß wir die Sache näch dem Wil- 
len der Regierung durchpeitschen sollen. Sie wissen ,welche 
Streitigkeiten zwischen Mietern und Vermietem bestehen, 
weshalb jede Partej eine gewisse Zeit braucht, die we 
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zu Studieren. Es wird höchste Zeit, daß dis Vorlage komm 
wenn Sie vor dem 31.Dezember verabschiedet werden soll. 


. _. Bin erfreulicher Punkt war für mich die Fürsorge 
für die Krieger räber, bei deren Position man die Summe 
von 9000.- auf 40.000:-Franken erhöht hat. 


Beim Btat der Polizei fällt uns wieder ein,was hier 
alles geschehen 18%, in den Angelegenheiten Rollin,Adler, 
ickes und Baltes, Es fällt uns eın. daß man diesen leuten, 
trotzdem sie des Amtsverbrechens ( zum Teil) angeklagt wa- 
ren, Pecules ausgezahlt hat und bei einem, -Bäckes oder Ral- 
tes ich weiß nicht welcher von beiden- hat man es so ge- 
macht,trotzdem ihm Amtsverfehlungen nachgewiesen wurden,hät 
men ihn einige Monate beurlaubt, um die fünf Jahre voll zu 
Qachen, um ihm die Abfindung zu geben, Das ist der reine 
Hohn. Wir müssen verlangen, daß Merlike Dinge unterblei- 
en. Ferner fällt mir bei diesem Etat ein, welche Schwierig- 
eiten die Polizeiverwaltung den zahlreich einlaufenden 
Naturalisationsgesuchen macht. Im Saarstatut mächt man die- 
ser „sache keine chwierigkeiten. Dumuls, als das Saarsta- 
tut aufgesetzt wurde, hat man nicht daran educht,; daß uch 
einmal die Zeit kömmen könnte, deß man iR: um die deutsche 
Nationzlität bewirbt. Nachdem nun die Dinge umgeschläagen 
Sind, bemüht sich die Oberste Polizeiverwaltung, jedes Ge- 
Such soweit hinauszuzichen, wie irgend möglich. Eine Zeit- 
eng wurde der fülsche Bescheid gegeben, daß zu jedem Fesuch 
vorher 
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vorher 150 GM. eingezählt werden müßten. Ich bin gespännt, 
welche »chwierigkeiten sie jetzt erfinden wird, um den leu- 
ten die Naturülisation zu erschweren. 


(Zuruf des Herrn Stastskommissar Dr.Heim:" In Baden- 
Baden ist hierüber eine Vereinba.ung getroffen worden!) 


Ich hoffe gern, daß die Gesuche in Zukunft schnel- 
ler äls bisher erledigt werden, denn die Leute haben doch 
zum Teil außerordentlich Meres vor Mürokko. Die Fremdenlegion 
hat Herr Levächer schon erwähnt. Hier liegen wieder einige 
Fälle vor, daß Leute unter 18 Jahren in die Fremdenleegion 
Birmnlapı wurden. Gestern wurde mir eiı Fall mitgeteilt, 
daß ein jähriger verschleppt wurde. Die »aarregierung muß 
Schnellstens dafür sorgen, däß etwes geschieht, daß diese 
Leute zurückgeführt werden. 


(Zuruf des Staatskommissars:Dr.Hein: Eine ganze Reihe 
leute sind freigelassen worden durch Vermittlung 
der Hegierung. Mir sind eine Heihe von Fällen per- 
sönlich rekannt, in denen leute freigelassen worden 
Sind... 


Es hät jedenfalls auderordentlicher Mühe unsererseits hedurft. 
Die Dinge sind ja schon lange bekannt, und der Regierung ist 
ja bereits nachgewiesen worden, daß hier eine lekhäfte NWerbe- 
kipksit stattfindet, Selbst ger Staatsanwalt ist schen 
eingeschritten; den Werben ist es jedoch gelungen, üher die 
Grenze zu entweichen. Wir haben sogar nüchgewiesen, daß Mili- 
tärpersonen die Werbeiätigkeit vornehmen. Mährend die Regie- 
rung sonst außerordentlich rührig ist, war sie hier außer- 
ordentlich langsam, auch wenn jetzt einige freigelessen wor- 
den sind. 


ee our 


(Zuruf des Abg. levacher : Der Bescheid,den ich var- 
gelesen h&be, ist vom 2.Dezember 1924, eı ist 
vom Gensrülsekretär Morice unterzeichnet, ) 


Bei dem Etat der Polizeiverwaltung wurde heute vomit- 
t2g schon bemerkt, daß unter den vermischten Ausgaben ein Be- 
trag von 465.000.- Franken in diesem Jahr erscheint. In den 
Etat sind alle möglichen Posten aufgeführt, u.a. auch die 
sogenännten Vigilänzgelder, die als Spitzelgelder zu betrach- 
ten Sind, außerdem Posten für Sträßenbehnbenutzung, Nahrungs- 
mitteluntersuchung usw. Der wichtigste wird nach unserer Auf- 
fassung die Bezahlung der Spitzel sein, da der Etat für die- 
sen litel in diesem Jahre 256.000.-Franken mehr vorsieht ‚als 
im vorigen Jahre. Das kommt zum größten Teil daher, weil die 
Regierungskommission di? Spitzeltätigkeit nicht eingeschränkt, 
sondern vermehrt hät. Sie sollte sich überiegen, ob diese Tä- 
tigkeit jemals einen Erfolg gehabt hat und ok sie besonders 
jetzt, näch den veränderten Zeitumständer einen Erfolg ver- 
Sprechen wird. Die Hegierungskommission wird “uch duzu kom- 
men müssen, daß sie diese Posten detailliert aufstellt. 


re 


Bezüglich der Landjäger wäre zu sägen, daß das Land- 
ana 7 20223 die Stärke von Über 1000 Mann erreicht hat,eine 
Stärke, die für das Saargebiet mehr als hinreichend ist. Wir 
sind der Auffassung, daß man mit der Einstellung weiterer 
landjäger Schluß mächen kann. Der Traum des Herm a CR 
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daß 3 bis 4000 Mann eingestellt werden müssen, wird ja wohl 
endgültig. zerronnen sein. Wir sind der Auffassung, das man 


such die Landjäger ganz gut zu Polizeidiensten verwenden kann. 


Es wird überall, besonders auf dem Lande darüber geklagt, 

daß sich die Lendjäger zu einer -andplage auswachsen, Nenn 
Sie zum Polizeidienst verwandt werden, würde der &tat der 

Gemeinden wesentlich enlastet. 


 kus dem Etat sehen wir noch, daß es immer noch eine 
Oberpreisprüfungskommission gibt. Was die noch zu tun hat, 
ist mir schleierhaft. 


Im Etat wird auch das Statistische Amt onfigeflührt. 
Ich hätte den Wunsch, daß von diesem Amt= auch Berichte ge- 
macht werden, die zu verwenden sind. Es liegt wohl daran,daß 
die Beamten aus Kreisen genommen werden, die sich mit »ta- 
tistik nicht beschäftigen. Die Stadt Saarbrücken geht neuer- 
dings dazu über, ein eigenes »tatistisches Amt zu errichten. 
Was von dem Statistischen Amt der Regierung ausgeht, ist 
nicht zu verwerten. 


Der Etat für Handel und Gewerbe zeigt ganz außer- 

Bean ion niedrige Ziffern. Zur Förderung von Handel und 
ewerbe hat die hegierungskommission 20.500.- Franken übrig, 
und es sind Positionen darin enthalten, die lächerlich nt 
Zur Förderung der Hausindustrie sind 1500.- eingesetzt. Ent- 
weder verspricht man gamichts oder aber man macht ganze Dr 
beit. Man kann mit 1500.-Franken nichts anfangen. Dann ist 
eine Position für Versuche mit neuen Unterrichtskursen mit 
1000.-Franken angesetzt. Eine wirklich lächerlich niedrige 
Summe. Sämtliche Zahlen deuten darauf hin, daß man _der Ab- 
teilune für Handel und Gewerbe nicht besonders viel zutraut. 
Das ist mir nicht recht erklärlich, oder denkt man eiwa,dab 
man zur Förderung von Handel und ewerbe n-chts aufzuwenden 
brauche. Es wäre interessant, nierüber etwas Näheres zu hö- 
ren. 


Beim Arbeitsamt hätte ich den Wünsch, daß sich _das 
Arbeitsamt auch andere Aufgaben zum Ziele setzen soll. Es 
handelt sich micht nur darum, daß man irgendwelche Para- 

raphen zu einer Verordnung zusammensvel t,sondern, daß auch 
ir das Wohl der Arbeiterschaft gesorgt wird. Wir wissen,daß 
ein außerordentlich harter Winter bevorsteht, von welchem be- 
sonders die Saisongewerbe betroffen werden. Wan sollte er- 
warten, daß das Arbeitsamt diese Dinge Auch sieht. Wir mer- 
ken nichts davon. Wir. müssen die Feststellung machen, daß 
wenn aus Privathand nichts mehr zu vergeben 1st,äAuch die Be- 
hörden ihre Aufträge nicht vergeben. Liegt die ganze Nirt- 
schaft brach, dann hat die Behörde nichts übrig für dıiejenl- 
gen, die auf der Straße liegen. Es wäre eine dankbare Auf- 
gabe für das Arbeitsamt, den harten Winter für die Arbeiter- 
schaft erträglich zu gestalten. 


Beim Etat der Justizrerwaltung möchte ich den 
Wunsch aussprechen, daß man endlich die Amtsrichter einst‘ 
len soll. Seit welchem Zeitpunkt hat man keine Kichter meı.: 
zur Anstellung gebracht ? Die Kechtsprechung wird ausgeübt 
von Assesscren- Herr Levacher hat gesagt, BRERE BR ERSRERR, 
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Die Gründe werden darin liegen, daß sich die EDER 
mission auch auf die Ru EDER SHunE eine Einwirkungsmöglich- 
keit vorbehalten will. Wir haben durch die Fresse erfahren 
daß Spitzen der Regierung sich nicht scheuten, in die Kecht- 
sprechung einzugreifen. Vielleicht nimmt der Herr Staatskor- 
missar Gelegenheit, auf diesen Punkt einzugehen. 


(Zuruf des Herrn Staatskomissars Dr.Heim: Im letzten | 
fonat sind 3 Richter angestellt worden!) 


(Zuruf des Abg. Levacher: Die haben seit 1918 darauf 
gewartet: 


Vielleicht bessert sich die Regierung auf die Einwände des 
Herrn Levacher hin. 


| Die a OH FUDE eines Museums erfordert 429.200.- 
Eranken. Hierin ist enthalten, ein einmaliger Zuschuß für 
den Konservator und die Einrichtung. Nun weiß man nicht, für 
was dieses Museum eingerichtet wird. Schon länger als £ 
Jahre besteht in Saarbrücken ein Nuseum. Die Stadt hat es 
von einem Verein übernommen, dem es früher als Eigentun 
gehörte. Das Nuseum ist für ein kleines Gebiet recht gut 

und trotzdem wird ein saarländisches staatliches Nuseum er- 
richtet. Ich behalte mir vor, auf diese Dinge zu Anderer 
Zeit einzugehen. Für heute kann ich sagen, aß es bekannt 
ist, daß für die Einrichtung des Saarmuseums ganz andere Fe- 
weggründe maßgebend sind,&als uns mitgeteilt werden. Ich 
möchte der Regierung den Kat geben, von diesen Dingen abzu- 
lassen. Wenn die Regierung von unserem Gelde übrig hat,soll 
sie es verwenden zum Ausbau des vorhandenen städtischen lu- 
seums. 


EIVEEL ayasıyd mu ou34S 49720494005 H 7 . 


Bezüglich des Haushalts der Schulverwaltung ist für 
die Fortbildung der lehrer (wahrscheinlich für Stipendien) 
eine Summe von 93.000.--Franken eingesetzt. Nun ist es merk- 
würdig, daß diese Fortbildungsmöglichkeit hauptsächlich in 
Frankreich oder in der französischen Schweiz gesucht wird. 
Wir sind der Meinung, daß es auch in Deutschland Ausbil- 
dungsmöglichkeiten gibt. Wir nehmen gern an, daß die Regie- 
rung unter den veränderten Zeitumständen einmal etwas 
ausgeben wird für den Besuch von Anstalten ın Deutschland. 
Für die Förderung des fakultativen französischen Unterrichts 
für den im vorigen Jahre noch 28,000.-_Franken ein esetzt 
waren, sind in diesem Jahre 110.000.- Franken ım Btat einge- 
setzt. Wir haben schon im vorigen Jahre daraufhingewiesen, 
daß die Annahme der Regierung, es handele sich hier um 
eine sehr wertvolle sache bei der Grenzbevölkerung, nicht 
richtig ist und daß wir anderer ee | sind. Die Sprachen- 
rg zwischen Frankreich und Deutschland verläuft in der 

egend von Metz. Fir den Verkehr mit unseren nächsten Nach- 
barn in Lothringen ist eine größere Förderung des Iranzösi- 
schen Unterrichts durchaus nicht erforderlich. Die Spräche 
in Elsaß-lothringen selost wirc ja unter dem Einfluß der 
"Bariser Aufklärung" mehr und mehr wieder deutsch. 


rn 


| Die Sonderklassen auf dem lande, die seinerzeit 
eingerichtet wurden, um in den Orten, die für den Besuch der 


höheren Schulen zu weit entfemt liegen, den Eltern die 1 > 
In 


Nöglichkeit 
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Möglichkeit zu garen, die Kinder für die höhere Schulbildung 
vorzubereiten, haben auch eine Erhöhung erfahren auf 
220.000.- Franken anstatt 135.000.-Franken im Vorjahre. Es 
sind uns ABen zugegangen aus lLehrerkreisen, daß diese an 
sich ganz gute Einrichtung sich jetzt in einer unerfrenlichen 
Weise auswächst. Früher wurden diese Sonderklassen nur an 
Orten, die sehr weit von höheren Schulen entfemt lagen,ein- 
Bene! jetzt wird das auch getan an solchen, die direkt 

enächbart lie en, sodaß höhere Lehranstalten, beispielsweise 
wie Friedrichstal und »ulzbach, dadurch erheblich geschädigt 
und in ihrem Bestand sogar gefährdet werden. 


Mn . Für die Förderung des Turnens hat bezeichnender 
Weise die hegierungskommission in diesem Jahre gamichts üb- 
rig, nachdem sie im vorigen Jahre wenigstens noch das_Fei- 
genblatt von 3.000.- Franken sich vorgebunden hatte. Es ist 
schon besser, sie gibt gamichts. Nan kann dann wenigstens 
hier darauf schließen, mit welcher Feindseligkeit die hegie- 
rungskommission der deutschen Turnerschaft gegenübersteht. 
Das ist die Quittung für die Jahrtausendfeier. Lie deutsche 
Turnerschaft wird trotzdem gedeihen, auch ohne die Hilfe 

der Regierungskommission. Die deutsche Turnerschaft wird 
hier im Saargebiet noch bestehen, wenn die gesamte Hegie- 
rungskommission das land längst verlassen hat. 


Bil! 

ie Zu dem Etat der Schulabteilung noch ein kurzes 
Wort. Ich möchte da eine Unterredung erwähnen, die eine 
Kommission von Mitgliedern des Zentrums und der Deutsch- 
Saarländischen Volkspartei mit dem Herm Veszenski hatte. 
Wir hatten irgend eine Schulangelegenheit zu besprechen. 

Im Laufe dieser Besprechung wurde auch von einem Mitgliede 
dieser kleinen Kommission darauf hingewiesen, daß_es sehr 
unerfreulich sei, daß sich die Tätigkeit der Schulabteilung 
erschöpfe in der Verfolgung von Anzeigen und anderen Klei- 
nigkeiten, in HKeibereien usw, Herr Veszenski hat damals zu- 
ge ge ben daß das unerfreulich sei und er sagte wörtlich : 

Es will mir fast auch so _scheinen,als ob meine ganze Schul- 
Sergey eigentlich nur Personalpolitik treibt !" Wir hat- 
ten gehofft, daß aus dieser Erkenntnis des Herm Veszenski 
irgend etwas veranlaßt werden würde. Weil auch nicht irgend 
etwas geschehen ist, sind wir der Meinung, daß wir öffent- 
lich den Herm Minister an dieses sein Wort erinnern müssen. 
Es ist nicht angängie, daß man ein so kostspieliges Verwäl- 
tungsinstrument unterhält, damit dort persönliche Geschich- 
ten ausgetragen werden. Wir sind der Meinung, daß_ die Schul- 
abteilung wichtigere Aufgaben zu erfüllen hat. Und wenn | 
Herr Veszenski nicht dafür sorgt, daß eine Änderung eintritt, 
Bent er nicht zu seinem ort, das unter Zeugen gefal- 

ea ist. 
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Bei dem Etat der Hochbauverwaltung finden wir die 
Summe von 665,000.- Franken für Unterhaltung militärischer 
Gebäude. Wir sind der Auffassung, daß das Militär hier nichts 
zu Suchen hat. Wenn es die Regierung hierhält wegen der 
Sicherheit der Gruben, dann müssen auch die Gruben die Kosten 
dafür Br DEingen. Die Truppen im Saargebiet kosten eine ganz 
erkleckliche Summe in mancherlei Gestalt. Die Gebäude werden 
weggenommen usw. Es ist ein kostspieliges Instrument. 


Beim Etat der Wasserbauverwaltung möchte ich 

wie wenig sich die Regierungskommission um die Nohlfahrt der 

Bevölkerung kümmert. Es ist hier in Saarbrücken oder ın 
luisenthal_ 
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Iuisenthal ein Unternehmer, der einen kleinen Dam fer als 
„chleppschiif und als Passagierschiff unterhält. Diesem \lann 
ist untersagt worden, die Saar von Güdingen bis Daargemünd 
zu befahren und zwar von der französischen Bags ung- Das 
ist van bez: denn die Saar ist durch einen Vertrag von 
1829, der später erneuert wurde, neutral . Die Saar gehört 
auf der Grenze seit 1829 nicht Frankreich, sondern Deutsch- 
land und Frankreich gemeinschaftlich. Die französische Re- 
Baprute hat kein Recht, den Verkehr auf der vaar zu verkieten. 
un frägt es sich, warum ist es diesem Manne verboten worden” 
Das ist recht hezeichnend für französische Kleinlichkeit.ler 
Mann fährt außer Frachtgütern auch Fersonen. Nun hat er ein- 
mal eine Schulklasse nach der Simbach-lNühle gefahren und die 
Kinder haben das Deutschlandlied gesungen, Das war die \er- 
anlassung, dem NManne den Verkehr euf der »aar zu verbieten, 
Der Mann hat Eingabe auf Eingabe gemacht, findet aber bei der 
Regierung kein Gehör. Er geht kaputt, muß Leute entlassen, 
obwohl das Recht auf seiner Seite steht. Die Saar ist zu 
gleichen Teilen deutsch und französisch, .ınd keine RPehörde 
het das Recht, den Verkehr zu verbieten. 


Prim Haushalt Ger Kulturbauverwaltung mochte ich 
auf dieVerunreinieung der Blies durch das Neunkirchener Eisen- 
werk una die Bebarhe hinweisen. Bei Limbach und Altstadt 
überzieht der Schlamm die Ufer und die luft verpestet 
entsetzlicher Gestank. Die Sachverständigen der Regierung 
sagten, das spiele keine Rolle, weil es nicht esundheits- 
schädlich sei. (Geschehen ist nichts. Man verschanzt sich da- 
hinter,daß,wenn die Verunreinigung vom Neunkirchener Eisen- 
werk oder von den Gruben de würde, diese für die Fol- 

en sufzukommen hätten. Ich glaube, daß es so bleiben wird 
is 1935 bis zur Wiederangliederung an Deutschland. Ich mäche 
den Herm Regierungsvertreter darauf aufmerksam, gaß die 
Sache untersucht werden muß. 


'Zuruf des Herrn Staatskommissar Dr.Heim; Der Zustand 
war schon vor dem Kriege sc!) 


Die lange Dauer ist ein Grund mehr, daß man ihn beseitigt! 
Die Regierung kann sich nicht dahinter verschanzen, daß es 
schon IO14 sc war. Dazwischen liegen die Kriegsjahre, außer- 
dem will ja die Regierungskommission viel besser verwalten 
als die deutsche Regierung es getan hat. 


(Zuruf des Herm Stautskommissar Dr,.Heim: "Die Ne- 
gierungskommission hat 30.C000.-Franken ausgeworfen 


ınd die Gutachten sind noch nicht fertig!) 


Es hängt an der Einstellung der Regierungskommission. zu denen, 
die die Verunreinigung verursachten! 


Rei dem Ets+ der Straßenbaurerwaltung möchte ich der 
Regierung den Yunsch unterbreiten, daß sie das Kraftfehrwe- 
sen nicht durch - "Drhebung einer fortwährend steigen- 
den Straßenabnutzungsgebühr Schalter. Es wäre zweckmäßig, 
daß sie die Besteuerung auf eine andere Grundlage stellt. 
Die richtige Resteuerung wäre die Pesteve rung suf den Brenn- 
SCHOLL. 

(Zuruf Hoffmann: " Umlegen BD ER 
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Wir werden uns bei anderer Gelegenheit darüber unterhalten. 
Es wird anderwärts auch so gemacht, Bei diesem Haushalt fin- 
de ich auch wieder die schöne Bezeichnung der Kaserne 
"Petein" und zwar diesmal in Klammern, ein gewisser PFort- 
schritt. Viellsicht verzichtet man auf die ezeichnung voll- 
ständig. Im Volke selbst hat sis gar keinen Anklang; man 
weiß nicht, was das für eine Kaserne ist. Die Bezeichnungen 
Artilleriekaserne, Ulsnenksserne und Dragonerkaserne, die 
sind ja Goch bei der Bevöikerung gang und gäbe. 


iR Bezüglich der Fra gabsschädigsen het Herr levacher 
sich bereits heute vormittag geäussert, Auch in Rezug auf 
die Umwechslung der Markbeträge in Franken. Es ist mir er- 
staunlich, wie die Kegierung zu dem Resultat kommt, daß sie 
8 Millionen Franken Defizit gehabt hat. Es wird ja nicht so 
sein, der gewisse Stellen von der Umwechslung Prövision_be- 
ziehen, (Zum Regierungstisch gewandt JAeleicht erklären Sie 
es uns einmal gelegentlich. Das Deutsche Deich zshlt nach 
dem Haushaltsplan für die “riegsbeschädigtenfürsorge 
27 Millionen, Es ist interessant, wenn man dem gegenüber- 
stetlt,daß die Bergwerksdirektion nur 16,8 Millionen Tranken 
an Steuern überhaupt bezahlt. 


In mg auf die Landwirtschaft fordern wir von 
der Regierung, daß sie endlich für eine würdige Vertretung 
der lendwirtschaft sorgt, daß sie der landwirtschaft eine 

Vertretung gibt, wie der Handel und das Handwerk sie haben. 


Über die Umsatzsteuer wurde auch schon gesprochen. 
. Herr levacher hat, und dafür danke ich ihm, ganz besonders 
hingewiesen auf den Steuerdruck, der auf dem Handwerk und 
auf dem Kleingewerbe ruht. Und wenn Sie sich einmal ansehen 
würden, wie willkürlich gegenüber diesen Bevölkerungskreisen 
vorgegangen wird, dann würden Die mir zustimmen, wenn ich 
sage, es wird allenthalben darrıf gesehen, daß man die be- 
leastet, die stille halten; es sind alles leute,die sich 
nicht wehren können. leh mache den Herm Stastskomnissar 
noch einmal auf den ungeheueren Steuerdruck,der auf diesen 
Bevölkerungskreisen lastet, aufmerksam. Die leute werden 
auf eine Weise belastet, die teilweise zum Ruin führt. Bei 
den indirekten Steuem möchte ich mir die Forderung zu eigen 
machen, daß das Existenzminimum erhöht wird. Wir hatten frü- 
her ein Existenzminimum von 90.-M pro Monat, und wir haben 
jetzt ein Existenzminimum von 360C.=Franken pro Jehr. Mir 
Seriangen, dsß das Existenzminimum weseätlich erhöht wird. 
Die Kohlensteuer ist ja nun weggefallen und ich möchte bei 
dieser Gelegenheit nochmals darauf aufmerksam machen, da 
es durchaus kein Ausgleich ist, wenn die Gruben jetzt diese 
le,8 Millionen plus !l Millionen an die Gemeinden bezahlen. 
Rrüher hat die Kohlensteuer allein 49 Millionen eingebracht. 
Auch wir sind der Auffassung, daß die französische Fergver- 
weltung höher besteuert werden soll. Die ganze Misere hier 
ist darauf zuwickzuführen, daß die französische Pergvermal- 
zum. inreL St=erpfliont nicht nachkommt und zwar nur deshalb, ° 
weil die Negierungskommission ihr das ermöglicht hat. Die 
Perderungen der Löhne und Gerälter der Staatsbediensteten 
usw. könnten alle erfüllt werden, wenn man sich entschließen 
würde, die französische Bergrerwaltung gerecht zu besteuern. 
Die Saarbevölkerung ist belaste+ bis an den Hals. Der Steuer- 
druck ist im Saargebiet noch schlimmer wie drüben im Heich. 
ei 
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Bei dem Etat der Zölle ist es mir aufgefallen,daß die- 
ser nur einige wenige Zahlen enthält, aus denen nichts zu 
entnehmen ist. Es sind 3 oder 4 Zahlen,mit denen man aber 
nichts anfangen kann. Nach dem Vertrage von Versailles sind 
elle Erträgnisse der Zölle abzüglich der Unkosten Binnahmen 
des Daargebietes, soweit die Einfuhr den örtlichen Redarf 
des Saargebietes deckt. Wie wird aber der Ertrag festgestellt, 
nachdem die Zollgrenze nach Frankreich hin gefallen ist. 

Es ist nicht festzustellen, ob_ die Waren dem Bedarf des 
BBangehie Tas dienen oder dieselben weitergebracht werden. 
Nan kann ep sein, daß bei der Einstellung der Re- 

jerungskommission Frankreich u behandelt wird und das 

aargebiet zu kurz kommt. Ich bitte,wenn möglich,um Aufklä- 
rung in einer späteren Sitzung. Betr. der Zollhauten möchte 
ich fragen, ob die Gerüchte wahr sind, die Bene rn, daß _ 
man d&s PRUDFORFONE amicht vollständig ausgeführt hat weil 
man eingesehen hat, daß diese Bauten nicht erforderlich sind 
und daß man sich mıt dem Gedanken trägt,gewisse Zollbauten 
zu verpachten, die trotzdem noch unverwertbar sind. 


(Zuruf: Ist schon geschehen in Limbach und Bierbach! ) 


Wenn dies der Fall ist,wäre es eine Affenschande. Die Un- 
fähigkeit würde himmelschreiend sein, daß man nicht gewußt 
hat, was man braucht. Wie will das die Negierungskommission 
vor dem Völkerbundsrat vertreten und ihre angeblich gute 
ung weiter empfehlen. Es ist nicht nur so, daß sich 
die Überflüssigkeit der Bauten herausgestellt hat, weshalb 
man sie auch mit Verlusten verpachtet hat, sondern auch die 
ganze Einrichtung des Zollabschlusses ist überaus _verlusi- 
reich gestaltet worden. Der ganze Haushalt der Zollverwal- 
tung ist BREN EEE ON 03, sodaß man nichts deraus entnehmen 
kann. Ich möchte noch Bug: Wie erfolgt die Abrechnung 
über die Zolleinnahmen ? Die Wünsche, die wir sonst noch an 
die Zollverwaltung haben, können wir nur ülker die »Saarregie- 
rung anbringen: daß die Amtssprache deutseh sein soll,daß 
die Durchsuchung der Reisenden nach Geld in milderer Form 
geschieht. Wenn man in Paris der Meinung ist,daß man durch 
solche Kleinlichkeiten den Franken hebt,so ist man auf dem 
Holzweg. Der Franken geht _seinen es, den er gehen muß. 
Vielleicht gibt auch die Regierungskommission der Zollver- 
waltung an, daß das Verfahren des Sachverständigenausschus- 
ses unzweckmäßig ist. Es dauert manches Mal ein halbes Jahr 
bis die Sachverständigen in Paris festgestellt haben, wie. 
es mit einer Sache aussieht. Während dieser Zeit bleibt die 
Ware hier auf dem Bahnhof liegen, mitunter wird der Wert der 
anzen \iare aufgezehrt und die Ware verdirbt noch obendrein. 
ch möchte noch erwähnen, daß eine zu hohe Kaution verlangt 
wird. Man soll auch weniger darauf sehen, in kleinlicher 
Weise an den "Boches "die Wut zu kühlen. Es ist vorgekommen, 
daß 10 Nagson mit Seifenpulver- nach französischer Vor- 
schrift mıß ein Zehntel der Ware untersucht werden- voll- 
ständig ausgeladen wurden,um festzustellen,daß diese Magen 
nichts anderes enthielten. Die Schiksanen sind maßlos. Ic 
könnte hunderte von Fälle aufzählen. Die ne rer er 
sion scllte von den französischen Herrschaften verlangen, 
daß Besserung eintritt. Die Einrichtung von Freilagern ist 
in Aussicht gestellt,vielleicht hat man aber auch eingesehen, 
daß sie in kurzer Zeit überflüssig werden. 
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Die Winsche bezüglich der Eisenbahnhat Herr Levächer 
vorgebracht. Wir schließen uns seinen Wünschen an,daß 
ein Kisenbahnbeirat eingerichtst ird. Es ist mir von Arbeler- 
vertretern berichtet worden, daß die Behandlung der arbeiter 
in der Eisenbahnwerkstätte Burbach eine schlechte sei. Von 
den höchsten Spitzen der Direktion kann kein Druck auf die 
direkt Zuständigen ausgeübt werden, weil sie nicht die Nacht- 
befugmisse haben, die sie früher hätten. 


Ich hätte sonst noch allerhand Wünsche bezüglich der 
Eisenbahn ich will darauf verzichten, sie vorzubringen. ich 
habe aus dem Etat feststellen können,daß die Bisenbahn ihr 
Defizit anscheinend zu_ vermindern edenkt. Im vorigen Jahre 
weren es 16 Millionen Frenken, in diesem Jahre ist eine »un- 
me von 14 Millionen eingesetzt. Ich bin skeptisch geworden. 
Ich habe mir zusammengerechnet, was Eisenbahn- und Post an 
Fehlbeträgen ergeben sollen. Es ist immer die gleiche End- 3 
summe. Nur gibt man einmal der Post das größere Defizit,das 
andere Mal der Eisenbahn. Es ist klar, daß die Fehlhbeträge 
viel viel größer sind; die Fehlbeträge der Fost sind wehr- 
scheinlich viel-höher als 3 1/2 Millionen. 


in Pressenotizen war auch die Rede davon,daß die 
französischen Sodaten hier außerordentlich billig fahren 
würden. Ich habe mich darüber informiert. Es ist mir von 
Seiten der Eisenbahnvrerwa ltung gessgt worden, daß die fran- 
zösischen Soldaten Militärfahrscheine erhielten nach Ärt der 
friheren deutschen Nilitärfsahrkerten, und zwar zu einem Vier- 
te] des normalen Fehrrreises. Nun wurde weiter gesagt, es 
läge im Interesse der Eisenbahn des »asrgebietes,wenn man 
die französischen Soldaten nicht von der Fenutzung der 
Searländischen Eisenrehn stschrecken würde. Wenn man den 
Fahrpreis erhöhte, würden sie wahrscheinlich einen anderen 
Weg nehmen und das Saargebiet hätte einen ziemlich große 
Ausfall. Ich habe mir die Zahlen angesehen, Die ganzen NMili- 
tärfahrscheine sollen in diesem Jahre 200.000.- franken 
bringen. Ich tin der Meinung, daß man den Fahrpreis ruhig 
erhöhen kann. Wenn die Zahl der Benutzer kleiner wird,dann 
tauschen wir dafür die Annehmlichkeiten, daß wir diese 
mitunter lästigen Mitfahrer in der Eisenbahn künftig ver- 
missen können. Es ist nicht immer angenehm mit französischen 
Soldeten zusammen die Eisenbahn zu benutzen. Die Z00.000.- 
Franken können wir entbehren. Nenn sie nur als Füllmaterial 
angesehen werden, mögen sie ihren Neg ruhig wo anders nehmen, 
&ber nicht bei uns: 
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Rei einer anderen Position _handelt es sich um Aus- 
gaben für die Dienstbekleidung der Fost- und Kisenbahntean- 
ten. Nach unserer Auffassung wer die Änderung der Uniform 
für Post-und Eisenbahnbeamte vollständig überflüssig. Die 
jetzigen Unifermen sind derart, da? sich die Reamten und An- 
gestellten schimen, damit herumzulaufen. 


(Zuruf des Abg. Ievacher: Das hat einen anderen 
Grund, es ist das Bestreben zu zeigen, daß das 
Saargebiet seine eigene Post und Eisenhahn hat.) 


Erfreulich ist, daß men sich bei der Eisenbahn entschließt, | 
endlich den Rahnhof Saarbrücken umzubeuen. Ich hoffe, daß man 
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das nicht tut, wie bei der Erweiterung des Ausganges sus den 
RAEOEH OL. Da hat man den PUFBR rat eiE erweitert,anstatt daß 
man die Fahrbahn erweitert hätte, was natürlich ganz sinnlos 
war. 


Beim Verkehrswesen möchte ich wünschen, daß die 
Regierungskommission dem Flugwesen eine tatkräftıge Inter- 
stützung zuteil werden läßt und die Linien nicht nur nach 
Paris, sondern such näch Frankfurt und Berlin ausdehnt. 


# LE ur a Zune u 
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(Zaruf des Atg. Levacher: "Die sollen nicht fliegen! )' 


Den Zuschuß, den die Fost erfordert, hate ich 
erwähnt. Auch die höchsten Beamten der Fostverwaltung können 
nicht weiter verfügen als über den Betrag von 500.-Frenken. 
Es wird viel geklagt über die lelefonapparate, die miseräbel 
sind. Alle diese Dinge werden beschafft vom Materialbeschaf- 
fungsamt. Dieses liegt in der Hand eines Nannes, der eine 
Befähigung nicht nachgewiesen hat. Er ist von Beruf Schlos- 
ser, denn war er Behnhofsvorsteher im Elsaß und hier ist er 
Oberregierungsbaurät. lienn etwas angefordert wird, dann be- 
stimmt es dieser Mann, der vielleicht aus seiner Schlosser- 
zeit etwas versteht, aber nicht befähigt ist,alle diese Än- 
Schaffungen zu mächen. Nür scheint, daß seine elsässische 
Herkunft und vielleicht sonstige Eigenschaften ihn dazu be- 
EP gen. Das schlechte Fuktionieren der Bauarbeiten zeugt 
richt davon, daß er die Dinge sachkundig leitet. Es wir 
mir versichert, daß bei Einholung von Angeboten gewartet 
wird,bis die französischen Angebote eingehen und wenn sıe 
nicht eingehen, dann wird zu den rettenden deutschen Apps- 
raten gegriffen. Über den Telefonbetrieb wird bei der ge- 
samten Geschäftswelt des Saargebietes geklagt. &s sind mir 
verschiedene Fälle bekannt geworden;so z.B. soll man auf 
eine Verbindung von Gersweiler nach Völklingen einen halben 
bis ganzen Tag warten müssen. Es ist scherzhaft, daß die 
Verwaltung auch Telefanhilfsstellen unterhält und diese mit 
Privatpersonen betraut, welche die fürstliche Entschädigung 
von 80,-Franken jährlicn bekommen. Es wird berichtet, daß 
der Austrägerbetrieb eigenartig ist. Das Defizit ist groß 
und deshalb soll gespart werden. Es soll ges art werden ,in- 
dem man die Beamten äbbaut und an deren Stellen sogenannte 
Postaushelfer setzt. Es wird berichtet, daß In einem. 
Ort eine alte Frau den Austragdienst besorgt. Wie sich hier 
der Postbetrieb entwickelt, können Sie sich vorstellen. Das | 
ist durchaus kein Einzelfall,sondern die Fälle der schlechten 3 
Aushilfsbestellung sind sehr zahlreich. Der Postbetrieb ist 7 
minderwertig besonders im Telefonwesen, weil dieser Verkehr 
von einer Zentralstelle verwaltet wird in der man leute be- 
schäftiet, die von Tuten und Blasen keine Ähnung haben. Die 
automatische Anlage will man jetzt einführen und ın Neun- 
kirchen damit beginnen. In Sa&rbrücken beginnt man mit einer 
Erweiterung der jetzigen Telefonanlage. Es wäre zweckmäßisg, 
daß man statt der Erweiterung die automatische Einrichtung 
wie in änderen Städten trifft. 


vn Prog 


Zum Schlusse komme. ich zu dem Haushaltplan des 
Oberbergamtes. Der Etat des Überbergamtes ist der einzig® 
tet, der mit einem Überschußf abschließt. Er bringt keinen 
Fehltetrag. Er hat im vorigen Jahre einen Überschuß gehaht 
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von 681.-Franken und in diesem Jahre einen solchen von 84 
Franken. Es ist erfreulich,daß das Überbergamt mit einem 
Üterschuß sbschließt. Es werden Wünsche geltend gemacht die 
darauf hinzielen, daß das Überbergamt bei dem Knsppschafts- 
wesen sich die Hegelung des deutschen ee er an- 
sieht, daß insbesondere die Pensionierung der leute, die im 
zer bau über Tage beschäftigt sind, Schon mit 15 Jahren ein- 
reten känn. 


Meine Herren! Es sind kleine Dinge, mit denen wir 
una beschäftigt haben. Vielleicht erscheint es manchem un- 
fruchtbar, daß man diese Dinge immer wieder erwähnt. Aber 
bis die Dinge grundlegend geändert werden, bleibt uns nichts 
anderes übrig, daß wir der Öffentlichkeit und dem Vöolkerbund 
die Mängel aufzeigen, um die Illusion zu zerstören, als ob 
die Verwaltung im Saargebiet ohne Mängel wäre. Die Verwaltung 
ist nur noch insoweit erträglich, als sie von den alten deut- 
schen Beamten ausgeübt wird. Ich möchte der Hoffnung Ausdruck 
ee wenn der Geist von Locarno, der schon so oft im 

aufe der Sitzung zitiert worden ist, seinen Einzug auch im 
Saargebiet hält, diese Dinge besser werden und ein Etat wie 
der von 1925 der letzte gewesen ist, daß die künftigen Haus- 
haltpläne des Ssargebietes überhaupt sachlicher gehalten sind, 
daß wir mitzusprechen haben, und daß er sich dann ganz be- 
rien. zum \ohle der Bevölkerung des Saargebietes auswirken 
wird. 


sitzender Scheuer: Der Herr Argeordnete Schmelzer hat nach der !\oh- 
nungsverordnung gefragt. Ich darf mitteilen, daß bei den NMit- 
liedern des Hauses wenig Neigung besteht,über den 15.Dezemter 
inaus zu tagen und gewünscht wird, daß sich die Regierung 
beeilen möge, die Vorlage sc rasch als möglich vorzulegen. 
Auf Erkundieung ist mir mitgeteilt worden, daß die Vorlage 
wahrscheinlich diese Woche noch dem Hause zugehen wird. Die 


Überweisung in die Kommission ist bereits erfolgt,sodsß di- 
rekt nach Ersöheinen der Vorlage in die Kommissionsberatung 
eingetreten werden kann. _ ” 

Dann haben die Herren Abgeordneten levacher 
und Schmelzer von blöder Autokratie und unsittlichen laten 
der u re gesprochen. Ich nehme an, daß hiermit 
keine persönlichen Beleidigungen beabsichtigt wäaren,sonst 
müßte ich diese zurückweisen. 


Syyamog ayasıydmsbousgs Wey2n4g4DOS Hi 7 


Es liegen noch die Anträge der Kommunistischen 
Partei vor üker 
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3) Maßregelung von Vertretem in Gemeindevertre tungen 


und b) betr. kommunalpolitische Entrechtung des Stadtteils 
ssarlouls IL. 

Die Anträge haben Sie in der vorletzten Sitzung bereits ge- 

hört. 


Das Wort hat der Herr Abgeordnete Reinhard ! 


Abe. Reinhard 
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Abg. Reinhard (K.P.): Meine Herren! Wir erächten es für notwendig, 
auf diese Dinge zurückzukommen und zwar besenders wegen dem 
Schönen Geist von Locarno, den die Herren den gänzen Tag pre- 
digen. Es ist bezeichnend, daß gerade die Partei,die den - 
Geist von Locarno so sehr predigt, die gewählten Vertreter 
der Arbeiterschaft ihres NMändates Harauft. wie dies geschehen 
ı8t in Ludweiler, \an beruft sich bei diesen Maßnahmen auf 
die Aheinische Iandgemeindeordnung,die allerdings schon ein 
Jahrhundert sit ist. Auf Grund dieser Ordnung beraubt man 
die Vertreter der Ärbeiterschaft ihres Nandates. 


\ | ‚ber Antrag unserer Partei geht davon aus,deß die 
Parteien ja oder nein zu diesen Dingen sagen. Ich bitte,daß 
über unsere Anträge abgestimmt wird. Nicht, daß man es macht 


wie bisher, daß man sich um eine Stellungnahme herumdrickt. 


ich habe festgestellt,daß im Saargetiet noch Nan- 
date verteilt werden aufgrund des alten Preußischen Dreiklas- 
senwahlrechts. In den Schreiben der Regierungskomission 
wird zum Ausdruck gebrächt,daß der politische Wille der Mehr- 
heit entscheidend ist. Auch hier wollen wir eine Entscheidung 
herbeigeführt haben. Wir können nicht von der Fartei der Nit- 
te verstehen, die immer wieder die Schilder von Freiheit und 
Recht heraushängt ‚daß sie es nicht fertiggebrächt hat,daß in 
der Angelegenheit Saarlouis-Roden der Fort Tle und der Wil- 
le der Arbeiterschaft respektiert wird. 


‚ ir bitten abzustimmen,ob ja oder nein. Wenn hier 
erklärt wird, daß eine Einheitsfront bestände, so ist die 
Sache um so tyrischer, daß man die Vertreter der Arbeiter 
mit Füßen tritt,und ich glauke, wenn Sie Ihr eigenes Wort 
nicht lügen strAfen wollen, daß Sie gezwungen sind, zu unse- 
ren Anträgen ja zu sagen. 


orsitzender Scheuer: Ich darf Ihnen erwidern, daß wir es bei allen 
diesen Punkten, die nicht Gegenstand der Tagesordnung sind, 
bei dem bisherigen Nodus belässen. Wir geben diese Anträge 
an die Hegierung weiter. Ich stelle die Frage, ob zu diesen 
Anträgen das Wort gewünscht wird. 
Des lort hat der Herr Ätgeordnete Rrettar! 


Dan Bisttar (8,P,): Weine Herren! Die Sozialdemokratische Fraktion 
hat mit Bezug auf die beiden Änträge folgendes zu erklären: 
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/ Zu Tunkt 1 \Gewaltmsßnahmen gegen Gemeinderatsgit- 
glieder ‚Stadtverordnete oder Abgeordnete) haben wir folgenden 
tandpunkt eingenommen: 
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55 ist unzulässig, daß Sich ein Bürgermeister soweit 

vergeht,daß er die Folizeigewalt in Anspruch nimmt,um gegen 

 eriägläeder vorzugehen. Es geht nicht an, daß 
gewählte jertreter des Volkes so behandelt werden. Es wird 
aufgate der lartei sein, auf Ahstellung dieser Zustände hin- 
zuwirken.-Auf keinen Fall werden wir noch einmal dulden,daß 
ein Bürgermeister sich das Recht herausnimnt ‚gewählten Ver- 
tretern das Wort abzuschneiden und sie an der Fortsetzung 
der Sitzung zu verhindern. Wir erklären uns in diesem Punkte 
mıt den Kommunisten einige und verlangen Abänderung der evtl. 
bestehenden Verordnungen,daß sich derartige Sächen nicht 
immer wiederholen. 


Zu 
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Zu. Punkt 2 betr, Angelegenheiten in Saarlouis II 
verlangen wir von der Regierung, daß sie recht bald einen 
Gesetzentwurf einbringt, und daß sie hierbei ihrer Befugnis 
dahin Geltun Terschartt: daß in Roden eine Änderung ein- 
tritt ,damit Jie RPevölkerung gleichberechtigt vertreten wird. 


Vorsitzender Scheuer: Das Wort hat der Horr Abgeordnete Levacher ! 


Abg. ZLevächer: (Z.): Zum ersten Full können wir keine Stellung nehnen, 


da uns der Vorgang gänzlich unbekannt ist. Ihre Ausführungen, 
z - - a . N 

zu Herm Reinhard Zewandt) sind nicht für uns die srundläge , 
auf die wir eine Entscheidung aufbauen können. Grundsätzlich 
mus die Geschäftsordnung vorschreiben,was im einzelnen Fall 
zu geschehen hat. Ich verweise Sie auf den deutschen Reichs- 
tag, der auch Veßregelungen kennt,ebenso das preußische Äb- 
geordnetenhäus. 


‚Zuruf des Abg.Reinherd: Nur Kommunisten! ) 


Da liegt der Hase im Pfeffer. Es muß in jedem Hause eine Ord- 
nung Sein, um die Verhandlungen sachlich‘ zu Ende zu führen. 
Ob in dem vorgebrachten Felle der Bürgermeister im Recht ist 
oder nicht,das wissen wir auch richt. Jedenfalls muß die Ge- 
Schäftsordnung soweit gehen wie in Reichstag und im Abgeord- 
netenhaus. 

| Bei der Rodener Geschichte spielt ein starkes Par- 
telinteresse mit. 


‚Zuruf des Atg. Reinhörd: Bei der Zentrumspartei!) 


Nicht so hitzig,Herr Reinhard, ich werds es Ihnen schon sagen. 


Die Zahl der Kommunisten war ım Schwinden und nun möchte msn 
gegenüber der Zentrumspärtei an Boden gewinnen. Ich möchte 

ie Hegierung titten zu entscheiden, oF der Bingemeindever- 
trag zn Recht besteht, Dann möchte ich die Kommunisten darauf 
sulmerksam machen, daß in Neunkirchen such nach Ortsteilen 
gewählt wird, Ich häbe noch nicht gehört, daß sich die Konm- 
munistische Partei darüber entrüstet hätte. 


Vorsitzender Scheuer: Das Wort hat der Herr Ahgeordnete Reinhard ! 


bg. Reinhard (K.F.): Weine Eerren! Ich stelle fest,die Zentruns- 


Fraktion nimmt durch ihren Sprecher die berühmte zwei- 
deutige Haltung ein. Sie erklärt: W; 
die Verhältnisse in Dudweiler zu prüfen. Neine Herren, hi 
handelt es sich richt darun, daß man einfach Polizeimaßnahmen 
getreiien hat, sondern es handelt sich um die unerhörte Tlat- 
Sache, daß das Gemeindeparlament ein Gemeinderatsmitglied ° 
ausgeschlossen hat, daß das Gemeinderatsmitglied Donate nicht 
mehr dem Gemeinderat angehört ‚also darum, daß der Gemeinde- 


rat dazu übergeht, gewählte Vertreter ihres Nandates zu herau- 


ben. Meine Herren, wir haben schon vor lochen unseren Antrag 
eingetracht, Die haben erklärt, Sie würden in der Zwischen- 
zeit Gelegenheit nehmen, die Dinge zu prüfen. Heute erklären 
Or. SEN 2 . A J . y 4 Qt Fa, 

Öle, »le hätten nicht die Gelegenheit gehabt die Sachlage zu 
prüfen. Die Redefreiheit der Abgeordneten durch die Polizei 
zu unterbinden, das zeugt deutlich von dem Geist von Locarno, 
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den Sie heute gefeiert haben. as die Frage von Roden anbe- 
Kent meine Herren, Sie _werfen uns vor, die Kommunistische 
Parteı würde dort ıhre Farteisuppe kochen, wenn von unserer 
Seite ein Antrag im Interesse der werktätigen Bevölkerung 
eingebrächt wird. Die Frage steht so, daß die Regierung sagt, 
die Mehrheit der Parteien muß entscheiden. Sie erklären hier, 
die Regierungskommission muß entscheiden. Die latsache ist 
sber so, daß die gesamten Fraktionen von Saarlouis 1 der Zen- 
trumsfraktion Angehört und daß die Fraktion nicht dulden woll- 
te,daß den Bürgernvon Reden die gleichen Rechte gebührten, 
wie den Krämerseelen in Saarlouis 1. Sie wollen ein vaarpar- 
lament haben; ich bedauere Sie wirklich, daß Sie noch nicht 


mit diesen kleinen Fragen fertig werden können. Es gibt nichts 


anderes, als daß man entweder dafür oder dagegen stimmt. Wir 
hätten gewünscht, daß Sie eine klare Stellung in dieser Frage 
eingenommen hätten. 


orsitzender Scheuer: Das Wort hat der Herr Abe. Eifler ! 


Ipg. Eifler (K.P.): Ich muß zur Geschäftsordnung feststellen, daß 
das, was Herr levächer betr. dem lahlmodus von Neunkirchen 


Bes BDRR, nichts mit der Abstimmung über unsere Anträge zu 
un hat. 


Eorsitzender Scheuer: Herr Reinhard, die von Ihrer Partei eingebrach- 
ten Anträge sind bekannt Benscht worden. Die Sozialdemokra- 
tische Fraktion hat eine Erklärung Beh die Zentrums- 
artei ebenfalls. Die Deutsch-Saarländische Volkspartei und 
ie Fartei für Haus-und Grundtesitz verzichten darauf einzu- 
gehen. Damit ist die Angelegenheit erledigt. 
Das Wort hat der Herr Abgeordnete Äiefer ! 


bg. Kiefer (2.): 


Abg. Kiefer 
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ıbg. Kiefer (Z.): Meine Herren! Wir gehen etwas anders vor als die 
Kommunisten. Wir geben unseren Antrag ab und sagen, das 
ist unsere Meinung und verlangen nicht von den anderen Per - 
teien etwas zuzustimmen, was sie nicht billigen können. 
Wenn die Zustände im Daargebiet zur Geltung kämen, wie sie 
in Rußland bestehen, so würde man nicht nur durch Polizei 
herausgetrieben, sondern niedergeknüppelt werden. 
( Zuruf des Abg. Reinhard: Die Möglichkeit ist 
dort nicht gegeben das VoTk zu beschwin- 
deln,wie Ihr das tut.) 
(Glocke des Vorsitzenden) 
orsitzender: Herr Reinhard, ich rufe Sie zur Ordnung. 
p&. Kiefer (Z.) fortfahrend: Ich habe namens meiner Fraktion fol- 


gende Anträge einzubringen: 


Zu mn mn m en a en nn nn 


der Zentrumsfraktion des landesrates betr. 


1 


Wiedereinführung der Markwährung im Daargebiet. 
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Die Regierungskommission wird aufgefor- 
dert, den früheren Rechtszustand in der Nah- 
rungsirage wieder herzustellen, d.h. die Nark- 
währung wieder einzuführen. " 


Begründung: 
Im Gegensatz zu den Bestimmungen des Versailler Ver- 


trages und entgegen der einmütigen Stellungnahme des Ian- 


W Proz 


n 


desrates hat die Regierungskomission mit Wirkung von 

I. Juni 1923 die französische Währung als alleiniges ge- 

setzliches Zahlungsmittel im vaargebiet eingeführt. Es be- 

darf heute keiner besonderen Darlegung mehr, daß die da- 

mals von der Regierungskommission für ihre Naßnahmen gege- 
‚ bene Begründung, die auf die Stabilität des Franken fußte, 


sich als vollkommen haltlos erwiesen hat. 


Antrag 


> 
In 





466 


a 
ANTRAG 


— 6 we Me en en an ee — u 
— WE nn EEE WE ER ne ne en en Be 


der Zentrumsfraktion des landesrates betr. 


Frendenlegion. 


’ Die, Kegierungskomnission wird aufge- 
fordert, sofort bei der französischen Re le- 
rung alle Schritte zu tun, damit die in der 
französischen Armee als araeenleßiönäre ZU- 


rückgehaltenen Saar-Einwohner entlassen werden. " 
Begründung: 
Durch das Saar-Statut ist jeglicher Militärdienst 


für den Saarländer verboten. Die französische Regierung 
ist daher nicht berechtigt, Ssarländer in ihr Heer ein- 
zustellen. Noch weniger trifft dies zu auf Minderjährige, 
die nach den deutschen für den Saarländer geltenden Ge- 
setzen einen wirksamen Vertrag in dieser Hinsicht über- 


haupt nicht schließen können. 


Die Zentrunsfraktion ist der Ansicht, daß die 


Regierungskommission in dieser wichtigen Angelegenheit 


nicht mit der erforderlichen Energie vorgegangen ist. 
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der Zentrumsfraktion des Landesrates betr. 


Saarländische Eisenbahnstrecken in rein 
ranzosıschem betrieb. 
/ 


Im Saargebiet gibt es mehrere Eisenbahnstrecken, 





die sich seit der Besatzungszeit in rein französischen 
Betrieb befinden, unter französischer Verwaltung stehen 
und von Frankreich als Eigentum beansprucht werden. Dies 


bezieht sich auf die im Saargebiet liegenden Strecken der 


ehemals 
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ehemals den Reichseisenbahnen in Elsaß-lothringen als de- 
ren ausschließliches Eigentum gehörigen Linien: 

1) Merzig - Betzdorf, 2) Dillingen -Busendorf, 

3) Bous- Völklingen -Hargarten. 

Die auf diesen Strecken tätigen deutschen Beamten 
und Arbeiter sind der französischen Eisenbahnverwaltung 
dienstlich und disziplinarisch unterstellt und erhalten 
von diesen auch ihre Dienstbezüge. Nach unserer Informa- 
tion sind diese Angestellten jedoch von einer Beförderung 
ausgeschlossen und stehen sich auch hinsichtlich ihrer 
Bezüge und Rechte schlechter als ihre Kollegen im Saarge- 
biet. 

Die auf den Bestimmungen des Versailler Vertrages 
ruhende Rechtslage ergibt schon einwandfrei, daß die ge- 
santen, im Sasrgebiet liegenden Strecken nicht von Frank- 
reich als Eigentum beansprucht werden können und daß sie 
nicht von Frankreich verwalt et und betrieben werden dür- 
fen. Auch diese Strecken hätten von der Verwaltung der 
Saar-Eisenbahnen übernommen werden müssen. Die Duldung 
des bisherigen Zustandes seitens der Regierungskommission 
muß als ein Verstoß gegen den Versailler Vertrag ange- 
sehen werden. 

Wir richten daher an die Regierungskommission den 

Antrag, mit allem Nachdruck dahin zu wirken: 

1) daß sämtliche, im Saargebiet liegenden 
Strecken und Einrichtungen der ehemals 
elsaß-lothringischen Reichs-Eisenbahnen 
dem Eisenbahnnetz des Saargebietes Ange- 
gliedert werden, 

2) daß der ganze durch den bisherigen Zustand 
dem Saargebiet entstandene Schaden dem DAaT- 
gebiet von Frankreich ersetzt wird, 

3) daß sämtliche auf diesen Strecken tätigen 
nn 03 89 Siegelhen 


in jeder Beziehung auch hinsichtlich der 
verflossenen 
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verflossenen Zeit ihren Kollegen im Saargebiet 
gleichgestellt werden. 


——— ui ul WW u WE un | u 
——— | u u u u u 


der Zentrumsfraktion des landesrates betr. 
SE Re -8 en 


| Schon mehrfäch beantragte die Zentrumsfraktion 
eine Reform der saarländischen »teuergesetzge bung, 
Diese Forderung erheben wir heute erneut, da die bis- 
herige Entwicklung eine sozial-gerechtere Ausgestal- 
Tune des gesamten Steuerwesens zur zwingenden Notwen- 
digkeit macht.- Bei dieser Reform gilt Insbesondere zu 
beachten, den französischen Staat schärfer zur Steuer- 
entrichtung heranzuziehen und die lohn-und Gehalts- 
steuer sozialer auszugestalten, zumal durch die Inkraft- 
setzung der neuen indirekten Steuern eine stärkere Be 
lastung der breiten Volksschichten in die Erscheinung tritt. 


Das sind die Anträge,die wir der Regierungskommission 
unterbreitet haben und ich richte an den Herm Staatskommis- 
sar die Bitte, daß er der Regierungskommission sagt, wie die 
Stimmung und die Meinung ist und daß sie alles tun möge, die - 
sen Änträgen zum Durchbruch zu verhelfen. 
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| Im Verlauf der heutigen Debatte ist die Fiskalkommis- 
sion genannt worden. Die Bevölkerung des Saargebietes kann 
keinen Grund erkennen, wsrum die Fiskalkommission besteht, 
in der der Franzose lebie und der französische Schweizer 
Devoine die Hauptrolle spieter. Es wäre die Frage zu unter- 
suchen, sind die Herren Finanzkontrolleure Constant und Da- 
voine befugt und in der lage, le a a 
Ämter auszuüben. Welches ist ihre Vorbildung und welches 1st 
ihre frühere Tätigkeit _? Es ist bekannt, daß Constant eın 
kleiner Buchhalter in Straßburg gewesen ist. Die beste Netho- 
de wäre, daß diese Leute Herm Vigier bald folgten und daß 
gen Leute hinsetzt, die das Vertrauen der Bevölkerung genie- 
en. 


7 II 


Be un / 


orsitzender Scheuer: Das Wort hat der Abgeordnete Hoffmann! 


bg. Hoffmann (S.P.): Ich stelle nur das eine fest, daß ich es_sehr 
merkwürdig finde, daß man Anträge heute zur Debatte stellt, 
die uns bis jetzt noch nicht vorgelegen haben. Es ist mir 
unerklärlich, daß man diesbezügliche Antrfge stellen kann. 
Unsere Fraktion ist auf Grund dessen und um wieder Ordnung 
in die Bude zu bringen nicht in der lage, zu diesen Anträgen 
Stellung zu nehnen. 
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orsitzender Scheuer: Das Wort hat der Herr Abgeordnete Reinhard! 


he. Reinhard (K.P.): Meine Herren! Die Kommunistische Fraktion 
stellt fest, daß gerade die Zentrumsfraktion es war,die bei 
Anträgen üunsererseits darauf fußte,daß diese Anträge vorher 
in Kommissionsberätungen vorgelegt werden müßten, um den 
übrigen Farteien Gelegenheit zu geben, zu diesen Anträgen 
Stellung zu nehmen. Nun ist es äber dieselte Partei,die nun 
ins Plenum geplatzt kommt. Es kommt uns aber so vor,Herr 
levächer, daß der Pfeil, den der Schütze abgeschessen hat 
-in der Frage der Ägitatıon gerade auf den Schützen wieder 
zurückprallt. Es scheint mir, daß die Zentrumspartei heute 
wieder mal das Redürfnis hat,etwas ÄAgitation zu treiben. 


orsitzender Scheuer: Das Wort hat der Herr Abgeordnete Schmelzer! 


bg. Schmelzer (DSV): Wir schließen uns den Anträgen der Zentruns- 
it an, und beantragen zu dem Punkt Steuerwesen einen 
usatz in der Weise, daß wir dis Hegierungskommission er- 
suchen, dem Landesrat baldigst eine Vorlage über Vermögens- 
steuer der Gesellschäften zugehen zu lassen, wie sie im 
Reich besteht. 


orsitzender Scheuer: Das \iort hat der Herr Abgeordnete Gärtner! 


bg. Gärtner ıZ): Meine Herren! Ich möchte die Kegierungskommission 
noch auf etwas aufmerksam machen, was wohl nicht die ganze 
Bevölkerung betrifft,äber doch sehr wichtig ist. Die im 
Daargetiet bestehende Kreditnot zeitigt schlimme Folgen im 
Mangel an flüssigem Geld. Zur Beschaffung eines eigenen 
Heimes mit ihren Spargroschen von einigen tausend Franken 
sind Hunderte, ich möchte sagen läusende dazu übergegangen, 
aus eigenen Nitteln und eigener Kraft den Hohbau fertig zu 
stellen. Die Unmöglichkeit der Geldbeschaffung gestattet 
die Vollendung des Hauses nicht , da Zinsen ın der Höhe 
von 8, 10 und mehr Frozent verlangt werden. Ühne daß das | 
Haus bewohnbar gemacht ist und ohne daß es irgendwie 
ausgebaut wird, müssen Leute,- ich kann Namen nennen, in 
3 Monaten 15, 16 und 1700.-Franken an Zinsen aufbringen. 
Es sind krasse Fälle und die Gefahr hesteht, daß die armen 
leute ihr Haus und ihre Spargroschen verlieren. 
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Was von den leuten gesagt wird, die aus freien 
Stücken gebaut haben, gilt auch für die, die im Wohnungs- 
bauverband 1923 gebaut haben. Diese haben im Monat 4 bis 
500.-Franken aufzubringen, Es gibt leute, die so kleine 
Wohnungen für sich in Anspruch nehmen Aınd kaum Nieteinnah- 
men haben. Die leute sind schlimm dran und ich weise Auf 
folgenden Vorgang hin: 


er 


+ 


Es ist seinerzeit von der Regierung die Anweisung 
ergangen, daß die Regierung in SENARUNE gezogen hätte ‚Nit- 
tel zu bıilligem Zinsfuß bereitzustellen und die Gemeinden 


sollen 
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BEN.) er 
sollen keine Kredite gewähren. Diese Aktion 153+ bis 
eute auf Sich warten und die Zustände sind so, wie ich 
sie Sezeichnet habe, _ie Leute haben im guten Glauken 
gehandelt, haben sich aber getäuscht und laufen Gefahr, 
ihre sauerrerdienten Groschen zu verlieren. Ich nöchte 
die .Fflicht nicht versäumen, die hegierung uf diese 
Dinge Sufmerksanm zu müchen, damit Abhilfe geschsffen wird. 


rsitzender scheuer: Las \iart hat der Herr Äbgeordnete Sticher! 


8. Sticher (K.P.): Meine Herren! Wir haben uns schon in der vorigen 
ndesratssitzung bemüht, diesen Antrag, den ich jetzt 
zur Veriesung bringen werde, einzubringen, aber er wurde 
zurückgestellt, weil in dieser Sitzung Anträge nicht mehr 
zur Verlesung ee werden sollten. Dieser Antrag re- 
trifft die Notlage der Staatsbediensteten und lautet: 


“= * Der Landesrat möge beschließen: 


1) Den Staatsarbeitern und unteren Besnten bis zu 
Gruppe VII die als Vorschuß bezahlten Gelder 
als eine einmalige Teuerungszulage zu belassen. 


2) Den Staatsarbeitern und unteren Beamten eine 


30 prozentige Lohn- und Gehaltserhöhung zu ge- 
währen. " 
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Es ist unmöglich für den /rbeiter mit 4.bis 500 Franken 
monatlich suszukommen und es ist unmöglich für den Ar- 
beiter, der heute im Betrieb steht, mit 700 Franken aus- 
zukommen. Der Höchstverdienst fir einen Eisenbahnvorar- 
beiter beträgt 800 Franken,dagegen haben andere Arbeit r 
»00 bis 600 Franken. Es ist ganz gut, daß die Verwal- 
tung technische Umgestaltungen vornimmt ,aber man darf 
diese nicht so vornehmen, daß die sozialen Binrichtungen 
zugrunde Zehen, Sc kann Ich nachweisen, ds£ß im Betrieb 
ot.Wendel die Zustände so tief eingerissen sind, daß dort 
nunmehr 83 Mann sich an € Waschbecken waschen müssen.D e- 
se Zustände müssen vor allen Dingen auf der Eisenbahn. 
von der Regierungskommission beseitigt werden. Wenn die 
mstellungen euch vorgenommen werden müssen, so dürfen 
doch dadurch nicht die sozialen Einrichtungen zugrunde 
ehen. Ich haffe, daß die Regierungskommission nicht ‚wie 
isher, lange auf sich warten läßt, und daß sie nicht, 


vn peg 


t 
wie tisher, den Sewerkschaften weiter kein Geh6r schenkt. 
Ich will auch erwarten, daß die Regierungskommissien nicht 
mehr wie bisher den Ministerialdirektur beauftragt ‚der 
| en 
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der den Leuten erklärt, hier meine Herren, wir haben sc- 
viel Geld ausgeworfen, ihr bekommt soviel (entimes mehr 
die Stunde. Die Gewerkschaften müssen gehört werden. Ieh 
laube nicht, daß der Ministerialdirektor weiß, wie die 
otlage von den Arbeitern ist und wie es in einer Arhe:- 
terfamilie aussieht. Ich möchte die Regierungskommission 


bitten, daß sie nicht mehr ‚enge damit wartet, den Stasts- 
zu 


arbeitern und Angestellten eifen. Denn am 1.Dezenter 
sollen schon 50 Franken vom Vorschuß abgehalten werden. 
vaämtliche Stastsbedienstete haben ihre Kohlen in den Kel- 
ler geschafft und sonstige Änschaffungen für den Winter 
gemacht und nun sollen ihnen noch 50 - 60 Franken Vor- 
Schuß abgehalten werden. Wo soll das denn hinkommen. Ih 


bitte die Regierungskommission daraufhinzuwirken. daß die- 


se Vorschüsse sofort B,egereo schlagen werden, und deß sie 
in Verhandlungen eintritt mit den ewerkschäften,daß das 
Iohnniveau der Arbeiter und Angestellten erhöht wird. 


in greßen Betriebsversammlungen ist genügend 

Kundgetan worden, was das heutige Akkordsystem bei der 

' Eisenbahn ist. Ich möchte auch erwähnen, wie es bei der 
Holzschneidesnstält, die errichtet worden ist. zugeht. 


Diese zur veranschlagt mit 400.000.-Fres. und heute kostet 


sie Schon 2 //2 Millionn Desweiteren muß ich daraut hin- 
man, deß Beamte ganze vaggon Holz weggeschleppt haten. 
ich will den Oberbahnmeister Sy 12ppl aus OÜttweiler an- 
führen, der 2 Waggon Holz erhalten hat. 


Weine Herren! Da sehen Sie, wie gewirtschaftet 
wırd, daß keine regelrechte Verwaltung besteht. Desweite- 
ren möchte ich noch sagen, wir müssen uns die Löhne und 
Gehälter vor Augen führen und daß es unmöglich ist, daR 
ein Arbeiter mit 4 bis 500.- Franken auskonnt. 


Vorsitzender Scheuer: Herr Abgeordneter Sticher, ich wer der Nei 


nung, daS vie zu den Anträgen sprechen wollten,sonst hät- 
ten Die nach Herm Brettar erst sprechen können,da Herr 
Rrettar in dieser Ängelegenheit als erster um’s liort ge- 
beten hat. 


vas Wort hat der Herr Abgeordnete Rrettar! 
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Abg. Bretter (S.P.): Meine Herren! Wie mein Herr Vorredner, so sehe 
auch ich mich veranlaßt, zu der Notlage der Arbeiterschaft 
Stellung zu nehmen. Es ıst ein bedauerliches Zeichen und 
kann für die meierng alles andere sein als ein lob,daß 
sie eine derartige Haltung einnimmt. Die dürft nicht glau- 
ben, weil im Landesrat keine Rede mehr von lohn- und Ge- 
haltsfragen war, daß keine Veranlassung zur Lohnerhöhung 
bestanden hätte. Nvin,meine Herren, die Sache liegt anders, 
denn während des Sommers haben Arbeiter-und Beamtengewerk- 
schaften die Regierungskomission ersucht, in Verhandlungen 
einzutreten, um eine Aufbesserung des Existenzminimums zu 

ewährleisten. Wenn auch die Regierungskommission während 
jeser Zeit versucht hat,mit ganz kleinlichen Aufbesserungen 
einiger Arbeitergruppen und die geringe ÄAufbesserung der 
Verheiratetenzulage und geglaubt hat, die Forderung zum 
Scheitern zu _bringen, So möge sie sich in einem Irrtum Fre- 
finden. Die Regierungskommission hat am 6.7.1925 den Gewerk- 
schaften als Antwort auf ihre Eingabe BESCBEINeN, daß es 
bei der Aufbesserung vom 1.6.1925 bleiben müsse ‚da zu neuen 
Verhandlungen keine Gründe vorhanden wären. \Neine Herren! 
Es war dies eine Aufbesserung vom l.Juni eine kleinliche 
Aufbesserung einiger Gruppen und der Frauenzulage. Ich freue 
mich, daß am heutigen Vormittag von einzelnen Rednem die 
Frage des Defizits angeschnitten wurde und die Herren 
Llevacher und Schmelzer haben versucht, die Ursache des De- 
fizits zu suchen. Ich würde es begrüßen, wenn der. Nachweis 
eliefert werden könnte, daß dort die Wurzel des Ubels liegt. 
jermit wäre beiden Teilen geholfen, denn gerade das Defizit 
ist der Umstand, den man uns vorhält, auf Grund dieses Defi- 
zits sei die Regierungskommission nicht in der lage, eine 
Aufbesserung gewähren zu können. Herr Levacher hat angeführt, 
daß die französische Militärverwaltung der Saareisenbahn un- 
geheuere Summen schuldet. Ich werde, um meinen Äntrag,den 
ich stelle zu Eugen, Ihnen kurz mit einigen Zahlen die- 
nen.De sich die Regierungskommission zu neuen Verhandlungen 
nicht hergibt und daran ist, den gewährten Vorschuß in Ab- 
zugzu bringen, sieht sich die Sozialdsmokratische Fraktion 
gezwungen, der Regierung folgenden Antrag einzubringen, zu 
welchem ich die Zustimmung des ländesrates erbitten möchte. 
Der Antrag lautet: 
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e " Der landesrat wolle beschließen:Die Hegierungs- 
kommission wird ersucht: 


1) Der den Staatsarbeitem‘, Angestellten und unte- 
ren Beamten gewährte Vorschuß, als eine einma- 
lige Wirtschaftsbeihilfe belassen zu wollen. 


2) Die Notlage der Stastsarbeiter Angestellten und 
unteren Beamten durch eine baldige durchgrei- 
Gersg: lohn- und Gehaltserhöhung beheben zu wol- #3 

eher 3 


4 N PuoZ 


Begründung : 


Infolge der steten Fränkenentwertung und die dadurch 
hervorgerufene a ee IR ERRSDBESRE ist die 
Not der Arbeiter, Angestellten und unteren Deamten 
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bis auf’s äußerste gestiegen. Die Beschaffung von Winter- 
vorräten und Kleidungsstücken ist fast unmöglich. Die große 
Not derselben kenn nur durch eine durchgreifende Iohn-und 
Gehaltserhöhung und Niederschlagung des Vorschusses besei- 
tigt werden. 


Meine Herren! Wenn wir nun bedenken, daß gerade in 
dem Monat, in dem das Weihnachstfest gefeiert wir ‚die Re- 
gıerung dazu übergeht und die Verwaltung zwingt, die Vor- | 
Schüsse wieder einzubehalten, so werden Sie mir beistimnen | 
müssen, wenn ich sage, daß das ein Ding der Unmöglichkeit ist. 
Den Staatsbediensteten, die den Vorschuß erhielten, um für 
den Ninter Einkäufe zu machen, wird es unmöglich sein,mitten 
im Winter,wo das Fest der freude und des Friedens gefeiert 
werden soll, dieses Geld wieder zurückzuzahlen. Wenn der (e- 
haltsvorschuß abgezogen wird, wird es ihnen + ° unmög- 

ich sein, ihren Kindern, wenn der Tag kommt ‚eine kleine 

Freude bereiten zu können. Neine Herren! Sie’werden ent- 
Schuldigen, wenn ich etwas weit aushole,aber zur Begründung 
unseres Antrages, der. . ‚. vielleicht nicht ganz verständ- 
lich sein wird, ist es notwendig. Die Arbeitgeberorganisation 
versucht in der Presse, besonders in der Saarbrücker Zeitun 
uns immer wieder nachzuweisen, daß die Arbeitgeber als solch: 
nicht in der Lage seien,mehr zu geben. Es wird nun unsere 
Aufgabe sein, zu versuchen und zu er ründen, was die Regie- 
rungskommission bisher für Mittel gebraucht hat, die RPeamten- 
Schaft ganz besonders die oberen Beamten aufzubessern, und 
was Sie für die Ärbeiterschaft getan hat. Es darf daraus . 
nicht die Schlußfolgerung gezogen werden, als ob unsere Frak- 
tion der Ansicht sei dad 1e Beamten zu viel hätten. Das 
penis] ist der Fall. Wir erkennen an, daß die Beanten- 
Schalt diese Gehälter braucht,aber wir verlangen, daß die 
Regierung auch daran denkt, daß sie eine untere Reamten- 
Schaft und such eine Arbeiterschaft hat, für deren Wohl und 
Wehe sie ebenfalls verantwortlich ist. Meine Herren, ich 
darf ihnen nun folgende Zehlen anführen, die in die Zeit zu- 
rückgerechnet sind, in der der Franken eingeführt wurde. 
Bin Arbeiter der Lohngruppe 1 mit mehr als 20 Dienstjahren 
„„ die höchste lohngruppe bei der Eisenbahn- hat bei 26 
Arbeitstagen, ohne sariale Zulage, eingerechnet die ÄAlters- 
zulage, eine Aufbesserung gegenüber dem 1.5.1921 von BO %. 

Die lohngruppe 7 - die schlechtbezahlteste- die 
überhaupt nicht im Mlinge beschäftigt wird, hat unter den 
gleichen Verhältnissen wis bei der lohngruppe 1 eine Aufbes- 
serung um rund 48 %. 

Der für die Reamtenschaft eingerechnete Prozentsatz 
stellt sich folgendermaßen: 
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Ich beginne mit der ee 2, die in Wirk- 
lichkeit fast keine Beamten enthält. Das Höchstgehalt eines 
eamten in der lohngruppe £, ohne soziale Zulage, aber nit 
dem Teuerungszuschlag hat sich gegenüber dem 1,4.198 als 
der Franken eingeführt wurde, um 56 % erhöht. Gruppe V um 69%, 
srupve XVIII um 172 Prozent. Diese nackten Zahlen Sprechen 
ande, wenn sich die Aufbesserung gegenüber derjenigen ie 
von 56 Prozent zu einer Steigerung von 172 Prozent auswirkt, 
so wird es bald Pflicht der Hoßlatung, hier Wendel zu Schaf- 
ten. Das Gleiche gilt von der Kinderzulage. Es gibt keine 


berechtigtere 
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berechtigtere Forderung, als daß diese genau so gehalten 
sein muß, wie diejenige der Reamten, Bei den Beanten ist sie 
vom untersten bis zum obersten gleich, Die Kinderzulage te- # 
trägt bei den Besmten 90 Prozent mehr als bei den Arbeiten. 
Meine Herren! Dies alles trägt dazu bei, daß bei den Staats- % 
arbeitem eine große Unzufriedenheit besteht. 
Hier kommt noch die Pehanälung der Arbeiter hinzu, 
Ks müssen alle Hebel in Bewegung gesetz werden, um hier 
Nandel zu schaffen; Herr Schmelzer hat sich schon susge; 
sprochen über die Zustände auf der Burbacher Hütte, Nicht 
allein da, sondern auch andere Stellen haben sich bekl. gt: 
Die Bisenbahndirektion geht nun dazu über,ihre Zeitarbeite? 
mitten im Ninter auf die Straße zu setzen. Das ist eine Hit 
te, die unverständlich ist. Die Regierung sollte, wie Herr 
ochmelzer schon ausgeführt hat, dazu übergehen, daß sie die 
Arbeitslosigkeit im Winter verhindert. Die Eisenbahndirek- 
tion entläßt die leute jetzt, um sie im Frühjahr wieder zu | 
beschäftigen. Ich kann Ihnen versichern,daß &s die Eisenhahn- 
direktion sehr notwendig hätte, die Arbeiter auch im Winter 
zu beschäftigen und nur die Maßnahmen der Reeierun ‚viel- 
leicht spielt dabei Herr Iabie eine große Rolle mit. sind es, 
die eine Meiterbeschäftigung der Arbeiter nicht zulassen. 
1305 Ich glaute daß meine Ausführungen Ihnen voll. 
Ständige Klarheit geschaff*+ haben,und ich möchte Sie geteten 
eben, stimmen Sie unserem Antrag zu. 
| . ber Regierung mö:hte ich sagen: Wir warnen ie 
eindringlich, verkennen Sie nicht die lage, sie ist äußerst 
zugespitzt. Wir sind versichert,deß € draußen bei den Pri- 
vatbetrieben die Ärteiterschaft sehr schjecht gestellt ist; 
wır wissen aber such, daß die Besoldungsmeßnehmen der Staafs- 
betriebe hier vorbildlich wirken müssen. Aueh auf die Perg- 
verws.tung und alle anderen Arbeitgeber titten wir hinzu- 
wirken,damit dort endlich » in Bezug auf Iohn- und Gehalts- 
bewegung das gemacht wird, was unbe ingt notwendig ist, und 
zwar er re wir diese Aufbesserung in eirer stabilen Wäh- 
rung. %s geht nicht an und die wersate Arteiterschsft hat 
kein Interesse daran zum zweitenmsl ein Opfer der Inflation 
oder ein Stützungsobjekt für den französiSchen Franken zu 
werden. _ch empfehie der Regierung, recht bald mit den (e- | 
werkscheften in Verbindung zu treten und eine allgemeine Lohn- % 
und Gehaltserhöhung vorzunehnen. | 


Vorsitzender: Des Wort hast der Abgeordnete Petri ! 
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bg. Petri 'S.P.): Meine Herren! Es ist bekannt, daß in diesem Hause 
wiederholt Forderungen erhoben wurder die sozialen Ängelegen- 
teilten zu reformieren und zu verbessern. Rei Sinführung der 
indirekten Steuern wurde versprochen, das Existenzminimum 
zu erhöhen. Der Herr Staatskomnissar hat uns damals mitge- 
teilt, daß das Gesetz in Arbeit sei. Es scheint, daß beider M# 
Sıerung in punkto soziale Angelegenheiten ein großer 1 
ehlendrian eingetreten ist. Es ist Tatsache, daß die Existenz- 
minimumsgrenze 1923 festgesetzt wurde. Seitdem haben sich | 


aber die Verhältnisse geändert und mithin müßte die Regierung 
autamatisch den Setz erhöhen. 


re 


; Desweiteren die Pfändungsgrenze. Es wurde von Herm 
Gärtner betont, daß Leute, die vom Geld des lWohnungsbeurer- 
andes getaut haben, heute in Not und Elend leten. ae ort 
eben 
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isben in den schlimmsten Zuständen und müssen Zinsen und 
Amortisation zahlen. Sie machen Schulden und ihr lohn wird 
gepfändet. Der Iohn wird gepfändet bis zu 350.-Franken und 
was darunter ist, muß an den Wohnungshauverhand abgegeben 
werden. Wir fordern von der Kegierungskommission,daß end- 


pe Remedur geschaffen und die Pfändungserenze erhöht 
wird. 


| Das Gleiche ist beim Grundlohn in der Krankenver- 
Sicherung zu verzeichnen. Der Grundlohn Deisaet 10.“ Bis 
8.- Franken,sodaß der Kranke 6.- bezw. 9.-. Franken bekommt, 
uch hier verlangen wir eine Anderung. 


In der Unfallversicherung ist dasselbe Bild. Über 
7 bis 8000.- Franken beträgt der wirkliche jährliche Arbeits- 
verdienst und im Gesetz stehen 3400.- Franken. Was dsrüber 
1St, wird zu einem Drittel sngerechnet. Wir stehen gegen- 
über Deutschland sehr weit zurück. Wir sind etwas anderes, 
als nur ein land, wo soziale Vers rechungen gemacht werden. 
Die Regierungskommission kenn ach von Deutschland ein 
Muster abgucken. Ich bitte den Herrn otaatskommissar, uns 
diesbezüglich eine Krklärıng abzugeben. 


'orsitzender:Scheuer: Des Wort hat der Abgeordnete Kiefer ! 


bg. Kiefer (2.): Unsere Steliunenahme zu sozialen und Jirtschafts- 
en ge ıst zu bekannt and so oft in der Vergangenheit be- 
tont worden, da3 sich heute längere Ausführungen e übrigen. 
Wie die wirtschaftliche ge der Bevölkerung ist, kann man 
säglich aus der Presse ersehen. Das kann man ersehen aus 
den Urganen der wirtschaftlichen Vereinigungen und das kann 
man auch im Verkehr mit dem Volke ersehen. Mir können nur 
sagen, daß wir die Anträge, die von der Linken gestellt 
worden sind, unterstützen und die egıerungskommission er- 
suchen, nicht nur das, was darin gefordert wird sondem 
alles das, was von wirtschaftlichen Gruppen an Forderungen 
aufgestellt worden 1St, durchzuführen, und schnellstens zu 
verwirklichen, sowie auf den französischen Staat einzwir- 
en,damit endlich einmal der Abhau der unsoziälen Hrch- 
Spannung hier im Saargebiet erfolgen kann. 
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orsitzender Scheuer: Damit ist die Aussprache abgeschlossen. 


+ 
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bg. Petri (S.P,): Ich dachte, der Herr Stastskommissar hätte noch 
etwas mitzuteilen. 


orsitzender Scheuer: Damit ist die Aussprache geschlossen. Des Wort 
hat der Eerr Abgeordnete Schmelzer 


g. Tchmelzer (DSV): Wir stimmen dem Antrag zu, daß der, den Staats- 
arbeitern und Beamten gewährte \Vorschuß,diesen belassen 
bleiht,. Auch stimmen wir dem Äntrag zu,daß im einer’ bes \ 
dige Peratung des Gesetzes betr. Pfändung von Lohn und Ge- F 
halt eingetreten wird. Äuf einen bestimmten Satz können wir 
uns heute noch nicht festlegen. 


prsitzender Scheuer: Das Wort hat der Herr Abgeordnete Kiefer! 


7Vv 


äbg. Kiefer 





Abg. Kiefer (2.): Um einer irrtümlichen Auffassung vorzubeugen, 
erklären wir,äal es vus nicht Carum gegangen hat,neue An- 
„iöge einzubringen. "ir heben uns nur für verpflichtet ge- 
alten aller 5sTE} 


D 
ben,die bereits gestellten Anträge in anderer Form der 
Regierung zulliedeu zu lassen. 


Vorsitzender Scheusr: Wir kommen zur Abstimmung! 


Die Sozialdenokretischs Partei hat ihr Gutachten abgegeben, 
auch ist das Mmtächten dex Kommunistischen Partei einge- 
laufen. 


Das Wort hat cer Herr Äbgeordnete Reinhard! 


J 


Abg. Reinhard (K,P.): Die Kommunistische Fraktion lehnt die vor- 
liegende Nove_le ab. Heute morgen hat man in der Aussprache 
ehört, daß man noch eins Steuer bewilligen soll. Die Ar- 
eiterschaft ıst schon mit 2/3 der Steuem belastet und 
aufgrund dieser Frags allein ist es notwendig,daß wir die 
Vorlage ablehnen. 


Ich habe folgendes Cutaohten abzugeben: 


. Die Kommunistische Fraktion lehnt die Vorlage betref- 
fend Wertzuwschssteuer an. 
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1. Durch die Vorlage gar Hogleren skommission wird 
der Healwertzuwschs nicht erfaßt. 


2. Die stsverfreie Grenze ist zu niedrig. 

3. Die Steuern fließen in ihrer Mehrheit in das 
Budget_der Hegierungskommission,während die Kon- 
munen leer ausgehen. 


Die Kommnistische Fraktion ist grundsätz- 
lich für die Erfassung des wirklichen Wertzuwechses des Re- 
sitzes muß aber die Vorlige der hegierungskommission aus 
den oben susgeführsen Srinden ablehnen. 


Vorsitzender 


Im 
ID 
u 
9 
|s 
iu- 
1 
N’ 
IR 
ia 
DD 
IR 
ı® 
'S 
0 
? 
IR 
ıd 
# 
1 7y 
io 
im 
ı® 
1% 
13 
[& 
; in 





RE: 


> 
N 








mn 
7 ne 9 ” 
. un “ SELTENER mw: q 5 vn 
Must ei EEE ? Ze 1 it a re. napt ar a A ee 24 Mi \ 
er ER Du .. aa EEE Hr 6 2 {2 “ 5 
a CE ur er 


. Be ee =, 
nk: — pe 





\ 
Se 


Vorsitzender Scheuer : Das lort hat der Abg, Dr.v.Vopelius 


Abg. Dr.v.Vopelius Dar); Meine Herren! Als Fundament er Steuer- 


esetzgebung gilt die Gerechtigkeit. Leider m ich sagen, 
aß das Wertzuwachssteuergesetz in seiner heutigen Auf- 
machung nicht gerecht ist. Früher war das Wertzuwachssteuer- 
gesetz da, um den unverdienten Wertzuwachs zu erfassen und 
hat verhältnismäßig gute Erträge gehabt. Heute liegen die 
Verhältnisse im Saargebiet anders. Zunächst muß einmal & - 
sagt werden, daß der Ertrag des Gesetzes außerordentlich 
gering ist. Die Stadt Saarbrücken weist in ihren Haushalt 
aus Nertzuwachssteuer ca. 1 Million Franken aus bei einem 
Gesamthaushalt von 50 bis &C Millionen Franken,also noch 
nicht 2 % des Gesamthaushaltes ‚_eine Summe, die tei der 
Beurteilung der Einnahmen keine Kolle spielt. Vor dem Krie- 
ge sind im landkreise Saarbrücken die Unkosten für das Wert- 
zuwachssteuergesetz selbst höher gewesen, wie der Ertrag 
und heute ist es zweifellos genau dasselbe. Kurz und gut, 
mar kann ein solches Gesetz, das ja.an sich mehr Belästi- 
era zu bringt und wirklich nichts einbringt,nicht weiter 

estehen lassen, Es kommt hinzu, daß die Pertstel lungen 
der Steuersätze so außerordentlich Schwierig sind, daß sie 
tatsächlich viele Käufe und Verkäüfe an dem Umstende, daß 
niemand weiß, was für eine Steuer er zu zahlen haben wird, 
Scheitern lassen. Ich stütze mich hier auf eine Auslassung 
des Notariatsvereins in vaarbrücken, der das in einer kin- 
gabe ganz besonders zum Ausdruck brächte und erklärte, daß 
viele Käufer und Verkäufer lieber einen höheren Unsatzs#® n- 
pel bezahlen wollten, als weiterhin eine jertzuwäachssteuer. 


Um auf die speziellen Verhältnisse des vaargebietes 
zu kommen, muß gesagt werden, daß das Gesetz in seiner Ver- 
wirklichung eine außerordentiiche yuserechtigkeit darstellt. 
Stellen Sie sich vor, daß ein Grunds ück, das vor mehreren 
Jahren zu einem bestimmten “rankenbetrag gekauft worden ist, 
heute zu einem höheren PFrenkenbetrag wieder verkauft wig . 
Dieses Grundstück braucht darum einen effektiven Nertzu- 
wachs garnicht zu haben. Wenn der Kurs ee Ast, 
ist oft ein derartiger Verlust zu verzeichnen, daß der Er- 
tragspreis - an testen gemessen - niedriger ist,wie der 
ınkaufspreis vor soviel Jahren. Trotzdem wird ein solches 
Grundstück,das vor 3 Jahren für 15.000.-gekauft worden ist, 
zu 20 oder 25.000.-wieder verkauft wird, so liegt doch ohne 
weiteres für den Verkäufer ein Verlust am Goldwert gemessen 
‚„ ver und er muß die Wertzuwachssteuer doch bezahlen. Die 
Verbesserungen, welche Hegierungskommission und Sozialdemo- 
kraten bringen, können bis zu einem gewissen Grad Erfolg 
haben; aber sie verändern doch die eten geschilderten Ver- 
hältnisse nicht. Vielleicht verbessern sIe die kleinen Im- 
mobiliärverkäufe,aber bei großen Verkäufen bleibt die Unge- 
rechtigkeit bestehen. Ich wi!l ein anderes Beispiel anfüh- 
Ten,; Angenommen, jemand hat ein großes Grundstück und ver- 
kauft dieses in kleinen Teilen zu Preisen, die unter der 
Befreiungsgrenze liegen, dann braucht er keine Steuern zu 
zahlen. ee er aber dieses Grundstück in einem verkauft 
dann muß er Steuern zahlen. Kurz und gut, wohin man blickt, 
in dem ganzen Gesetz liegen Ungerechtiekeiten, die nicht 
mehr bestehen bleiben dürfen. Nun hat man versucht, beson- 
ders die Sozialdemokraten, durch eine sehr fleißfige Arbea t 
rundlagen zu schaffen, die alledem Rechnung tragen. et 

a 
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ich glaube, meine Herren, es wird auch das unmöglich sein. 

1© werden das nicht erfassen, was Sie erfassen wollen. 

ch bin der Meinung, wir werden auch bei einer stabilen 
Frankenwährung nicht darüber hinwegkommen ‚ebensowenig bei 

nwendung der Goldparität oder des Index einer richtigen 
Beurteilung nicht gerecht wird, solange der Immobilien- 
markt keine Preise aufweist, die auch der veränderten Kauf- 
kraft des Goldes gerecht werden. Bis dahin hat es aber 
noch gute lege. Wir haben auf Grund dieser Verhältnisse 
folgendes Gutachten abzugeben, in welchem wir den Wunsch 
aussprechen, die nesie rungskomnission mö e das Wertzuwachs- 
Steuergesetz beseitigen. Nir wollen nich ‚ daß das Gesetz 
suspendiert wird, sondern wir wollen es ganz beseitigt ha- 
ben. Ich darf unser Gutachten verlesen. 


u — 


no 


Die urgeastorheltung des Wertzuwachssteuerge- 
setzes vom 14. Februar 1911 in der Fassung vom 3. Juli 

‚, geändert durch die Verordnung der Regierung - 
kommission vom 7.Dezember 1923, erscheint im Daar- 
gebiet unmöglich. 


Die Durchführung des Gesetzes während der Dauer 
der unstabilen Frankenwährung zeitigt eine ganze 
>ihe von Ungerechtigkeiten, die darin liegen, daß 
eine Wertzuwachssteuer in zahlreichen Fllen zur 
Errechnung kommt, in denen ein Wertzuwachs tatsäch- 
lich nicht eingetreten ist. | 


Als naige davon zeigt sich, daß Schon seit ge- 
raumer Zeit die Nertzuwachssteuer durch die in 
Frage kommenden Behörden in umfangreichstem Maße 
niedergeschlagen werden muR und in außerordent- 
lichem Umfange Stundungen der Steuer beantragt und 
genehmigt werden. Dazu ist der Ertrag der NWertzu- 
wachssteuer am ganzen Steuereinkomnen der Kommu- 
nen und des Saargebietshaushaltes gemessen derart 
Bering, daß es mehr als fraglich erscheint, ob die 
rhebungskosten der Steuer überhaupt gedeckt werdn. 


Auch die in der vorliegenden Verordnung a ni 
schlagenen Verbesserungen tragen durchaus nicht 
dazu bei, die im Gesetz liegenden Ungerechtigkei- 
ten aus der Welt zu schaffen. 


ERSne nie wird eine Umstellung des Gesetzes 
auf Goldgrundlage, wie eine solche auf den Index, 
eine gerechte lösung des hertzuwachssteuerproblens 
herbeiführen, da in beiden Fällen der Goldentwer- 
tung keine Fechnung getragen wird. 


Erst wenn der Immobilienmarkt als solcher eine 
Veränderung dahingehend erfährt, daß der Immobilar- 
besitz wieder wie in Friedenszeiten normal d.h. 
unter Berücksichtigung sämtlicher in Frage kommen- 
der Faktoren bewertct wird, wird es möglich sein, 
den unverdienten Wertzuwachs richtig zu rl I 
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Eine normale Bewertung des Immobilarbesitzes er- 
scheint jedoch nach u > der Verhältnisse im Saarge- 
biet wie auch in dem, dem »aargebiet benachbarten 
Staate in absehbarer Zeit vollkommen ausgeschlossen. 


Aus allen diesen Gründen erscheint es unmöglich, 
gas Wertzuwachssteuergesetz aufrecht zu erhalten. Auch 
die Suspension des Wertzuwachssteuergesetzes ist in 
Anbetracht der Verhältnisse unangebracht, da eine 
solche nur Nert hätte, wenn einigermaßen Aussicht für 
eine baldige a der augenblicklichen verworre- 
Ben DEREN SIBERTSENN: nisse des Immobilärbesitzes be- 
stünde. 


Die unterzeichnete Partei glaubt daher ihr Gut- 
achten dahin abgeben zu müssen: 


Die Regierungskommission möge die vollständige 
Mae Dune des Wertzuwachssteuergesetzes vom l4. Februar 
1911 in der Fassung_vom 3.Juli 1913,geändert durch 


die 'e roränung der Regierungskommission vom 7.Dezeme r 
1923 beschließen. 


Deutsch-Saarländische Volkspartei. 


Vorsitzender Scheuer: Das Wort hat der Herr Abgeordnete Kiefer! 


Abg. Kiefer \Z2.): Wir haben uns in der Fraktion mit dem Gesetz be- 
schäftigt und sind zu der Erkenntnis gekommen,daß,solänge un- 
stabile Verhältnisse bestehen, das Gesetz immer Härten 


bringen wird,die zu einer Aufregung der Bevölkerung beitragen. 


Wir geben unser Gutächten dahin ab,das Nertzuwachssteuerge- 
setz niederzuschlägen und wenn stabile Verhältnisse eintre- 
ten, wieder zu dieser Sache Stellung genommen werden kann. 


Vorsitzender Scheuer: Das Wort hat der Herr Abgeordnete Albert ! 


Abg. Albert 
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ge. Albert (H.u.L.) Meine Herren, ich schließe mich den reiden 


Herrn \crrednern an und gebe folgendes Gutachten ab: 
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* Nicht nur vom Standpunkt des städtischen 

und ländlichen Besitzes, sondern auch vom all- 
emeinen wirtschaftlichen Standpunkt ist _dıe 
uwachssteuer bel einem esitzübergang als ein 
Übel zu bezeichnen. Die Zuwächssteuer hemmt 
nicht nur den freien Verkehr auf dem Immobi- 
lienmarkt, sondern sıe hindert durch ihre Aus- 
wirkungen in hohem Grade die Freizügigkeit,na- 
mentlich der »tadt vertsuernd auf die Nohnun8S- 
mieten und auf dem Lande versteuernd auf die 
Produktion der Lebensmittel. 


Die Wertzuwachssteuer als Besteuerung des 
unverdienten Wertzuwachses,der sich bei Bıgen- 
tmwechsel von Grundstücken er ab, stammt aus 
der Zeit des beispiellosen wirtschaftlichen 
Aufschwunges Deutschlands. Es kann nicht Wun- 
der nehmen, daß zu der damaligen Zeit,als die 
neuen Großstädte geradezu aus dem Boden wuchsen, 
der Nert dieses Bodens ın erheblicher leise 


sen Anteil davon zurückzugeben, das war der 
Sinn des ersten deutschen Wertzuwachssteuer- 
gesetzes. 


Die Zeiten haben sich aber leider nur all- 
zusehr geändert. Das Nertzuwachssteuergesetz, 
Sin Kind einer Epoche überquellenden eich - 
tums, paßt nicht mehr ın unsere Zeit beispiel- 
loser ällgemeiner Verarmung hinein. Nie man- 
rg hat sich auch dieses Gesetz völlig über- 

eDt. 


Die Regierungskommission des Saargebietes 
hat dieses vor Erlaß der Tuwachssteuerverord- 
nung vom 7. Dezember 1923 ganz richtig erkannt 
Cie wollte die Nertzuwachssteuer im Saargebiet 
sanz aufheben. Im aber dem Lande und den Ge- 
meinden die früheren Finnahmen aus dem Resitz- 
wechsel nicht zu schmälern, erhöhte sie den 
Crundstücksumsatzstempel auf_6 % des Wertes 
der Verkaufsobjekte. Diese Abgabe ist schon 
sn sich abnorm hoch und Schwer verträglich. 


Nun gab aber die Be na dem 
Drängen der landräte un Pirgermeister nach, 
die ın gänzlicher, Verkennung der wirtschatt- 
lichen dcr wirtschaftl chen Auswirkung Gur «url 
zZumachssteuer trotz der gänzlichen Verändsrung 
der wirtschaftlichen Verhältnisse ihre Beibe- 
haltung befürworteten. . 
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Es erfolgte der Erlaß der Verordnung vcm 7.Dezen- 


ber 1925,aber der 6 prozentige Umsatzsteuerstem- 
pel blieb bestehen. 


. , Die gänzliche Unhaltbarkeit der sich nun ent- 
wickelnden Zustände ist bekannt. Sie führten zur 
Vorlage des neuen Zuwachssteuerverordnungs-Entwurfes. 


Ich bitte den ländesrat,; sich den von nir angeführten Ge- 
sichtspunkten nicht zu verschließen und die gänzliche Auf- 
hebung der Wertzuwachssteuer und die Rückzahlung der in der 


Zeit vom 1.Januar 1924 ab erhobenen Steuerbeträge zu be- | 
Schließen. 


Können Sie sich aber hierzu nicht verstehen,so bitte 
ich Sie, der Vorlage der Regierungskommission zuzustimmen 


aber mit Abänderung des Schlußsatzes in Art. 20 


"Eine Surszehlung bereits gezahlter Steuerbeträ- 
ge erfölgt nicht " 


ER 


"Insoweit höhere Steuerbeträge erhoben wurden, 


als sie dieser Verordnung entsprechen,erfolet 
ihre Rückzahlung. " 
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Schließlich möchte ich noch um die Unterstützung eines An- 
trages bitten, bei Kkinführung der neuen Zuwachssteuerrerord- 


nung den Umsatzstempel von 6 auf 4 % herabzusetzen. 


Vorsitzender Scheuer: Das Wort hat der Herr Abgeordnete Reinhard ! 

Abe. Heinhard (K.?.): Ich möchte ein kurzes Wort sagen. Ich glaube, 
d#ß die Ausführungen des Herm Hoffmann nicht den Tatsachen 
entsprechen. !ienn gesagt wird, daß durch das Gesetz der grös- 
te leil der Summe nicht in die Kommunelkasse fließt, so 
stimmt das.Der größte Teil wird aufgefressen dureh Verwal- 
tungskosten. Das Gesetz rentiert sich nicht. 


\ 
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Vorsitzender Seheuer: Nachdem sämtliche Farteien ihr Gutachten ab- 
gegsten haben, setze ich voraus, daß die wutaächten die Zu- 
stimmung der Mitglieder der einzelnen Parteien Finden, 

Damit ist die Abstimmung geschehen. Ich schließe di 


| dr 
Sitzung. 


Schluf der Sitzung 5 Uhr 15 Minuten. 
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